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Die Sitzung wird um 12 Uhr 1 Minute durch den 
Präsidenten D. Dr. Gerstenmaier eröffnet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung ist 
eröffnet. Als einzigen Punkt der Tagesordnung 
rufe ich auf die 

Dritte Beratung des 

Entwurfs eines Gesetzes betreffend das Pro-
tokoll vom 23. Oktober 1954 über die Be-
endigung des Besatzungsregimes in der Bun-
desrepublik Deutschland (Drucksachen 1000, 
zu 1000, Umdruck 296), 

Entwurfs eines Gesetzes betreffend den Ver-
trag vom 23. Oktober 1954 über den Aufent-
halt ausländischer Streitkräfte in der Bun-
desrepublik Deutschland (Drucksache 1060), 

Entwurfs eines Gesetzes betreffend den Bei-
tritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
Brüsseler Vertrag und zum Nordatlantik-
vertrag (Drucksache 1061, Umdruck 298), 

Entwurfs eines Gesetzes betreffend das am 
23. Oktober 1954 in Paris unterzeichnete Ab-
kommen über das Statut der Saar (Druck-
sache 1062; Umdrucke 297 [neu], 299); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für aus-
wärtige Angelegenheiten (4. Ausschuß) 
(Drucksache 1200). 

(Erste Beratung: 61. und 62. Sitzung; zweite 
Beratung: 69., 70. und 71. Sitzung.) 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat Herr von Merkatz. 
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Dr. von Merkatz (DP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf zunächst zur Ge-
schäftsordnung sprechen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zur 
Geschäftsordnung hat der Abgeordnete von Merkatz. 

Dr. von Merkatz (DP): Ich habe lediglich meine 
Wortmeldung, wie das üblich ist,  abgegeben, aber 
ich glaube, es wäre zweckmäßig, und ich wäre dem 
Herrn Präsidenten dankbar, wenn die Stellung-
nahme meiner Fraktion in der üblichen Ordnung 
eingereiht würde. Durch die Wortmeldung, die zu 
Anfang der Sitzung zu geschehen hat, ist hier ein 
kleiner Irrtum passiert. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 
Ich bitte also, an dieser Stelle verzichten zu dür-
fen, damit der Ablauf der Debatte in der üblichen 
Reihenfolge vor sich gehen kann. 

(Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem 
Herrn Abgeordneten von Merkatz. Inzwischen hat 
sich der Herr Bundeskanzler zum Wort gemeldet. 
Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

(Lachen bei der SPD. — Heiterkeit in der 
Mitte und rechts.) 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und meine Herren! Ich möchte mir 
erlauben, namens der Bundesregierung einige Sätze 
an Sie zu richten. Der Behandlung der Pariser Ver-
träge im Plenum ist, wie Sie wissen, eine sehr ein-
gehende Beratung in den Ausschüssen vorange-
gangen, und ich glaube, die Bundesregierung hat 
die Verpflichtung, den Mitgliedern der Ausschüsse 
und insbesondere den Berichterstattern für die 
große Arbeit, die sie auf sich genommen haben, 
herzlich zu danken. 

Die Abstimmung zeigt die Entschlossenheit des 
Deutschen Bundestages, den als richtig erkannten 
Weg weiterzugehen. Ich glaube, wenn die dritte 
Lesung heute in der gleichen Weise endet wie die 
zweite Lesung und wenn diese Pariser Verträge 
vom Bundesrat verabschiedet sind, dann sind wir 
ein großes Stück weitergekommen auf dem Wege 
zum Frieden, zur Freiheit und zur Wiedervereini-
gung. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Aber, meine Damen und Herren, es liegen dann 
noch weitere große Aufgaben vor uns, und ich 
habe die herzliche Bitte und die Hoffnung, daß, 
nachdem die Entscheidung gefallen ist, sich das 
ganze Haus in der Bewältigung der noch vor uns 
stehenden Aufgaben zusammenfinden wird. 

(Erneuter Beifall in der Mitte und rechts.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. von Brentano. 

Dr. von Brentano (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Diskussion der letz-
ten Wochen und auch die Debatte der letzten Tage 
hier in diesem Hause bestätigt, daß es insbesondere 
zwei beherrschende Aspekte sind, aus denen heraus 
die Verträge gewürdigt und verabschiedet werden 
müssen. Es ist dies einmal die Beurteilung der welt-
politischen Lage und zum anderen die voraussicht-
liche Auswirkung der Verträge für Deutschland, — 
ich sage bewußt „Deutschland" und nicht etwa „die 
Bundesrepublik". 

Immer stärker empfinden wir, daß der zweite 
Weltkrieg im Jahre 1945 keinen Abschluß gefunden 
hat und daß die Waffenruhe, die vor nunmehr zehn 
Jahren eingetreten ist, nur scheinbar einen Frie-
denszustand geschaffen hat. Es ist im Jahre 1945 
den Alliierten nicht gelungen, den Krieg zu been-
den und durch schöpferische und gestaltende Be-
mühungen die Voraussetzungen für eine echte Ent-
spannung und damit für einen dauerhaften Frie-
den zu schaffen. So ist es nicht gelungen, die Län-
der am östlichen Rande des europäischen Kontinents 
zu befrieden. Sie wurden nicht befreit, sondern er-
obert und mit den Mitteln des Terrors und der Un-
terdrückung in den sowjetischen Machtbereich ein-
gegliedert. Die unerbittlichen Anstrengungen um 
eine Bolschewisierung der sowjetischen Zone 
Deutschlands sind gerade für uns Deutsche ein be-
redtes Beispiel dafür, daß für die Sowjetunion der 
Krieg auch nach Beendigung der Kampfhandlun-
gen nicht abgeschlossen war, sondern, wenn auch 
mit andern Mitteln, auf europäischem Boden fort-
gesetzt wurde. Und die Blockade von Berlin, der 
Korea-Krieg, die Indochina-Krise und neuerdings 
die Auseinandersetzungen im asiatischen Raum zei-
gen, mit welcher Virtuosität die Möglichkeiten er

-

kundet und ausgenutzt wurden, um kriegerische 
Verwicklungen zu schaffen. Die Sowjetunion hat es 
wohl verstanden. jeweils einen Zeitpunkt zu wäh-
len, in dem die westliche Welt müde oder unent-
schlossen schien, um vom Kalten Krieg zum hei-
ßen Krieg überzugehen, aber diesen auch wieder 
zu beenden, wenn die weltpolitische Lage dies rat-
sam erscheinen ließ. Es wäre darum, glaube ich, 
falsch, jedes dieser Ereignisse isoliert zu sehen und 
als ein mehr oder weniger zufälliges historisches 
Akzidens zu betrachten. 

Das Jahr 1939 hat eine Welt in Bewegung ge-
bracht, und wir können nicht sagen, ob die Kata-
strophe, die damals begann, tatsächlich ihren Ab-
schluß gefunden hat — und wir nur noch die Nach-
wirkungen spüren — oder ob diese Ereignisse den 
Beginn einer neuen Weltkatastrophe ankündigen, 
die nicht zuletzt bei dem heutigen Stande der soge-
nannten Kriegstechnik alles Vorangegangene über-
treffen müßte. Aber wenn wir uns darüber Rechen-
schaft geben, daß alle diese Ereignisse in einem 
inneren Zusammenhang stehen, dann müssen wir 
daraus die Konsequenz ziehen, daß die äußerste und 
gespannte Aufmerksamkeit ebenso erforderlich ist 
wie die  wache Bereitschaft und Entschlossenheit. 

Kritische Analysen der augenblicklichen Situation 
mögen notwendig und wichtig sein, aber für irgend-
welche Voraussagen ist doch kein Raum, nicht für 
optimistische, aber darum auch nicht für pessimisti-
sche. Wir stehen vor einem Phänomen, das wir zu-
mindest im Augenblick noch nicht ergründen können 
und dem wir sicherlich nicht näherkommen, indem 
wir es leugnen oder geschichtsmorphologische Be-
trachtungen anstellen. Denn die Welt ist durch das 
Aufkommen und durch die machtvolle Entwicklung 
des Bolschewismus in ihrer Struktur vollkommen 
verändert worden. Vielleicht haben wir es vor 1945 
geahnt, aber es wurde in der letzten Konsequenz 
noch nicht sichtbar. Denn damals gärte noch die of-
fene oder stille Revolution in Rußland, und die 
innere Ordnung war noch nicht gefestigt. Äußeres 
Anzeichen waren die pausenlos aufeinander folgen-
den inneren Kämpfe, die in unzähligen Schau-
prozessen ihren Ausdruck fanden. Vielleicht ist es 
die grausigste Ironie der Weltgeschichte, daß ein 
Adolf Hitler kommen mußte, um diese neue Macht 
durch seinen Angriff zusammenzuschweißen und 
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ihr die Verwirklichung ihres ebenso revolutionär 
wie imperialistisch bedingten Expansionismus zu 
ermöglichen. 

Aber mit dieser Entwicklung haben sich auch die 
Gegebenheiten verändert, die unser außenpolitisches 
Denken bestimmt haben. Vielleicht ist hier der 
tiefste Grund der Verwirrung zu finden. Die Mei-
nungen darüber, ob irgendwelche Anzeichen für 
eine echte Entspannung sichtbar seien, mögen aus-
einandergehen. Sicherlich haben sich gewisse 
Wunschvorstellungen, die sich an personelle Ver-
änderungen in der Sowjetunion und die darauf fol-
gende innerpolitische Entwicklung Rußlands knüpf-
ten, nicht verwirklicht. Aber lassen wir die Frage, 
ob die Bereitschaft, unter angemessenen Bedingun-
gen zu verhandeln, in der Sowjetunion größer ge-
worden ist oder nicht, zunächst beiseite. Wir müs-
sen uns darüber klar sein, daß die Geschichtswirk-
lichkeit, in  der wir stehen, nichts mehr gemeinsam 
hat mit der von gestern. 

Das bedeutet, daß die Kategorien, in denen wir 
dachten, keine Gültigkeit mehr besitzen' können für 
die Entscheidungen, die heute auf uns zukommen. 
Für eine Politik etwa der Rückversicherung, wie sie 
unter Bismarck galt, ist ebensowenig Raum wie für 
eine Politik der Optionsfreiheit, wie sie unter Bülow 
geführt wurde. Allianz- und Bündnisverträge, wie 
sie dem Dreierbund oder der Entente zugrunde 
lagen, passen nicht mehr in die veränderte Wirk-
lichkeit. Nicht nur der europäische Kontinent, son-
dern die Welt hat ein anderes Gesicht bekommen. 
Es gibt keine kontinentaleuropäischen Großmächte 
mehr, die  miteinander rivalisieren und die den Ver-
such unternehmen könnten, sich durch Bündnisse 
zu überspielen. Auch die Vorstellungen, die einem 
Vertrag von Rapallo zugrunde lagen, gelten nicht 
mehr, da die Voraussetzungen fehlen. 

Die kontinentaleuropäischen Staaten haben die 
Machtstellung verloren, man kann auch sagen: ver-
spielt, die sie einmal besaßen. An diesen europä-
ischen Kontinent, ja in diesen Kontinent hat sich 
eine neue gewaltige Macht vorgeschoben, und man 
könnte sogar aussprechen, daß die alten europä-
ischen Staaten nur noch ein Randgebiet des ohnehin 
kleinen Erdteils innehaben. Die Gegensätze, an 
denen sich früher ihre Streitigkeiten entzündeten, 
wir können sie nicht mehr begreifen und wir kön-
nen uns den Luxus nicht mehr leisten, sie weiter zu 
pflegen, als ob um uns herum und mit uns nichts 
geschehen wäre. 

(Lebhafte Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Die Forderung nach einem engen Zusammenschluß 
der europäischen Völker entspricht also durchaus 
nicht irgendwelchen romantischen Vorstellungen. Es 
geht nicht darum, die Zeit Karls des Großen zu be-
schwören und von einer Wiedergeburt seines Rei-
ches zu träumen. Aber nicht weniger irreal und 
gefährlich wäre es, wenn man glaubte, heute an 
irgendwelche Gedanken anknüpfen zu können, die 
vor 1914 und vielleicht noch in der Zeit zwischen 
den zwei Weltkriegen die europäische Politik be-
stimmend geformt haben. Am Ostrand des euro-
päischen Kontinents liegt nicht mehr ein zwar gro-
ßes, aber doch schwaches zaristisches Rußland, son-
dern das bolschewistische Rußland, das sich weite 
Teile der Welt einverleibt oder in seinen Macht-
bereich einbezogen hat. Wir brauchen nicht nach 
Asien zu blicken; es genügt die Feststellung, daß die 
osteuropäischen Randstaaten von der Ostsee bis zum 
Schwarzen Meer in dieses neue Weltreich eingeglie-
dert wurden. 

Die politische Haltung dieses großen Blocks wird 
bestimmt von einer revolutionären Dynamik, die 
von pseudoreligiöser Inbrunst und nationalistischem 
Fanatismus gleichermaßen genährt wird. Die be-
stimmenden Elemente dieser Politik sind nach au-
ßen die Drohung und nach innen die Gewalt. 

Im Mittelpunkt dieses Spannungsfeldes liegt 
Deutschland. Die Wahnsinnspolitik des Dritten Rei-
ches ist letztlich dafür verantwortlich. Aber die 
Teilung Deutschlands offenbart die Tragik des 
ganzen europäischen Kontinents, und ihre Beseiti-
gung wird damit auch zur verpflichtenden Aufgabe 
aller Völker Europas. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir können dieser veränderten Situation nur mit 
veränderten Vorstellungen und mit anderen Mitteln 
begegnen. In dem Bemühen, von dem wir sicherlich 
nicht frei sind, alle nicht frei sind, das alles in das 
gewohnte Schema hineinzupressen und in Wertkate-
gorien einer vergangenen Zeit zu denken, darin 
scheint mir die letzte Wurzel des Irrtums und der 
tiefste Anlaß auch für die Fehlentwicklung der letz-
ten Jahre zu liegen, vielleicht auch der letzte Anlaß 
für manches Mißverständnis im deutschen Volke. 
Früher war es das Bestreben, ja, man kann sogar 
sagen, der Stolz einer jeden Großmacht, ihre eigene 
Politik zu machen. Man tat das im Vertrauen auf die 
eigene Stärke und in dem Bemühen um die eigene 
Unabhängigkeit. Allianzen wurden abgeschlossen, 
um anderen machtpolitischen Zusammenschlüssen 
zu begegnen, aber niemals um eines echten gemein-
samen Zieles willen. 

Für solche Erwägungen ist kein Raum mehr. Es 
haben sich gewaltige Machtkonzentrationen entwik-
kelt, neben denen kleine Nationen — und wir sind 
zu einer kleinen Nation geworden — vielleicht dann 
noch allein bestehen können, wenn und solange 
ihre geographische Lage und ihr wirtschaftliches 
Potential sie unangreifbar oder uninteressant er-
scheinen lassen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Hier scheint mir auch der grundsätzliche Unter-
schied in der Beurteilung der Verträge zu liegen. 
Die Opposition sagt uns, das ureigenste deutsche 
Interesse verlange von uns, den Versuch zu unter-
nehmen, uns aus diesem Spannungsfeld zu lösen 
und durch eine besondere Ordnung des internatio-
nalen Status eine  Art Katalysator zu bilden.; Deutsch-
land könne und müsse die Aufgabe übernehmen, 
die beiden Machtblöcke auseinanderzuschieben; es 
müsse dann stark genug sein, um nicht zum Opfer 
eines unprovozierten Angriffes zu werden, aber auch 
nicht stark genug, um irgend jemanden bedrohen 
zu können. 

Das ist unleugbar eine schöne These, aber in 
Wirklichkeit doch wohl nur ein Traum. Ich möchte 
nicht den Streit um Worte führen und auch nicht 
wiederholt den Versuch unternehmen, die Begriffe 
Neutralität, Neutralisierung und Bündnisfreiheit 
— die deutsche Übersetzung des Wortes Neutrali-
sierung — voneinander abzugrenzen. Ich glaube, 
wir sind uns darin einig, daß eine freiwillige Neu-
tralität, eine Neutralität, die also auf dem souverä-
nen Beschluß Deutschlands als eines in seiner Ent-
scheidungsfreiheit völlig ungehemmten Landes be-
ruhen würde, real nicht denkbar ist. Beispiel einer 
solchen Neutralität sind etwa die Schweiz und 
Schweden. Beide Länder, die durch ihre geogra-
phische Lage obendrein begünstigt sind, gehören 
zu den höchstgerüsteten in Europa. Umfang und 
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Grenzen ihrer Rüstung bestimmen sie frei und aus 
eigenem Entschluß. Beteiligung oder Nichtteilnahme 
an irgendwelchen Bündnissystemen ist ihnen frei-
gestellt. Maßgeblich ist für sie ausschließlich die 
eigene Interessenlage. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 
Eine solche Lösung wäre auch für das wiederver-

einigte Deutschland nicht denkbar. Die geographi-
sche Lage Deutschlands würde die äußersten Rü-
stungsanstrengungen verlangen. Ganz abgesehen 
davon, daß das deutsche Volk außerstande wäre, 
diese wirtschaftliche und finanzielle Last zu tra-
gen, würde ein solches machtvolles Potential auf 
der Grenze zwischen der östlichen und der west-
lichen Interessensphäre eine echte Kriegsgefahr 
schaffen. Jede Seite würde und müßte sich bemühen, 
dieses Potential in seinen Bereich einzubeziehen, 
da seine Zugehörigkeit zur anderen Seite die Ge-
wichte entscheidend verschieben müßte. 

Aber es scheint mir kaum nötig, darüber zu spre-
chen; denn wir Deutsche wünschen eine solche 
Lösung nicht, die uns unerträglich belasten würde. 
Und die Welt würde eine solche Lösung sicherlich 
auch nicht zulassen. Auch hier im Hause ist von 
einem Sprecher der Opposition einmal gesagt wor-
den, daß die bewaffnete Neutralität bei einem Volk 
in der Lage des deutschen ein Unsinn sei. 

Man spricht nun von der Bündnisfreiheit eines  
wiedervereinigten Deutschland. Nun, die deutsche 
Souveränität wäre damit — und darüber sind wir 
uns wohl einig — mit einer permanenten Hypothek 
belastet. Denn diesem Deutschland wäre ja nicht die  

Freiheit zu Bündnissen verliehen, sondern die Ver-
pflichtung auferlegt, sich von Bündnissen frei zu  
halten. Die Vorstellung hat etwas Verlockendes;  

man könnte sich denken, daß das deutsche Volk da-
mit aus dem weltpolitischen Spannungsfeld ausge-
klammert würde; das politische Geschehen würde an  

ihm vorbeigeleitet, und es könnte in ungestörter  

Ruhe seinen eigenen Aufgaben nachgehen und sei-
nen Beitrag zu einem friedlichen Zusammenleben  

der Staaten leisten, die es umgeben. 

Aber ich stelle die Frage: Glaubt iemand ernst-
lich, daß ein solcher Zustand erreicht werden könnte? 
Nach der Interpretation, die uns gegeben wurde — 
und ich zitiere wörtlich —, sollte dieses bündnisfreie 
Deutschland „stark genug sein, um nicht einen Nach-
barn in Versuchung zu führen, aber nicht so stark,  
daß, wenn es auf die eine oder andere Seite über-
gehen sollte, diese Seite eine Überlegenheit über  
die andere bekommen könnte."  

Nun, wer sollte bestimmen, ob die eigene Stärke  
des bündnisfreien Deutschland groß genug oder zu 

 groß wäre? Die Bestimmung könnte logischerweise 
nur den daran interessierten Großmächten oder ei-
ner von diesen kontrollierten Organisation zustehen. 
Dieses Deutschland wäre dann auf die Dauer kon-
trolliert. Es würde zum Spielball in den Interessen-
gegensätzen der Welt. Es wäre in seiner Schwäche 
bedrohlich, da es damit die Stärke der anderen auf 
sich ziehen würde, und jeder Nachbar hätte das 
durch sein eigenes Sicherheitsbedürfnis wohl-
begründete Verlangen, das Wirtschafts- und Men-
schenpotential dieses entmachteten Deutschland in 
seinen Bereich hineinzuziehen. Es wäre aber auch in 
seiner begrenzten Stärke bedrohlich. Denn jeder 
Nachbar würde jede Reaktion des  deutschen Volkes 
mit äußerstem Mißtrauen verfolgen und zu jeder 
Zeit mit dem vorgegebenen oder berechtigten Ein-
wand der Bedrohung intervenieren. Je nach der  

augenblicklichen Interessenlage würde der eine eine 
Stärkung Deutschlands erwarten und fördern und 
der andere eine weitere Schwächung verlangen. 
Für eine eigenständige deutsche Politik wäre kein 
Raum mehr. Die Existenz eines zur Bündnislosig-
keit verdammten Deutschland würde somit den 
Spannungszustand in der Welt nicht mindern, son-
dern in unerträglicher Weise erhöhen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vielleicht erlauben Sie mir eine kleine Bemer

-

kung zu dem, was gestern Herr Kollege Professor 
Schmid ausgeführt hat. Er beanstandete, als er 
die Verträge diskutierte, gewisse Bindungen, ge-
wisse Einschränkungen der Souveränität mit dem 
Hinweis darauf, daß sie der Reziprozität, der Ge-
genseitigkeit, entbehrten. Nun, können wir uns vor-
stellen, daß ein bündnisfreies Deutschland die Rezi-
prozität verlangen und erhalten würde, 

(Zuruf von der Mitte: Nein!) 

daß andere sich der gleichen Verpflichtung unter-
werfen würden? Würden Sie nicht dann auch in 
einer solchen einseitigen, in einer so entscheidenden 
Beschränkung der deutschen Handlungsfreiheit 
eine Belastung sehen, die weit über das hinaus-
ginge, was Sie gestern kritisierten? 

Aber wie wäre das Schicksal Deutschlands selbst? 
Unter dem Zwange der Bündnislosigkeit würde und 
müßte Deutschland zur Autarkie zurückkehren. Der 
Ausbau handelspolitischer Beziehungen nach der 
einen Seite würde von der anderen Seite argwöh-
nisch verfolgt werden. 

(Unruhe bei der SPD. — Zurufe links: 
Unsinn! — Was soll denn das?) 

An einer Erstarkung der deutschen Wirtschaft wäre 
sicherlich niemand mehr interessiert, und niemand 
würde das Risiko eingehen, in dieses politische Nie-
mandsland Vertrauen oder Kapital zu investieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der SPD: Das ist doch Unsinn! 
— Abg. Erler: Die autarke Schweiz, Herr 

von Brentano!) 

— Die souveräne Schweiz, Herr Kollege Erler! 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt]: Wir sind 
es offenbar nicht!) 

Meine Damen und Herren, in der deutschen Lage 
würde eine solche Isolierung Deutschlands eine 
Erschütterung unserer wirtschaftlichen und damit 
unserer sozialen Sicherheit bedeuten, die, wie ich 
glaube, von niemandem verantwortet werden  
könnte.  

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Erneute Zurufe von der SPD.) 

In der zu der sogenannten Bündnisfreiheit gegebe-
nen Definition wurde noch etwas hinzugefügt, das 
ich erwähnen möchte. Wir sind uns alle einig dar-
über, daß das deutsche Volk dem Kreis der freien 
Völker der Welt angehören will und angehören 
muß. Darum wurde auch besonders betont — auch 
hier zitiere ich wörtlich —, „daß niemand auch nur 
eine Sekunde daran denke, daß Deutschland sich 
aus der Freundschaft und der Solidarität der freien 
Völker lösen werde". — Nun, worin besteht Freund-
schaft, wie drückt sich Solidarität aus? Ich glaube, 
nicht in Deklarationen, sondern in der politischen 
Haltung und in der politischen Entscheidung, 

(Sehr richtig! in der Mitte)  
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also in der Handlung, und diese Handlung wäre 
uns untersagt. 

(Abg. Erler: Was stellen Sie sich unter 
Solidarität vor?) 

Wir wären nach dieser Wunschvorstellung wohl 
berechtigt, diese Freundschaft und Solidarität in 
Worten zu bekunden, aber auch nicht mehr. 

Ich will nicht darüber reden, ob wir überhaupt 
in der Lage wären, uns auf eine solche Bündnis-
losigkeit festzulegen. Jetzt sicherlich nicht; denn 
jede solche vorweggenommene Entscheidung, auch 
wenn sie nur in der Erklärung zur Bereitschaft 
bestünde, würde die Handlungsfreiheit einer ge-
samtdeutschen Regierung beschränken oder beein-
trächtigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber es scheint mir nötig, klar auszusprechen, 
daß eine solche Lösung verhängnisvoll und für 
niemanden erträglich wäre, nicht für den Osten, 
nicht für den Westen und am wenigsten für Deutsch-
land selbst. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Uns genügt nicht das platonische Bekenntnis der 
unlösbaren Verbundenheit, der Freundschaft und 
der Solidarität mit den freien Völkern. Wenn wir 
Freundschaft und Solidarität anbieten und anneh-
men, dann wollen wir auch die Bewährung. 

(Abg. Blachstein: Wollen wir auch 
Kanonen!) 

Die Freunde müssen uns helfen, wenn wir in Ge-
fahr sind, und diese Solidarität muß sich zeigen, 
wenn wir in Not sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und wenn wir das von anderen verlangen, werden 
es dann die andern nicht auch von uns verlangen 
können? 

Darum glauben wir, daß wir Deutsche eindeutig 
und klar einen Standort beziehen müssen. Wir wis-
sen alle, wohin wir gehören und wem wir uns 
verbunden fühlen: den Völkern, bei denen die Worte 
Freiheit, Demokratie, Rechtsstaat und Menschen-
würde den gleichen Sinngehalt haben wie für uns, 
und ich meine, wir sollten auch erkennen, daß der 
Widerstand Rußlands gegen die Verträge, gegen die 
Einbeziehung Deutschlands in die Westeuropäische 
Union und in die Atlantische Gemeinschaft nicht 
der deutschen Entscheidung gilt, sondern den Ver-
trägen überhaupt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Ausdruck der gemeinsamen Gesinnung und der 
Entschlossenheit zusammenzustehen ist es, dem der 
Widerstand gilt. Die freie Welt ist unangreifbar 
und unüberwindbar, wenn sie sich zusammen-
schließt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Diesen Zusammenschluß gilt es zu verhindern und 
die raumfremden Vereinigten Staaten — wir haben 
das Wort „raumfremd" ja noch aus einer vergan-
genen Zeit im Ohr — aus dem europäischen Bereich 
zu verdrängen, wohl wissend, daß dieses Europa 
dann machtlos und wehrlos wäre. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Man kann nicht oft genug wiederholen, daß das 
Wort von der Wiederaufrüstung tatsächlich ein 
Schlagwort ist. Wir wollen doch nicht Deutschland 

aufrüsten, um sein Machtpotential zu vergrößern 
und um eine deutsche Armee in machtpolitischen 
Auseinandersetzungen zu mißbrauchen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bedeutung der Verträge liegt doch nicht in 
dem Recht oder in der Pflicht, einige deutsche Di-
visionen aufzustellen; sie liegt in der Einbeziehung 
der Bundesrepublik in die Westeuropäische Union 
als einer auf Freiwilligkeit beruhenden Vereinigung 
der kontinentaleuropäischen Staaten und Englands 
und in der Aufnahme der Bundesrepublik in die 
Atlantische Gemeinschaft. Eine zwangsläufige Folge 
dieses Eintritts in eine solidarische Gemeinschaft ist 
eben die Unterstützung ihrer Ziele, nämlich der Er-
haltung und Sicherung des Friedens und der Frei-
heit ihrer Mitgliedstaaten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ein Nein zu den Verträgen ist daher in letzter Kon-
sequenz ein Nein zu einer echten europäischen Zu-
sammenarbeit und zu einer Teilnahme an der 
Atlantischen Gemeinschaft der freien Völker, es 
ist auch ein Nein an diejenigen, die uns Freund-
schaft und Unterstützung gewähren wollen. Und 
es ist nach meiner festen Überzeugung in der 
letzten unerbittlichen Konsequenz auch ein Nein 
zur Wiedervereinigung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Wehner: Etwas geschraubt!) 

Ich halte darum auch die willkürliche und primi-
tive Alternative: Wiederaufrüstung oder Wieder-
vereinigung für falsch. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich halte es, wie ich nicht verschweigen möchte, für 
unendlich gefährlich, eine solche Antithese zu prä-
gen und unter einem solchen Vorspruch Volksab-
stimmungen zu veranstalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was von Volksentscheidungen unter solchen Vor-
zeichen zu halten ist, darüber hat der jetzige Vize

-

präsident des Bundesverfassungsgerichtshofs, unser 
sozialdemokratischer Kollege Dr. Katz, im Parla-
mentarischen Rat Ausführungen gemacht, an die 
ich erinnern möchte. Meinem Antrag, das Grund-
gesetz der Volksabstimmung zu unterbreiten, 
widersprach Herr Dr. Katz mit der Begründung 
— ich zitiere wörtlich —, daß „damit den nega-
tiven Kreisen des Volkes eine Kristallisationsmög-
lichkeit gegeben" werde. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Daß Herr Dr. Katz mit dieser Auffassung nicht allein 
stand, beweist der eindringliche, aber auch über-
zeugende Brief, den Herr Kollege .0 11 en  haue r 
im Februar 1952, also vor genau drei Jahren, an 
Herrn Dr. Heinemann gerichtet hat. Er lehnte 
es damals ab, sich an einem Volksbegehren und an 
einer Unterschriftensammlung zu beteiligen mit der 
Begründung, daß es bestenfalls zu Manifestationen 
komme, und vertrat die Auffassung, daß bei solchen 
Maßnahmen — hören Sie zu! — eine Abgrenzung 
gegenüber der Kommunistischen Partei nicht mag-
lich wäre. 

(Hört! Hört! und Sehr gut! in der Mitte.) 

Die angeregte Notgemeinschaft müsse — ich zitiere 
wörtlich — wenn sie auf ihren Aktionen bestehe, 
zwangsläufig der Überfremdung zum Opfer fallen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 
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Ich darf feststellen, Herr Kollege Ollenhauer, daß 
diese wahrhaft prophetischen Worte angesichts der 
jüngsten Versuche, Volksabstimmungen zu veran-
stalten, eine überraschende Bestätigung erfahren 
haben. 

(Beifall in der Mitte.) 
Man hat an verschiedenen Orten diese höchst 

seltsame Volksbefragung durchgeführt. Aber ich 
muß hier sagen: wie einfach hat man sich die Sache 
gemacht, wie hemmungslos war man in der Propa-
ganda, und wie peinlich sind die Bundesgenossen, 
die sich diensteifrig erboten haben, Hilfsstellung 
zu leisten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Man hat es sich einfach gemacht. Die Dortmunder 
Unterschriftenlisten enthalten aus dem sogenannten 
Deutschen Manifest nur einen Satz; man hat den 
ausgewählt, der am unverfänglichsten ist. Er 
heißt: 

Wir appellieren an Bundestag und Bundes-
regierung, alle nur möglichen Anstrengungen 
zu machen, damit die vier Besatzungsmächte 
dem Willen unseres Volkes zur Einheit Rech-
nung tragen. 

Das hat man von den Menschen unterschreiben las-
sen und verkündet stolz, daß Tausende damit ihren 
entschlossenen Willen bekundet hätten, den Parolen 
der Opposition zu folgen und die Politik der Bun-
desregierung abzulehnen. 

(Lachen und Zurufe von der Mitte.) 
Ich kann nur sagen, meine Damen und Herren — 
seien Sie nicht böse über die harte Kritik —, daß 
ich ein solches Manöver für einen aufgelegten 
Schwindel halte. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 
Diesen Satz zu unterschreiben ist jeder vernünftige 
Mensch in Deutschland bereit. 

(Erneuter Beifall in der Mitte und rechts. — 
Abg. Wehner: Nur Sie nicht! - Weitere 

Zurufe von der SPD.) 
— Und, meine Damen und Herren, wenn Sie wollen, 
können Sie dafür noch heute und in diesem Saal 
meine Unterschrift und die meiner politischen 
Freunde haben. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der SPD.) 
Ich rede gar nicht davon, meine Damen und Herren, 
wie dann Unterschriften gesammelt wurden. Sie 
kennen die Geschichte der beiden Journalisten, die 
mit ihren nicht vorhandenen Ehefrauen innerhalb 
von zwei Stunden 14 Unterschriften leisteten. 

(Zuruf von der  SPD:  Nicht alle sind solche 
gewissenlosen Schwindler wie Sie! — Abg. 
Wehner: Die Schwindler kamen von der 
CDU! Bezahlte Schwindler der CDU waren 
das! — Abg. Erler: Anstiftung zur Urkun

-

denfälschung ist das gewesen! — Weitere 
Zurufe von der SPD. — Lachen in der 

Mitte und rechts.) 
Meine Damen und Herren, ich habe doch den Ein-

druck, daß man auch bei Ihnen gewisse Zweifel 
hat. Darf ich Ihnen aus dem Protokoll über die am 
21. Februar 1955 im Verlagshaus der Sozialdemo-
kratischen Partei in Hof, Marienstraße 75, statt-
gefundene Auszählung der Unterschriften für das 
Deutsche Manifest etwas wörtlich vorlesen? Man hat 
dort 19 918 Unterschriften ermittelt. Dann heißt es  

— ich zitiere wörtlich —: 
Um allen bösen Einwänden die Spitze zu neh-
men, sind die an der Auszählung Beteiligten 
übereingekommen, auf das Konto von Doppel-
unterschriften, gedungenen Fälschern und Ju-
gendlichen unter dem wahlberechtigten Alter 
400 Unterschriften abzustreichen. 
(Großes Gelächter und Rufe in der Mitte 
und rechts: Hört! Hört! - Zuruf von der 
Mitte: Volksdemokraten! — Zurufe links.) 

Meine Damen und Herren, ich zitiere weiter wört-
lich aus dem Protokoll: 

(Zuruf von der SPD: Machen Sie nur weiter!) 
Es bestand ursprünglich die Absicht, bei der 
Auszählung die Presse und interessierte Per-
sönlichkeiten teilnehmen zu lassen. 

(Abg. Wehner: Der „Außenminister" 
spricht!) 

Davon wurde Abstand genommen, nachdem die 
Gegner des Manifests vor unerhörten Drohun-
gen nicht zurückschreckten, und für bezahlte 
und bestellte Zweifler sollte keine Gelegenheit 
geboten werden, das Vertrauen derer, die die 
Unterschrift leisteten, zu mißbrauchen und 
ihnen Nachteile entstehen zu lassen. 
(Gelächter in der Mitte. — Abg. Wehner: 
„Der Staatsmann"! — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 
Meine Damen und Herren, verstehen Sie denn 

nicht, daß uns eine solche Entwicklung mit einer 
ernsten Sorge erfüllt? 

(Abg. Wehner: Nein, Sie nicht!) 
Haben Sie denn nicht Verständnis dafür? 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Zurufe 
links.) 

Mein Freund Strauß hat in seiner Rede dieses 
Flugblatt von Hof erwähnt. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, halten Sie es denn wirklich für 
richtig und mit einer offenen und anständigen Poli-
tik vereinbar, daß Sie dort Herrn Salvador de Mada-
riaga zu Worte kommen lassen, denselben, dessen 
Artikel in der „Neuen Zürcher Zeitung" Sie ja wohl 
verfolgen und den Sie zitiert haben mit einem Frie-
densmanifest, das wir alle unterschrieben, den Sie 
nicht zitiert haben mit seiner sehr harten Kritik 
an Ihrer Politik. 

(Sehr gut! in der  Mitte.)  
Und halten Sie es denn, meine Damen und Herren, 
wirklich für erträglich, daß in einem solchen Flug-
blatt — und ich bitte um Ihr Verständnis, wenn ich 
es hier zitiere — drei Abbildungen nebeneinander 
zu sehen sind: Vorgestern Kaiser Wilhelm, gestern 
Adolf Hitler, heute Konrad Adenauer? 

(Pfui-Rufe in der Mitte und rechts. — Ver

-

einzelt Beifall links.) 
Und wenn wir, meine Damen und Herren, eine 
solche Propaganda, für die ich nicht den einzelnen 
von Ihnen verantwortlich mache — ich denke nicht 
daran —, 

(anhaltende Zurufe links) 
als eine beispiellose Gemeinheit bezeichnen, dann 
sind Sie beleidigt. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Abg. 
Mellies: Haben Sie mal an Ihre Plakate 

gedacht? — Weitere Zurufe links.) 
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Im „Neuen Vorwärts" vom 4. Februar ist eine 

Karikatur veröffentlicht. Man sieht dort mit der 
Unterschrift „Bevor sie wieder Schwierigkeiten 
macht", wie vier Leute in Uniform, darunter der 
Bundeskanzler, die deutsche Einheit in einem Sarg 
zu Grabe tragen, und als Leidtragende folgen die 
drei westlichen Alliierten. Meine Damen und Her-
ren, halten Sie das mit einer sachlichen Ausein-
andersetzung um die Lebensfragen des deutschen 
Volkes für vereinbar? 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Abg. Metzger: 
Denken Sie doch an Ihre Propaganda! — 

Weitere Zurufe von der SPD.) 
— Wenn Sie  schon von Wahlplakaten sprechen: In 
meinem Wahlkreis hat die Sozialdemokratische Par-
tei ein Plakat aufgestellt — ich kann es Ihnen in 
Photokopie zur Verfügung stellen —, ein Kreuz 
mit Stahlhelm, Überschrift „1914 bis 1918", ein zwei-
tes Kreuz mit Stahlhelm, Überschrift „1939 bis 
1945" und .dann eine grinsende Karikatur eines Poli-
tikers, der auf eine neue Grabstätte zeigt und sagt: 
„Der nächste bitte! Das wollen wir nicht. Darum 
SPD!" 

(Hört! Hört! und Pfui-Rufe in der Mitte 
und rechts.) 

Meine Damen und Herren, wollen Sie denn uns 
unterstellen, daß wir das wollen? 

(Abg. Welke: Das wollen wir auch nicht, 
Herr von Brentano! — Abg. Kiesinger: 
„Das wollen Sie auch" hat die Gesellschaft 
da drüben gerufen! — Abg. Arndgen: Herr 
Präsident, ein Ordnungsruf! Wo bleibt der 
Ordnungsruf? — Weitere Zurufe von der 

SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren! Es tut mir leid, es war nicht zu ver-
stehen. 

(Abg. Arndgen und Abg. Kiesinger: Wir 
haben es aber verstanden!) 

Dr. von Brentano (CDU/CSU): Ich habe schon 
gesagt, daß man sich sorgenvoll fragen muß, 
ob die Unterstützung solcher Aktionen nicht der 
beste Beweis für ihre Bedenklichkeit ist. Haben Sie 
gelesen, was beispielsweise in einer Versammlung 
West-Berliner Vertrauensleute der SED im Stadt-
teil Friedrichshain gesagt worden ist, wie dort über 
den durchschlagenden Erfolg der Adenauer-Gegner 
berichtet wurde und es von Herrn Waldemar 
Schmidt wörtlich heißt: 

Unsere Stunde ist gekommen. Bei allen Ver-
einen, die gegen Adenauer sind und nun meu-
tern, sitzen ein paar Leute von uns. Wenn 
unter 500 Demonstranten nur einer ist, der 
das richtige Plakat trägt, so ist das mehr wert 
als eine Versammlung von Reimann. Was wir 
brauchen, sind Streiks, Proteste, Märsche und 
Volksbefragungen. 

(Hört; Hört! in der Mitte und rechts. — 
Abg. Wehner: Es sind die Sozialdemokra

-

ten, die in Berlin bei den Wahlen die SED 
erledigt haben!) 

— Herr Kollege, ich bestreite das nicht. Ich be-
streite doch auch nicht, daß es nicht Ihre Absicht 
ist, daß niemand von Ihnen die Absicht hat, ein so 
unnatürliches Bündnis einzugehen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Aber ich sage Ihnen warnend, daß Sie hier Bun-
desgenossen gegen Ihren Willen gegen das deutsche 
Volk führen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs-
parteien. — Abg. Mellies: Seien Sie sehr 
vorsichtig, wenn Sie von Bundesgenossen 
reden, Herr von Brentano! — Abg. Metz-
ger: Das sind doch die Folgen Ihrer Politik!) 

Ich richte gerade wegen dieser Auseinander-
setzungen noch einmal die dringende Bitte an die 
Opposition, ihre Haltung in dieser Frage doch einer 
Revision zu unterziehen. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie das Ihren 
eigenen Parteifreunden!) 

Ich möchte Sie noch einmal eindringlich und ernst-
haft, meine Damen und Herren, an die gemeinsame 
Verantwortung erinnern, die uns, die Mehrheit 
und die Minderheit, doch gemeinsam bindet. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Abg. 
Kiesinger: Sie hören auf dem Ohr nicht! 
— Zuruf von der SPD: Erst verleumden 
und dann Gemeinsamkeit wollen! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD.) 

Ich weiß, es ist nicht leicht, über diese Gemeinsam-
keit mit Ihnen zu sprechen. Aber lassen Sie mich 
einen Satz sagen: Ich verstehe unter Opposition 
die Vertreter einer aufbauwilligen, sachlichen 
Gegenmeinung, nicht den zerstörerischen Geist der 
Obstruktion, der den demokratischen Parlamenta-
rismus als Mantel der Tarnung mißbraucht. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Zuruf 
von der SPD: Unerhört!) 

— Meine Damen und Herren, es ist der Zwischen-
ruf gefallen „Unerhört". Darf ich Ihnen sagen, daß 
ich hier ein Wortzitat aus der Regierungserklärung 
Ihres Ministerpräsidenten Zinn vom Januar dieses 
Jahres gebraucht habe. 

(Hört! Hört! und Beifall in der Mitte und 
rechts.) 

Deswegen mußte ich der Meinung sein, daß Sie mit 
dieser Definition der Aufgaben der Opposition 
übereinstimmen würden. 

(Abg. Welke: Das sind doch Mätzchen, Herr 
von Brentano! — Abg. Erler: Zinn be-
handelt seine Opposition auch anders!) 

Ich hoffe und ich wünsche, daß es uns allen hier 
im Bundestag und allen Menschen draußen, gleich-
gültig, in welcher Zone sie leben dürfen oder leben 
müssen, gleichermaßen ernst ist um die Frage der 
Wiedervereinigung unseres zerrissenen Vaterlandes. 
Es ist für uns alle ein quälender Gedanke, zu 
wissen, daß heute noch diese 18 Millionen Deutsche 
drüben in der sowjetisch besetzten Zone von uns 
getrennt sind und ihre Kraft nicht mit der unsrigen 
vereinen können beim Aufbau eines neuen freiheit-
lichen Deutschland. Mögen wir ernst und leiden-
schaftlich darüber diskutieren, welcher Weg der 
richtige ist, um das gemeinsame Ziel zu erreichen, 
das auch in der gemeinsamen Resolution in den 
heutigen Morgenstunden zum Ausdruck kam. Aber 
ich glaube, wir haben nicht das Recht, uns gegen-
seitig mangelnde Bereitschaft in der Verfolgung 
dieses Zieles zu unterstellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der SPD.) 

Das bestimmt auch unsere Politik. Wir haben er-
kannt, daß eine isolierte Lösung des Deutschland- 
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' problems nicht denkbar ist. Ich glaube, hierin stim-
men wir überein. Wir wissen auch — das hat Herr 
Kollege Wehner selbst unterstrichen —, daß die 
Fragestellung nicht lautet: deutsche Einigung oder 
europäische Zusammenarbeit, sondern: europäische 
Zusammenarbeit in der Erkenntnis der Notwendig-
keit und mit dem Ziel der deutschen Einigung. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir wissen aber auch, daß dieses Ziel der deut-
schen Politik nur erreichbar ist, wenn wir Partner, 
Freunde und Verbündete haben, die uns in diesem 
harten Kampf um das Lebensrecht unseres deut-
schen Volkes unterstützen. Und wir sehen doch un-
bestreitbare Tatsachen vor uns! Die westliche Welt 
ist bereit, uns in unserem Bemühen zu unterstützen. 
Sie hat uns in dem Raum, der ihrer Verfügungs-
gewalt unterstand, die Möglichkeit gegeben, diese 
Einheit und diese Freiheit, auf diesem Teilgebiet 
zu verwirklichen. Rußland hat seine Zone nicht 
freigegeben. Es hat den deutschen Menschen in 
seinem Herrschaftsgebiet das Recht der freien 
Selbstbestimmung nicht eingeräumt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Die westlichen Staaten haben in den Verträgen, 
über die wir nunmehr abstimmen sollen, die feier-
liche Verpflichtung übernommen, mit uns zu-
sammenzuwirken, um mit friedlichen Mitteln das 
gemeinsame Ziel, das wiedervereinigte Deutsch-
land, zu erreichen. Sie haben sich in der Londoner 
Dreimächteerklärung, der sich auch die anderen 
Staaten angeschlossen haben, zur Schaffung eines 
völlig freien und vereinigten Deutschland mit 
friedlichen Mitteln als grundlegendes Ziel ihrer 
eigenen Politik verpflichtet. Sie sind in der Ber-
liner Konferenz als überzeugte Sprecher dieses 
deutschen Anliegens aufgetreten. Ich weiß, der eine 
oder andere von uns sagt, man habe in der Ber-
liner Konferenz nicht die letzten Möglichkeiten 
ausgeschöpft. Ich selbst erkenne den Vorwurf nicht 
als berechtigt an. Aber auch wenn er es sein sollte: 
Wo ist eine vergleichbare Bereitschaft, wo ist ein 
vergleichbares Bemühen der Sowjetunion jemals 
festzustellen? 

(Lebhafte Zustimmung in der Mitte und 
rechts.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. von Brentano (CDU/CSU): Ja! 

Dr. Lütkens (SPD): Herr Abgeordneter von Bren-
tano, würden Sie Gedanken wie die folgenden 
auch heute noch in Erwägung ziehen: In Deutsch-
land sieht man sich leider zu sehr genötigt, alles, 
was den Osten angeht, in Schwarzweißmalerei zu 
sehen. Der unselige Versuch der Amerikaner, den 
antikommunistischen Feldzug zu führen, hat die 
Verwirrung der Leute nur verheft. Es ist unsere 
Pflicht, dazu beizutragen, auch gegenüber Rußland 
den tiefsten Grund der Feindschaft zu beseitigen, 
nämlich das Mißtrauen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Von uns zum Sowjetregime gibt es vielleicht keine 
Brücke. 

(Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 
Aber wir können auch nicht dagegen kämpfen, und 
wir sollten uns auch nicht zu Satelliten der West-
staaten machen!? 

Dr. von Brentano (CDU/CSU): Herr Kollege, das 
ist eine Erklärung aus dem Jahre 1947, und viel-
leicht ist es doch besser, wenn man in sieben bis 
acht Jahren etwas dazulernt, als wenn man stehen-
bleibt. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs-
parteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter. 

(Zurufe von der Mitte: Ablehnen! — Wei

-

tere Zurufe von der Mitte und rechts.) 

Dr. Lütkens (SPD): Damit haben Sie doch, Herr 
von Brentano, gesagt, daß diese Äußerungen nicht 
von mir stammen, sondern von Ihnen? 

Dr. von Brentano (CDU/CSU): Ja, ja! 

Dr. Lütkens (SPD): Insofern, als sie von Ihnen 
stammen, können wir also hoffen, daß Sie noch 
weitere Fortschritte machen werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD. — Zu

-

rufe von den Regierungsparteien.) 

Dr. von Brentano (CDU/CSU): Meine Damen und 
Herren! Es war vielleicht keine Frage, aber wenn 
Herr Kollege Lütkens daran interessiert ist: Ich bin 
durchaus entschlossen, nicht auf meinem heutigen 
Niveau stehenzubleiben, sondern mich weiter zu 
entwickeln. 

(Allgemeiner Beifall. — Zuruf von der SPD: 
Das hoffen wir auch! — Abg. Metzger: Aber 

nicht nach rückwärts!) 

— Keine Sorge, nicht nach rückwärts! 
Meine Damen und Herren, darf ich fortfahren. 

Können und dürfen wir durch unsere heutige poli-
tische Entscheidung denen eine Absage erteilen, 
die sich aus freiem Entschluß und in überzeugen-
der Glaubwürdigkeit in diesen Zielen der deut-
schen Politik mit uns verbunden haben? Können 
und dürfen wir diese Unterstützung, die wir nötig 
haben, aufs Spiel setzen, um dagegen das doch in 
seiner Bedeutung höchst problematische Wohlwol-
len des Kreml einzutauschen? 

Mein Freund Kiesinger hat vor wenigen Tagen 
aus den Reden von Herrn Molotow zitiert. Meine 
Damen und Herren, ist es nicht etwas überzeugen-
der, wenn ich Ihnen beispielsweise vorlese, was 
der amerikanische Außenminister Dulles im No-
vember 1954 sagte: 

Die Westmächte werden sich weiterhin unab-
lässig für die  Wiedervereinigung Deutsch-
lands einsetzen; 

wenn ich zitiere, was der Premierminister Sir Win

-

ston Churchill am 10. Februar im Unterhaus sagte: 
Es ist die Politik der Regierung, sich um eine 
Viermächtekonferenz zu einem Zeitpunkt zu 
bemühen, an dem Aussichten auf echte Ergeb-
nisse eines solchen Zusammentreffens vorhan-
den sind. 

Ist es nicht überzeugender, was der englische 
Außenminister Eden am 21. Januar sagte: 

Worin liegt das europäische Problem? Das 
europäische Problem ist das Problem Deutsch-
land und Österreich. 
Die Deutschlandfrage ist die zentrale Frage 
Europas. Wir waren immer der Ansicht, daß 
Deutschland wiedervereinigt werden müsse. 
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Aber Deutschland kann nur durch die Einheit 
des Westens wiedervereinigt werden, weil Ge-
spräche mit Rußland nur dann von Nutzen sein 
können, wenn die westliche Einheit gesichert 
ist. Wie ich schon einmal sagte, werden wir die 
notwendige Grundlage, auf der wir eine Ver-
ständigung mit dem Osten anstreben können, 
dann geschaffen haben, wenn wir Stabilität 
und ein gemeinsames Ziel besitzen. 

Meine Damen und Herren, sollten wir solchen 
Erklärungen gegenüber nein sagen, nur weil Ver-
lautbarungen vom 15. Januar uns ein wenig besser 
klingen als das Vorangegangene? Nein, wir sollten, 
so meine ich, auch der Drohung nicht Rechnung 
tragen, wenn Sowjetrußland uns sagt, man werde 
nach der Ratifizierung nicht mehr verhandeln. Die 
Weltgeschichte wird sich weiter entwickeln. Die 
Mächte werden wieder zusammenkommen und zu-
sammenkommen müssen, um Gefahrenherde zu be-
seitigen, sei es in einer Viererkonferenz, sei es in 
einer großen Konferenz, sei es in einer Abrüstungs-
konferenz. 

(Zuruf von der SPD: Na also!) 
Rußland wird auch weiter den Kontakt mit den 
Mächten suchen, die in  der  Atlantischen Gemein-
schaft zusammengeschlossen sind; denn es ist, wie 
ich hoffe und wie ich glaube, letztlich an einer Ent-
spannung um des eigenen Volkes willen nicht min-
der interessiert als die anderen Völker der Welt. 

(Abg. Metzger: Warum verhandeln Sie 
dann nicht?) 

Sollen wir denn ernstlich solchen Drohungen eine 
solche Bedeutung beimessen und damit unsere 
eigenen politischen Entscheidungen im Ablauf und 
im Wert von denen bestimmen lassen, die uns noch 

) keinen Beweis, noch nicht einmal ein Anzeichen 
des Verständnisses gegeben haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Wir müssen der ernsthaften Gefahr offen ins 

Auge sehen. Wenn wir uns durch eine falsche Ent-
scheidung selbst in die Isolierung begeben, dann for-
dern wir geradezu das Schicksal heraus. Denn nichts 
liegt näher, meine Damen und Herren, als daß in 
einem solchen Fa lle die gesamte, also  auch die freie 
Welt das Interesse an uns verlieren und die Ge-
meinsamkeit der politischen Zielsetzung aufgeben 
würde, um sich auf Kosten des deutschen Volkes 
unter Zugrundelegung des unerträglichen Status 
quo über uns und gegen uns zu einigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das sind die Gründe, meine Damen und Herren, 
die meine politischen Freunde und mich veranlas-
sen, zu den Verträgen ja zu sagen; nicht, ich wie-
derhole es, zu einer Wiederaufrüstung Deutschlands 
als Selbstzweck, sondern zur Mitarbeit in der 
Westeuropäischen Union und in der Atlantischen 
Gemeinschaft als gleichberechtigter Partner, um 
durch die Solidarität, zu der wir uns bekennen, die 
Solidarität der Partner dieser Organisationen für uns 
zu gewinnen. Notwendige Konsequenz ist das Be-
kenntnis zur Bereitschaft, an  der Erhaltung der 
gemeinsamen, also auch der deutschen Freiheit 
mitzuwirken. Denn es wäre utopisch, zu glauben, 
daß andere dies ohne uns und für uns tun würden. 

Für uns stellt sich die Frage, was wir tun kön-
nen, aber auch tun müssen, um den Frieden und 
die Freiheit zu erhalten. Und die Sowjetunion 
sollte wissen, daß es uns mit dem Bekenntnis zum 
Frieden sehr ernst ist. Sie sollte darüber hinaus 

erkennen, daß ein isoliertes Deutschland für die 
ganze Welt, aber ganz besonders für seine Anlieger 
eine ständige Gefahr sein müßte, und sie sollte 
wissen, daß Deutschland, das Bestandteil einer 
organisierten freien Welt ist, den besten Beitrag 
für den  Frieden zu leisten vermag. Gerade die 
potentielle Gefahr, die man hinter Deutschland zu 
fürchten vorgibt, wird doch um so geringer, je stär-
ker dieses Deutschland in großen internationalen 
Organisationen verankert und gebunden ist. 

Die  Mitgliedschaft Deutschlands schafft auch 
eine echte Verhandlungsvoraussetzung. Dieses 
Deutschland wird jederzeit bereit sein, an Ab-
rüstungsverhandlungen teilzunehmen und gemein-
same Entscheidungen zu verwirklichen, und gerade 
dieses Deutschland wird jederzeit darin einwilli-
gen, seinen östlichen Nachbarn, neben und mit 
denen es friedlich, aber frei zusammenleben möchte, 
echte Sicherheitsgarantien zu vermitteln. Es gibt 
keine Garantieverpflichtung, der Deutschland in 
solchen Verhandlungen widersprechen würde und 
die es als diskriminierend empfinden würde, wenn 
dadurch das Sicherheitsbedürfnis seiner östlichen 
Nachbarn erfüllt, aber die Freiheit des deutschen 
Volkes nicht gefährdet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Zum Schluß noch einige wenige Worte über das 

Saarstatut. Auch zu diesem Abkommen werden 
meine Freunde ja sagen. Ich brauche die Gründe, 
die mein Freund Lenz ausgeführt hat, nicht zu 
wiederholen. Wir glauben, daß wir die wichtigsten 
Voraussetzungen für eine friedliche Entwicklung 
dadurch schaffen können, daß wir das deutsch-
französische Verhältnis in eine echte und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit und Freundschaft 
umgestalten. 

Das setzt nach unserer Überzeugung voraus, daß 
die Verhältnisse, wie sie sich bis zur Stunde im 
Saargebiet entwickelt haben, grundlegend geän-
dert werden. Das Abkommen über die Saar macht 
diesen Weg frei. Er wird den deutschen Menschen 
an der Saar wieder die Freiheitsrechte vermitteln, 
die ihnen bisher versagt waren. Er entkleidet das 
Saargebiet des staatsähnlichen Charakters, den es 
anzunehmen begann. Wir haben Vertrauen in einen 
der Westeuropäischen Union verantwortlichen 
Kommissar, daß er seine Aufgabe im Geiste des 
Rechts und der Freiheit, aber auch des Ausgleichs 
und der Versöhnung wahrnehmen wird. Wir ver-
trauen auf die Rechtsgarantien, die in den Verein-
barungen enthalten sind. Das Saarstatut kann und 
soll nicht mehr bezwecken, als eine vorläufige Ord-
nung zu schaffen; und wenn die durch die Verträge 
begründete Zusammenarbeit der freien Völker 
sich bewähren wird — und daran zweifle ich 
nicht —, dann wird auch der Friedensvertrag nicht 
mehr zwischen Siegern und Besiegten abgeschlos-
sen werden, sondern zwischen Völkern, die nicht 
an Macht und Gewalt, sondern an Recht und Frei-
heit glauben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten des GB/BHE und der DP.) 
Das Abkommen über die Saar macht den Weg für 
eine solche Entwicklung frei. Es erfüllt durchaus 
nicht alle unsere Hoffnungen und Wünsche, aber 
es versperrt auch nicht ihre spätere Erfüllung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten des GB/BHE und der DP.) 
Meine Damen und Herren! Gestern hat ein Spre-

cher der Opposition gefragt, was uns denn zwinge, 
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diese Ratifizierung durchzuführen. Ich möchte 
Ihnen antworten: Es zwingt uns die tiefe und 
ernste Sorge um unser deutsches Vaterland, dem 
wir unsere Arbeit widmen. Es zwingt uns das Ge-
fühl der tiefen Verantwortung, die wir für alle 
Deutschen tragen. Es zwingt uns das Gewissen, das 
Richtschnur unseres Handelns sein muß. 

Und, meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
das zum Schluß sagen: Sie sollten doch an der 
Ernsthaftigkeit dieses Gefühls nicht zweifeln. Sie 
sollten die Ernsthaftigkeit spüren und anerkennen. 
Ich gebe die Hoffnung nicht auf, daß dann auch 
der Augenblick kommt, wo wir, die wir im Ziel 
einig sind, unsere gemeinsamen Anstrengungen 
verbinden können, um es zu erreichen für ein freies 
deutsches Volk. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Beifall bei Abgeordneten des GB/BHE und 

der DP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ollenhauer. 

Ollenhauer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Bundeskanzler hat heute 
morgen in seinen wenigen Worten die Bemerkung 
gemacht, daß der Bundestag durch die Beschlüsse 
in der letzten Nacht zum Ausdruck gebracht habe, 
daß er den bisherigen Weg in der Außenpolitik 
weitergehen wolle. Ich möchte feststellen: Korrek-
terweise muß es wohl heißen: die Mehrheit des 
Bundestages; 

(Beifall bei der SPD) 

denn die sozialdemokratische Opposition — und 
sie nicht allein — hat ja gestern in der zweiten 
Lesung ihre Stimme gegen die Verträge abge-
geben. Wir möchten nicht, daß irgendwo und bei 
irgend jemand irgendein Zweifel über unsere Auf-
fassung in dieser Frage aufkommt. 

Meine Damen und Herren! In der Rede des 
Herrn Kollegen von B r  en  t an  o hat die Form 
der Auseinandersetzung — ich sage: die  Form 
der Auseinandersetzung — über die Pariser Ver-
träge im Zusammenhang mit der Paulskirchen-
bewegung eine Rolle gespielt, und Herr von Bren-
tano hat es für richtig gehalten, hier einige Einzel-
fälle zu zitieren. 

(Zuruf von der DP: Die haben auch gesessen!) 
— Ja, vielleicht bei Ihnen! 

(Beifall bei der SPD.) 
Denn sehen Sie, meine Damen und Herren, wenn 
Sie es in dieser Stunde und bei dieser Gelegenheit 
haben wollen, dann können Sie eine Gegenrech-
nung von uns bekommen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 
Ich möchte hier nur feststellen, daß die Ansprachen 
der Männer, die in der Paulskirche gesprochen 
haben, und der Text des Manifestes für niemand 
in unserem Volke, dem es auf eine sachliche Aus-
einandersetzung über eine so wichtige Lebensfrage 
unseres Volkes ankommt, einen Anlaß gegeben 
hätte, eine Gegenbewegung auf dem Niveau ein-
zuleiten, das wir erlebt haben. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Zurufe 
von den Regierungsparteien.) 

Das, was ich am meisten bedaure, ist, daß die erste 
und repräsentativste Antwort, die auf die Pauls

-

kirchenkundgebung und das Manifest kam, die des 
Herrn Bundeskanzlers selbst, auf der Partei-
ausschußsitzung der CDU/CSU in Bonn gegeben 
wurde, dann mit seiner Rede in Frankfurt und 
schließlich mit der Rede, nun, sagen wir, der vier 
„Flüchtlinge" der Bundesregierung auf der Kund-
gebung in Hamburg. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD. — 
Zurufe von den Regierungsparteien.) 

Ich habe diese Bemerkung gemacht, weil Herr 
Dehler z. B. mir den Vorwurf gemacht hat, ich sei 
als Führer der Opposition in die Kundgebung und 
auf die Straße geflüchtet. 

(Abg. Dr. Dehler: Das habe ich nicht gesagt!) 
— Dann habe ich das nur in Ihrem Manuskript 
gelesen — es tut mir leid —; vielleicht haben Sie's 
nachher nicht ausgesprochen. 

(Abg. Dr. Dehler: Ich habe niemals von der 
Straße geredet! Ich habe gesagt: Sie haben 

sich aus dem Parlament geflüchtet!) 
— Das ist möglich. Jedenfalls war mir etwas leich-
ter, als ich in Hamburg am Tage meiner Kund-
gebung feststellen konnte, daß die Vorsitzenden 
der Koalitionsparteien, an der Spitze Herr 
Dr. Adenauer, auch in die Kundgebungen geflüch-
tet waren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 
Aber ich will das hier gar nicht vertiefen. Ich sage 
Ihnen nur eins: ich habe die Texte der drei Reden 
des Herrn Bundeskanzlers hier, und wenn es Ihnen 
Spaß macht, können wir einmal feststellen, wo das 
Senken des Niveaus und die unsachlichen Angriffe 
angefangen haben. 

(Starker Beifall bei der SPD.) 
Meine Damen und Herren, ich verzichte hier dar-
auf. Was ich dazu zu sagen habe, habe ich in der 
Öffentlichkeit gesagt. Ich möchte hier nur ganz frei 
hinzufügen: Wenn bei späteren Gelegenheiten auf 
Ihrer Seite, vom Herrn Bundeskanzler angefangen, 
das Bedürfnis besteht, den politischen Kampf in 
dieser Weise zu führen, — wir werden Ihnen die 
Antwort nicht schuldig bleiben! 

(Erneuter starker Beifall bei der SPD.) 
Aber ich stelle hier eindeutig die Verantwortung 
für eine solche Entwicklung fest. 

(Abg. Burgemeister: Wer im Glashaus sitzt, 
soll nicht mit Steinen werfen!) 

— Ja, das möchte ich Ihn en  raten! 
(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, dann hat der Herr 
Kollege von Brentano gefragt, ob es uns nicht be-
denklich macht, was für Bundesgenossen wir bei 
dieser Aktion gefunden haben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 
Nun, meine Damen und Herren, Sie können keinen 
einzigen Fall, von der Paulskirchenkundgebung 
angefangen bis zu all den Kundgebungen im Lande, 
anführen, in dem sich die Sozialdemokratie mit 
irgendwelchen für uns unakzeptablen politischen 
Kräften auf kommunistischer Seite oder auf der 
Seite der Rechten irgendwo liiert hätte. 

(Beifall bei der SPD. — Stürmische Zu- 
rufe von den Regierungsparteien. — Abg. 
Kiesinger: Herr Ollenhauer, die liieren sich 

mit Ihnen!) 
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 —  Sehen Sie, das habe ich ja erwartet; deshalb  
habe ich die Frage nur gestellt. Sehen Sie, Herr  
Kiesinger, der Herr Schmidt-Wittmack ist doch aus  
Ihrer Fraktion in die Sowjetzone gelaufen.  

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Zurufe  
von der CDU/CSU.)  

Und was würden Sie davon halten, wenn ich Herrn  
von Brentano dieses in die Schuhe schieben würde?  

(Beifall bei der SPD. — Lebhafte Zurufe.)  

— Bitte, das ist doch Ihre Methode, und die akzep-
tiere ich nicht. Sie dürfen sich nur nicht einbilden,  
daß, wenn Sie solche Behauptungen aufstellen, wir  
dazu stillhalten.  

(Lebhafter Beifall bei der SPD.)  
Das ist eben einfach der Unterschied zwischen  

einer Abstimmungsmaschine und einem frei ge-
wählten demokratischen Parlament.  

(Stürmischer Beifall bei der SPD. — Leb

-

hafte Zurufe von den Regierungsparteien.)  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Frage?  

Ollenhauer (SPD): Bitte!  

Müller-Hermann (CDU/CSU): Herr Ollenhauer,  
ist Ihnen bekannt, daß in der Bremer Bürger-
schaft die SPD-Fraktion mit Hilfe der kommuni-
stischen Stimmen einen Antrag gegen die Pariser  
Verträge zur Annahme gebracht hat?  

(Hört! Hört! bei den Regierungsparteien.  
— Lachen bei der SPD.)  

Der Vorsitzende der SPD-Fraktion ist, soviel ich  
weiß, nicht wie der Herr Schmidt-Wittmack aus  
seiner Partei ausgeschlossen worden.  

Ollenhauer (SPD): Ich will Ihnen einmal fol-
gendes sagen. Ich weiß nicht, was Sie sonst für  
parlamentarische Erfahrungen haben.  

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.)  

Wir könnten ja hier, meine Damen und Herren —
ich weiche der Frage gar nicht aus; was denken  
Sie denn? —, in diesem Hause auf der linken Seite  
fünf Kommunisten haben. Ja, glauben Sie, daß die  
Tatsache, daß die fünf Kommunisten gegen die  
Verträge stimmten, uns daran hindern würde,  
ebenfalls gegen die Verträge zu stimmen?  

(Starker Beifall bei der SPD.)  
Was ist denn das für ein Analphabetentum in der  
parlamentarischen Demokratie?  

(Stürmischer Beifall bei der SPD.)  
Meine Damen und Herren, für mich kann die  

Sache mit diesen Bemerkungen erledigt sein.  
(Abg. Müller-Hermann: Aber für mich  

noch nicht!)  
— Aber bitte, vielleicht können wir weiter-
kommen.  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Frage!  

Müller-Hermann (CDU/CSU): Sie haben doch  
eben gesagt, Herr Kollege Ollenhauer, daß Sie  
keine kommunistische Unterstützung in Anspruch  
nehmen würden. In Bremen sind Sie auf die kom-
munistische Unterstützung angewiesen gewesen,  
und Sie haben sie ausgenutzt.  

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von  
der SPD.)  

Ollenhauer (SPD): Verehrter Herr Kollege, las-
sen Sie sich Nachhilfestunden geben! Ich kann das  
hier nicht schaffen.  

(Beifall bei der SPD. — Oho!-Rufe von  
der Mitte.)  

— Nun, Herr Strauß, man nicht so empfindlich!  
Nachdem wir Ihre Rundfunkansprache an das  
bayerische Volk gehört haben, können Sie hier  
nicht den Moralischen mimen.  

(Beifall bei der SPD.)  
Ich will auch gleich hinzufügen, Herr Kollege  
Strauß, — —  

(Abg. Strauß: Eine Frage!)  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwischen-
frage?  

Ollenhauer (SPD): Bitte sehr!  

Strauß (CDU/CSU): Gestatten Sie eine Frage,  

Herr Kollege Ollenhauer! Wenn Sie hier im Par-
lament — Ihr Beispiel von vorher: die Anwesen-
heit einiger Kommunisten vorausgesetzt — nur mit  
Hilfe der Kommunisten die Pariser Verträge zu  
Fall bringen könnten, würden Sie es dann tun?  

(Lachen und Zurufe von der SPD.)  
Das ist der Fall wie in der Bremer Bürgerschaft.  

Ollenhauer (SPD): Lieber Herr Kollege Strauß,  
die Sozialdemokratie wird völlig unabhängig ihre  
Entscheidung in solchen Lebensfragen fällen,  

(Zuruf von der Mitte: Keine Antwort!)  
und sie wird selbstverständlich in der parlamen-
tarischen Entscheidung jede Stimme für ihre Hal-
tung annehmen, die es gibt.  

(Beifall bei der SPD. — Zurufe und Lachen  
in der Mitte. — Gegenruf von der SPD:  

Das tun Sie doch auch!)  
— Bitte, meine Damen und Herren, haben Sie  
etwas anderes erwartet?  

(Lebhafte Rufe von der Mitte: Nein!)  
— Eben! Das ist doch genau Ihre Praxis! Wie oft  
haben Sie mit weiß Gott wem gegen die Sozial-
demokraten gestimmt, wenn es Ihnen gepaßt hat!  

(Zustimmung bei der SPD.)  
Meine Damen und Herren, ich glaube, wir kön-

nen dieses Kapitel verlassen. Ich möchte die Sache  
auch gar nicht weiter vertiefen. Ich möchte sogar  
hinzufügen — das stand vorher in meinem Ma-
nuskript, Herr Strauß, nicht daß ich jetzt Angst  
bekommen hätte vor Ihnen —, daß ich nicht die  
Absicht habe, mich mit Ihrer Rundfunkansprache  
auseinanderzusetzen, weil da nicht sehr viel an  
politischem Gehalt darin war.  

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von  
der CDU/CSU.)  

Außerdem möchte ich noch eine andere Rede aus  
dieser Debatte ausschalten, das ist die Rede des  
Herrn Bundeswirtschaftsministers Professor Erhard  
von gestern. Ich glaube, hier nur einen Satz sagen  
zu müssen: ich fürchte, daß die gestrige Rede des  
Herrn Bundeswirtschaftsministers dem Herrn  
Bundesfinanzminister bei späteren Verhandlungen  
sehr teuer zu stehen kommen wird.  

(Beifall bei der SPD. — Abg. Mellies:  
Und dem Bundeskanzler auch!)  
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Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun 

noch einiges in der Sache zu dem ganzen Komplex 
sagen, der hier so viel Erregung und Leidenschaft 
hervorgerufen hat, nämlich zu dem Komplex, der 
mit der Bewegung im Lande verbunden ist, die 
mit der Paulskirchen-Veranstaltung ihren Aus-
gang genommen hat. Wissen Sie, was mich be-
drückt — ich sage Ihnen das ganz offen —, ist der 
Umstand, daß bei der Mehrheit dieses Hauses und 
vor allen Dingen bei der Christlich-Demokratischen 
Union, obwohl in dieser Kundgebung Männer ge-
sprochen haben, deren Namen einen hohen Klang 
haben - nicht in erster Linie in den Kreisen der 
Arbeiterschaft, die der Sozialdemokratie nahe-
stehen, sondern in dem katholischen und protestan-
tischen Volksteil —, 

(Abg. Mellies: Hört! Hört! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Welche Übertreibung! — 
Weitere Zurufe von der Mitte und Gegen- 

rufe, von der SPD) 

und obwohl diese Männer unbestrittenerweise für 
viele ihrer Amtsbrüder und für viele Hunderttau-
sende gesprochen haben von überzeugten Christen, 
dieses Wort der Mahnung und dieses Wort der Be-
sorgnis, das so abgewogen, sachlich und anständig 
vorgebracht wurde, nicht — bei keinem von Ihnen 
— auch nur die Spur eines Verständnisses und des 
Willens zur Auseinandersetzung gebracht hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist etwas sehr Betrübliches, und da diese 
Männer und diese Frauen hier in diesem Hause 
keinen in Ihren Reihen gefunden haben, der etwas 
für sie sagt oder der wenigstens erkennen läßt, 
daß er ihr Anliegen wirklich ernst nimmt und sich 

B' mit ihm auseinandersetzt, halte ich mich für ver-
pflichtet, dieses Wort hier von dieser Stelle aus zu 
sprechen, 

(Abg. Cillien: Herr Ollenhauer, das können 
Sie ja gar nicht beurteilen!) 

weil wir alle — und Sie auch! — die Verpflich-
tung haben, eine solche Empfindung und eine 
solche Bewegung wirklich ernster zu nehmen, 
als es von Ihrer Seite geschehen ist. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Cillien: Wie 
können Sie das belegen? — Gegenruf 

des Abg. Mellies.) 

Meine Damen und Herren, die Sozialdemokratie hat 
in ihrer 80jährigen Geschichte einiges ausgehalten; 
wir halten auch diese Auseinandersetzung aus. 
Aber wenn sich in unserem Volke in diesen Schich-
ten ein so lebendiges, leidenschaftliches, innerlich 
besorgtes Leben zeigt, dann haben wir,  glaube ich, 
im Interesse der Stärkung eines wirklichen demo-
kratischen Lebens die Verpflichtung, uns die Zeit 
und die Kraft zu nehmen, auch hier in einer sol-
chen Auseinandersetzung davon Kenntnis zu neh-
men und mit den Menschen in der Sprache zu argu-
mentieren, die sie verstehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ein anderer Punkt! Der Herr Kollege von Bren-
tano hat  hier  einige Bemerkungen über die Volks-
befragung gemacht. Nun, was ich darüber alles 
gelesen habe, ist einigermaßen erstaunlich. 

(Abg. Dr. von Brent ano: Ja! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Das kann ich mir 

denken! — Lachen in der Mitte.) 

— Sehen Sie, Herr Kollege von Brentano, zu Ihrer 
Information möchte ich Ihnen folgendes sagen. Die 
Sozialdemokratische Partei hat in dieser ganzen 
Aktion keine Volksbefragung im ganzen Lande ge-
macht, 

(Zurufe von den Regierungsparteien) 
— lassen Sie mich doch bitte erst ausreden —, und 
zwar genau aus den Gründen, Herr Kollege, die ich 
seinerzeit in dem Brief an Herrn Dr. Heinemann 
dargelegt habe. Ein solcher Versuch, etwa auf pri-
vater Ebene willkürlich und ohne die Möglichkeit 
einer Kontrolle im ganzen Bundesgebiet Unter-
schriften zu sammeln, ist ja praktisch ohne Beweis-
wert, ganz gleich, welche Zahlen sich dabei ergeben. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Die Gefahren, die damit verbunden sind, sind 
genau die Gefahren, Herr Kollege von Brentano, 
die mich damals veranlaßt haben, dem damaligen 
Kollegen Dr. Heinemann diesen Brief zu schreiben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ollenhauer (SPD): Bitte sehr! 

Graf von Spreti (CDU/CSU): Herr Ollenhauer, 
ich würde Sie gern bitten, mir eine Auskunft zu 
geben, wie ich das Inserat Ihrer Partei in meiner 
Zeitung verstehen soll, das ich neulich gelesen 
habe und worin aufgefordert wird, sich an der 
Abstimmung beteiligen zu wollen. 

Ollenhauer (SPD): Meine Damen und Herren, 
vielleicht geben Sie mir die Zeit, zu entwickeln, 
was wir getan haben. Wir haben folgendes ge-
macht. Wir haben uns gesagt, wir wollen an vier 
Plätzen im Bundesgebiet, übersichtlich, abgrenz-
bar, kontrollierbar: Dortmund, Herford-Land, 
Aschaffenburg-Land und Hof 

(Bundesminister Strauß: Dortmund!!) 

— habe ich schon gesagt —, die wahlberechtigte 
Bevölkerung fragen, ob sie mit der Forderung des 
deutschen Manifestes einverstanden ist, vor der 
Ratifizierung zu verhandeln. Wir haben diesen 
Weg gewählt, weil wir gar nichts anderes wollten, 
als festzustellen, inwieweit in dieser lebenswichti-
gen politischen Frage heute in der Bevölkerung 
eine Resonanz ist, vielleicht in anderer Gruppie-
rung, als es bei den Septemberwahlen 1953 der 
Fall war. Das ist, finde ich, eine durchaus gerecht-
fertigte und vernünftige Überlegung. 

(Abg. Dr. Bergmeyer: Fälschung!) 

Wir haben diese Beschränkung genommen, um 
Ihnen als unseren Gegnern in dieser Sache eine 
Möglichkeit der Kontrolle und des Vergleichs zu 
geben. 

Eine solche private Befragung ist natürlich keine 
amtliche Wahl, und wir haben auch keinerlei — 
keinerlei! — Konsequenzen gezogen aus den Er-
gebnissen in bezug auf die Position des Parla-
ments; denn das lehnen wir ab. Aber eines kön-
nen Sie nicht behaupten: daß eine solche stich-
probenhafte Erforschung der Meinung in der Be-
völkerung in einer bestimmten Frage kein legi-
times und anwendbares Recht in einer demokra-
tischen Ordnung sei. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Berg

-

meyer: Nur 36 °/o!) 
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1 — Meine Damen und Herren, ich will Ihnen fol-
gendes sagen. Wir sind in der Sache sehr gewis-
senhaft gewesen. 

(Abg. Dr. Bergmeyer: 36 0/o! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Sie wissen noch gar nicht, was ich sagen will, 
aber ich glaube, Sie wissen schon, daß es falsch 
ist! Das ist Ihre Kunst, nicht meine! — Wir sind 
sehr gewissenhaft gewesen. Wir haben völlig un-
abhängig davon eines der Meinungsforschungs-
institute in der Bundesrepublik gebeten, eine Er-
hebung über eine Reihe von politischen Fragen 
durchzuführen, und dabei auch die Frage stellen 
lassen: Sind Sie der Meinung, daß man vor der 
Ratifizierung der Verträge verhandeln soll? — Die 
Resultate in den vier Städten haben ergeben, daß 
in jedem Fall eine größere Zahl von Wahlberech-
tigten sich für eine solche Verhandlung vor der 
Ratifizierung entschieden hat, als die Sozialdemo-
kratie Stimmen bekommen hat. 

(Zuruf von der Mitte: 36 %!) 
— Das schwankt zwischen 57 % und 40 %. Ich 
will gar nicht über die Prozentsätze diskutieren. 
Ich stelle nur die Tendenz fest, und die Tendenz 
ist eindeutig. Das Bemerkenswerte ist: diese völlig 
unabhängige stichprobenartige repräsentative Er-
hebung in der Bundesrepublik, von der ja die Un-
terschriftengeber gar nichts wußten, hat genau 
dasselbe Resultat ergeben, nämlich die Feststel-
lung, daß von allen Befragten in der ganzen Bun-
desrepublik 56 % für Verhandlungen vor der Rati-
fizierung waren. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Zurufe von
-der Mitte.) 

 — Bitte, es steht Ihnen ja frei, welche Konsequen-
zen Sie daraus ziehen. Was ich nur will, ist, heute 
an diesem Tage, an dem wir diese Frage praktisch 
definitiv im Bundestag entscheiden sollen, Sie 
darauf aufmerksam zu machen, 

(Sehr gut! bei der SPD) 
daß eine solche gewissenhafte Prüfung der Mei-
nung eben dieses Resultat gehabt hat. Alles andere 
ist unwesentlich. Die Entscheidung liegt bei Ihnen. 
Aber ich möchte Ihnen sagen, ich hoffe, Sie sind 
sich darüber klar — auch aus Ihren eigenen Er-
fahrungen im Lande —, daß in dieser Frage — 
ich rede gar nicht über die gesamte Außenpolitik; 
wir haben sie in dieser ganzen Aktion auch nicht 
zur Debatte gestellt —, daß in dieser konkreten 
Frage: „Sollen wir ratifizieren, soll die Bundes-
republik ein Teil der Nordatlantikpakt-Organisa-
tion werden, ehe wir einen neuen Versuch von 
Viermächteverhandlungen gemacht haben?" die 
Mehrheit der Bevölkerung offensichtlich unsere 
Auffassung und nicht Ihre Auffassung teilt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmater: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Frage? 

Ollenhauer (SPD): Bitte sehr! 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Abgeordneter Ollen-
hauer, gestatten Sie mir eine Frage! Sie haben 
davon gesprochen, daß die Ergebnisse dieser Be-
fragung einer gewissenhaften Prüfung zu unter-
ziehen sind. Ich frage Sie: Halten Sie es für eine 
demokratische Methode, daß im Auftrag großer 
Organisationen oder großer Parteien an Staats

-

bürger offene Fragen gestellt werden, daß sie in 
ihrén Wohnungen oder sonstwo aufgesucht werden 
und daß dann die Meinung dieser Befragten in 
offener Form niedergelegt wird? Halten Sie das 
für eine demokratische Methode oder für einen 
Bruch des Prinzips der Geheimhaltung bei der 
Feststellung politischer Willensäußerungen? 

(Beifall rechts und in der Mitte. — 
Unruhe bei der SPD.) 

Ollenhauer (SPD): Herr von Merkatz, entschul-
digen Sie bitte, niemand ist gezwungen, seine Un-
terschrift zu geben. 

(Lachen und Zurufe von den Regierungs

-

parteien.) 
Meine Damen und Herren, ich will Ihnen aber eines 
sagen. Wir haben eine Erfahrung gemacht, die uns 
allen zu denken geben sollte: daß bei vielen Men-
schen in der Bundesrepublik die Sorge, in einer 
solchen politischen Frage sich durch Unterschrift 
zu bekennen, außerordentlich groß ist; 

(Hört! Hört! bei der SPD) 
und ich finde, das ist kein Grund zum Frohlocken. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Das ist ein sehr ernstes Zeichen für die Schwäche 
unserer Demokratie und des demokratischen Be-
wußtseins. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Ich will noch eines hinzufügen. Was ich nicht für 
möglich gehalten hätte, ist: es gibt Teile in Deutsch-
land, in denen Mut dazu gehört hat, die Unter-
schrift zu leisten. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.) 
Ich möchte gerade denjenigen Männern und 
Frauen, die diesen Mut bewiesen haben, von die-
ser Stelle herzlich danken. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. - Zurufe 
von den Regierungsparteien.) 

Ich möchte diesen Dank vor allem aussprechen, 
weil meine Bewunderung für den Mut seit der 
Abstimmung in der letzten Nacht in diesem Hause 
noch größer geworden ist. 

(Erneuter lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Nun darf ich vielleicht noch zwei andere Bemer-

kungen in diesem Zusammenhang machen, damit, 
wie ich hoffe, Herr Kollege von Brentano, bei spä-
teren Kontroversen, die wir sicher haben werden, 
wenigstens einige Sachen weggebracht werden. 

Es ist doch unmöglich, daß man auf eine so 
ernsthafte politische Bewegung wie diese antwor-
tet: Wir lassen uns nicht von der Straße bestim-
men. - Das war doch mit das böseste Wort, das 
in dieser Auseinandersetzung gefallen ist. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Das habe ich unendlich bedauert, denn solange die 
Bürger der Demokratie in öffentlichen Kundge-
bungen ihre Meinung zum Ausdruck bringen, 
machen sie damit nur etwas, was zu der Ausübung 
der Grundrechte der Staatsbürger in einer Demo-
kratie gehört. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Und Sie gefährden in der gefährlichsten Weise die 
Entwicklung eines demokratischen Bewußtseins, 
wenn Sie auf eine politische Bewegung, die Ihnen 
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politisch unangenehm sein mag, deren demokra-
tische Legalität Sie aber nicht bestreiten können, 

(Abg. Dr. von Brentano: Doch!) 
antworten: Wir lassen uns nicht von der Straße 
diktieren. — Das geht nicht. 

Ich möchte noch eins hinzufügen, auch in vollem 
Ernst. Ich habe in der Presse gelesen, daß am 
Tage nach der Kundgebung der Koalitionsparteien 
in Hamburg der Herr Bundespressechef der Presse 
auf einer Pressekonferenz mitgeteilt hat, m an 

 stelle zur Zeit Ermittlungen darüber an, ob nicht 
einige Äußerungen oder Handlungen von Rednern 
im Zusammenhang mit der Paulskirchen-Kund-
gebung unter den Verdacht des Hochverrats 
fallen. 

(Lebhafte Rufe: Hört! Hört! und Pfui-Rufe 
bei der SPD.) 

Diese Meldung ist am nächsten Tag abgeschwächt 
worden, aber bitte: Sollte etwa die Zuspitzung 
unseres innenpolitischen Kampfes so weit gehen, 
daß Sie in der Regierung auch nur mit solchen 
Gedanken spielen, meine Damen und Herren, dann 
übernehmen Sie eine untragbare Verantwortung. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.) 
Sie haben in den Männern und Frauen, die in die-
ser Bewegung gestanden haben und die wahrlich 
nicht alle meine Parteifreunde sind, zweifelsfrei 
in ihrer erdrückenden Mehrheit mit einen wesent-
lichen Bestandteil der demokratischen Kräfte der 
Bundesrepublik. Und wie können Sie auch nur den 
Gedanken aussprechen, daß Repräsentanten dieser 
Bewegung, von der ich spreche, — — 

(Zuruf rechts: Kommunisten!) 
— Lassen Sie doch den Unfug mit den Kommu-
nisten! 

(Abg. Dr. von Brentano: Es sind doch 
genug dabei!) 

— Aber ich spreche doch von den anderen. 
(Zustimmung bei der SPD.) 

Wie können Sie eine solche Bewegung in Ver-
bindung bringen mit der Vorstellung von „Vor-
gehen wegen Hochverrats"? 

(Zuruf rechts: Das tun wir doch gar nicht!) 
Ich warne Sie mit aller Eindringlichkeit. Ich habe 
hier in dieser Beziehung in den Jahren seit 1949 
schon einiges erlebt. Ich will solche Äußerungen 
nicht länger unwidersprochen in der Welt stehen-
lassen, als es unbedingt nötig ist. Deshalb diese 
Bemerkung. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Dann Volksentscheid und parlamentarische De-

mokratie! Auch dazu noch ein Wort. Nun, Herr 
Kollege von Brentano, Herr Kiesinger hat ja schon 
davon gesprochen, daß die leitenden Körperschaf-
ten der SPD mit einer sehr knappen Mehrheit so 
glatt am Rande der plebiszitären Demokratie vor-
beigekommen seien. 

(Abg. Kiesinger: Gerade eben!) 
— Trösten Sie sich, es war halb so schlimm. — Die 
Sozialdemokratie in ihrer Gesamtheit ist der Mei

-

nung, daß wir seinerzeit mit guten Gründen ge

-

meinsam den Volksentscheid als Mittel der Gesetz

-

gebung in der Bundesrepublik ausgeschaltet haben. 
Wir haben auch nicht die Absicht, diese Frage in 
diesem Zeitpunkt hier aufzuwerfen, weil sie uns 
nicht von so entscheidender Bedeutung für das 

staatliche Leben unseres Volkes zu sein scheint. 
Aber warum, wenn eine solche Diskussion auf-
taucht, immer gleich den Popanz hingestellt und 
losgeschlagen auf die Sozialdemokratie, die alle 
ihre Grundsätze und die parlamentarische Demo-
kratie preisgebe; das ist doch Unsinn. Wenn wir 
schon über die Sache reden wollen, Herr Kollege 
von Brentano, so grundsätzlich verwerflich ist so-
gar das Mittel des Volksenscheids in einer Demo-
kratie nicht. 

(Abg. Dr. von Brentano: Habe ich nicht 
gesagt! Ich habe es ja beantragt!) 

— Glücklicherweise! — Ich darf Sie daran er-
innern, daß Sie, meine Damen und Herren von 
der CDU, ohne irgendeine Bedrückung Ihres demo-
kratischen Bewußtseins z. B. die Frage der Soziali-
sierung in Hessen auf dem Wege eines Volks-
entscheids durchgeführt haben; es ist Ihnen aus-
gezeichnet bekommen und dem Lande Hessen auch, 

(Beifall bei der SPD) 
ohne Gefährdung der Demokratie. 

Außerdem Volksentscheid! Ich habe noch im Ohr 
den Klang der Rede, in der uns hier auseinander-
gesetzt wurde, was für ein großer politischer Ge-
winn es ist, daß wir im Saarstatut sogar zwei 
Volksentscheide erreicht haben. 

(Beifall bei der SPD. - Zurufe von der 
Mitte.) 

— Bitte, nicht den Mund verziehen, Herr von Bren-
tano! Das ist natürlich so; es lohnt sich nicht, daß 
wir uns darüber erst zerstreiten. Ich hätte es nicht 
aufgebracht, Herr Kollege von Brentano, aber es 
hat ja immer eine Rolle gespielt. Deswegen möchte 
ich das hier klargestellt und möchte hier unseren 
Standpunkt präzisiert haben. Alles, was wir hier 
verlangen, und alles, was wir hier in Anspruch 
nehmen, ist, daß wir außerhalb dieses Parlaments 
jede im Rahmen der Verfassung gegebene Möglich-
keit der freien Meinungsäußerung und der poli-
tischen Willensbildung der Bevölkerung ausnutzen. 
Dieses Recht werden wir uns von niemandem be-
streiten lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 
Dabei bleibt außer jeder Diskussion, daß die gesetz-
gebende Gewalt bei den Institutionen liegt, die das 
Grundgesetz eingesetzt hat. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ollenhauer (SPD): Bitte sehr! 

Ehren (CDU/CSU): Herr Kollege Ollenhauer, Sie 
sind der Meinung, daß die Volksbefragung doch 
ein wichtiges Mittel sei. Nun glaube ich, daß es 
doch auch sehr gut gewesen wäre, wenn Sie ein-
mal die Sowjetzonenflüchtlinge gefragt hätten, 

(Zurufe von der SPD) 
wie sie über die Verträge denken. Ist dies vielleicht 
geschehen? Denn gerade in den Lagern hätten Sie 
ja eine günstige Möglichkeit gehabt, 

(Zuruf von der SPD: Ist das eine Frage?) 
die Menschen zu befragen. 

Ollenhauer (SPD): Entschuldigen Sie, Herr Kol-
lege, ich weiche dieser Frage nicht aus, ich gehe 
jetzt nicht deshalb darüber hinweg, weil ich sie 
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nicht beantworten könnte; aber ich habe das 
Kapitel Volksbefragung verlassen und möchte in 
der Darstellung meiner Argumente weiterkommen; 
schließlich kostet es auch Ihre Zeit und nicht nur 
meine. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Ich möchte also jetzt die Frage der Volksbefragung 
verlassen und möchte unsere Stellung zum Ver-
hältnis von freier demokratischer Betätigung drau-
ßen und dem Recht des Parlaments abschließen. 

Ich möchte nun zu der Frage etwas sagen, die 
uns heute hier — wie ich hoffe — in der Sache so 
außerordentlich stark beschäftigt. Denn ich meine, 
eine dritte Lesung ist nicht nur ein Nachtusch, son-
dern sie hat auch wohl eine echte politische Bedeu-
tung für jeden, der hier durch seine Abstimmung 
eine Entscheidung fällt. Unsere Meinung ist, daß wir 
mit der Ratifizierung der Pariser Verträge einen 
sehr schwerwiegenden und einen sehr folgen-
schweren Entschluß fassen. Wir haben in der zwei-
ten Lesung unsere Gründe gegen die Verträge aus-
führlich dargelegt, und ich will mit keinem Wort 
wiederholen, was bei dieser Gelegenheit gesagt 
wurde, weil es mir nicht nötig erscheint. Ich will 
nur eine Bemerkung machen, einfach weil ein 
neues Moment in die Debatte gekommen ist, seit-
dem sie hier geführt wurde. 

Sie erinnern sich alle an die Auseinandersetzung 
über die Frage der demokratischen Grundrechte 
und der staatsbürgerlichen Freiheiten an der Saar. 
Der Herr Bundeskanzler hat hier mit Nachdruck 
die Meinung vertreten, daß nach seinen Bespre-
chungen mit dem damaligen französischen Minister-
präsidenten Mendès-France kein Zweifel darüber 
bestehen könne, daß nach der Abstimmung über 
das Statut und nach seiner Annahme jede politische 
Freiheit, staatsbürgerliche Freiheit gesichert sei, 
selbstverständlich auch die freie Diskussion über 
die Ablösung des Saarstatuts im Friedensvertrag 
durch eine andere Lösung, etwa der Rückkehr zu 
Deutschland. Heute lesen wir in der Presse die 
amtliche französische Auffassung, daß nach der 
Annahme des Saarstatuts dieses Statut selbstver-
ständlich nicht in Frage gestellt werden dürfe, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

daß damit auch eine Diskussion über die Endlösung 
nicht statthaft sei. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich bringe das hier 
auf, weil sich dabei folgendes herausstellt. Was 
immer der Ausgang dieser Meinungsverschieden-
heiten sein wird, der Hinweis, daß an der Saar die 
Konvention über die Menschenrechte gelten und 
damit eine Sicherheit gegeben würde, ist bei der 
Aufrechterhaltung dieser französischen Auffassung 
nicht mehr wirksam, 

(Zuruf von der Mitte: Doch!) 

denn die Grundrechte können nach dieser Kon-
vention nur im Rahmen der Verfassung des Lan-
des untersucht und ausgeübt werden. Und hier ist 
die ganz große Gefahr — ich beschränke mich auf 
diese Feststellung —, daß das Wahrheit wird, was 
wir unentwegt befürchtet haben, daß wir vielleicht 
eine relativ freie Entscheidung über die Annahme 
des Statuts haben werden, weil das Risiko 
dieser Entscheidung für die andere Seite gleich 
Null ist, aber daß keine Garantie besteht, daß die 
demokratischen Freiheiten an der Saar nach der 

Annahme des Statuts tatsächlich gesichert sind 
oder sogar gesichert werden könnten. Das ist das 
Entscheidende. 

Ich wollte diesen Punkt hier lediglich aufbringen, 
weil er durch die französische Stellungnahme neu 
zur Diskussion gekommen ist. 

Nun, meine Damen und Herren, zu der Frage 
unserer Stellung zu den Verträgen oder, besser 
gesagt, unserer Auffassung über die Position der 
Vertragspolitik der Bundesregierung im Zusam-
menhang mit den Pariser Verträgen in der gegen-
wärtigen internationalen Situation. Gestatten Sie 
mir, daß ich auch da zunächst einige Dinge aus-
räume, die in der Diskussion eine viel zu große 
Rolle gespielt haben, weil sie überhaupt nicht 
Gegenstand einer Kontroverse zwischen der Mehr-
heit und der Opposition zu sein brauchten. Zum 
Beispiel: es ist völlig uninteressant, auch nur ein 
Wort darüber zu verlieren, daß jede mögliche 
Lösung der Wiedervereinigung Deutschlands nach 
unseren gemeinsamen Vorstellungen auf der Basis 
der Freiheit und der Demokratie erfolgen soll. 
Lassen wir doch endlich all die Behauptungen, 
man wolle die Volksdemokratie für das ganze 
Deutschland, aus dem Spiel! Sie sind auch hier 
wieder vorgebracht worden, und wir sollten das 
wirklich unterlassen. 

Zweitens: Es ist kein Gegenstand der Diskussion, 
jedenfalls nicht auf unserer Seite, daß wir das 
Recht und die Notwendigkeit der Verteidigung der 
Freiheit und der Demokratie auch mit militärischen 
Mitteln anerkennen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 
Ich verweise noch einmal, wie mein Freund Erler 
es getan hat, auf unseren Parteitagsbeschluß in 
Berlin. 

Drittens: Wir lehnen das innere System der So-
wjetunion und der Volksdemokratien und die poli-
tischen Vorstellungen des Kommunismus über die 
Welteroberung ab, 

(Beifall im ganzen Hause) 

ohne jede Einschränkung, meine Damen und Her-
ren. Ich freue mich, daß Sie Beifall klatschen; ich 
bin erstaunt darüber. Ich spreche nur eine Selbst-
verständlichkeit aus. 

(Abg. Stücklen: Na, na! — Pfui-Rufe bei 
der SPD.) 

— Bitte, „na, na!", das ist nun allerhand, mein 
Herr. Das ist nämlich gerade das, was ich endlich 
aus dieser Diskussion herausbringen möchte. 

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der SPD.) 

„Na, na"? — Meine Damen und Herren, da gibt es 
nun wirklich genügend Beweise in der Haltung der 
Sozialdemokratie, 

(weitere Zurufe von der SPD) 

daß wir hier unsere Linie völlig einwandfrei ver-
folgt haben. Und ich wünschte, alle Menschen in 
der Bundesrepublik wären sich immer bewußt, 
welche große staatspolitische und europäische 
Leistung die Sozialdemokratie und die organisierte 
Arbeiterschaft nach 1945 mit ihrem Kampf gegen 
den Kommunismus vollbracht haben. 

(Stürmischer Beifall bei der SPD.) 

Sehen Sie doch die Ruhr an. Wir streiten darüber, 
ob diese oder jene Stadt — das war ein Argument, 
ich weiß nicht, von wem Ihrer Herren Redner 
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diesmal sozialdemokratische oder CDU-Abgeord-
nete hat. Das mag wichtig sein; es ist schließlich 
unser Interesse, daß w i r die Städte haben und 
nicht Sie, das ist klar. Aber meine Damen und 
Herren, der überragende Faktor ist, daß es an der 
Ruhr keine kommunistische Massenbewegung mehr 
gibt, 

(stürmischer Beifall bei der SPD — Zu

-

stimmung in der Mitte und rechts) 

und das ist doch ein entscheidender Faktor. 

(Abg. Albers: Herr Ollenhauer, dazu haben 
wir ein ganzes Teil mit beigetragen!) 

— Ich habe Ihren Anteil überhaupt nicht bestritten, 
mein lieber Kollege. Ich will hier nur endlich diese 
infame Unterstellung herausgebracht haben, 

(stürmischer Beifall bei der SPD) 
als seien wir mit unserer Forderung nach einer 
anderen außenpolitischen Linie irgendeine Hilfs

-

truppe des Kommunismus oder des Bolschewismus. 

(Erneuter anhaltender Beifall bei der SPD.) 

In dieser Frage verstehen wir keinen Spaß. 
Außerdem, meine Damen und Herren: Ich sage 

Ihnen, Sie werden, wenn Sie Ihre Politik fort-
setzen, sehr bald vor das Problem des Verhält-
nisses zwischen dem Westen und der Sowjetunion 
in einer viel ernsteren und dramatischeren Weise 
gestellt werden, als wenn Sie unseren Weg gingen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 
Was ist denn hier, meine Damen und Herren? 
Bitte, das ist die Meinungsverschiedenheit, und ich 
bin  der Auffassung, die muß hier ausgesprochen 
und ausdiskutiert werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es ist doch von uns keine Sturheit, daß wir an 
dieser Sache mit dieser Leidenschaft und Hart-
näckigkeit festhalten, genau wie ich annehme, daß 
der Bundeskanzler es auch nicht nur aus Halsstar-
rigkeit macht, wenn er für seine Verträge kämpft. 

(Zuruf von der Mitte: Das ist schon viel 
wert!) 

Die Frage ist doch, wie wir nicht nur das Ver-
hältnis deutsches Volk und Osten und Westen 
regeln; die  Frage ist doch, was wir alle In der 
Welt des Westens tun können, um zu erreichen, 
daß die in der Politik der Sowjetunion zweifellos 
liegenden Gefahren gebannt werden 

(Abg. Dr. von Brentano: Richtig!) 
und daß die — ich möchte sagen — Freiheiten der 
Völker gegen mögliche Aggressionen und gegen eine 
Ausweitung des totalitären Machtbereichs aus dem 
Osten geschützt werden. Das ist die Frage der 
westlichen Welt, so wie wir alle hier leben. Und, 
meine Damen und Herren, da ist klar: Es scheiden 
zwei Möglichkeiten aus;  niemand von uns, so 
nehme ich an, will sie. Wir können d ns  Problem 
nicht lösen mit  einem Kreuzzug gegen den Bol-
schewismus. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Wir müssen die Realität Sowjetunion anerkennen. 

(Abg. Kiesinger: Aber die wirkliche 
Realität!) 

Zweitens: Wir können und wollen nicht die Politik 
der Befreiung der unterdrückten Völker durch 
einen Krieg verfolgen. 

(Abg. Dr. von Brentano: Richtig! — Abg. 
Pelster: Ist niemals gesagt worden!) 

Nun kommt die Frage: Was ist dann möglich? 
Und sehen Sie, meine Damen und Herren, hier ist 
ein Element in der internationalen Politik seit 
1952, das nach meiner Meinung in der Politik der 
Pariser Verträge nicht in genügender Weise 
berücksichtigt wird. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Ich meine folgendes. Es hat eine Periode der ame-
rikanischen Politik gegeben, M der  die  Idee der Be-
freiung und auch die Idee des Kreuzzugs eine ge-
wisse Rolle gespielt haben. Diese Periode ist offen-
sichtlich zu Ende, und, meine Damen und Herren, 
an einem sehr bemerkenswerten Punkt. Sie wissen 
alle, daß die Berliner Konferenz gescheitert ist in 
der Deutschlandfrage. Aber .diese Ber liner Kon-
ferenz hat Konsequenzen gehabt, nämlich: Die 
Genfer Konferenz über Indochina war eine Folge 
der Vereinbarungen von Berlin. Bitte, das Kom-
promiß von Genf über Indochina ist eine sehr 
ernste Sache. Aber, meine Damen und Herren, was 
ist denn der Hintergrund dieses Kompromisses ge-
wesen, das unter sehr schweren Auseinanderset-
zungen zustande gekommen ist? Die Entscheidung 
des Präsidenten Eisenhower,  dm  entscheidenden 
Augenblick die Zustimmung zum Einsatz amerika-
nischer Flugzeuge in den Indochina-Konflikt zu 
verweigern, weil ihm die Entspannung wichtiger 
war als das Risiko eines Weltbrandes dort unten! 
Erster Punkt! 

Wir haben jetzt eine nicht minder dramatische 
Station in bezug auf die Auseinandersetzung um 
Formosa. Es steht uns nicht zu, die amerikanische 
Außenpolitik in bezug auf Tschiangkaischek zu 
kritisieren. Aber, meine Damen und Herren, daß 
jetzt die amerikanische Politik in dieser Weise 
gegen Tschiangkaischek interveniert, um die Ge-
fahren ,auch an diesem Punkt der  Welt abzubauen, 
ist eine außerordentlich bedeutsame Tatsache. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das heißt, unter Schwierigkeiten, unter sehr gro-
ßen Komplikationen — wie es nun einmal in die-
ser Auseinandersetzung ist — !gibt es eine gewisse 
Tendenz — ich sage: Tendenz, nicht mehr —, eine 
Politik !der Entspannung durchzuführen. 

Und nun <die Frage, die vor uns steht 'und die 
wir hier zu sehen haben, weil sie uns unmittelbar 
angeht, meine Damen und Herren: Wenn das im 
Fernen Osten die heutige, als richtig anerkannte 
amerikanische Außenpolitik ist, warum nicht die 
gleiche Initiative in bezug auf Europa durch einen 
Versuch der Lösung des schwersten Problems, 
nämlich der Spaltung Deutschlands? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ollenhauer (SPD): Darf ich jetzt noch einmal 
meine Gedanken entwickeln. Ich bitte um Ver-
zeihung, aber ich habe einiges hier zu sagen, was 
mir am Herzen liegt und was ich im Zusammen-
hang sagen möchte. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wenn wir hier die 
Frage erörtern: Wenn wir über die Vorschläge der 
Sowjetunion vom 15. Januar, die übrigens durch 
die Molotow-Rede auch offiziell bekräftigt worden 
sind — ich werde darüber noch ein Wort sagen —, 
wenn wir über diese Vorschläge hier diskutieren und 
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darüber, wie ernst sie seien, — nun, es gibt ja eine 
ganz andere Fragestellung. Es ist ja nicht nur die 
Frage: wollen wir eine Entspannung suchen, son-
dern die Frage ist doch: hat nicht der Westen ein 
Interesse an einer aktiven Entspannungspolitik von 
sich aus, 

(Beifall bei der SPD) 
um die Frage der europäischen Entspannung zu 
klären? 

Meine Damen und Herren, nur scheint, daß in 
diesem Stadium der internationalen Entwicklung, 
bei der wir gar nicht über Wert oder Unwert der 
Verträge zu reden brauchen, daß in diesem Sta-
dium der Entwicklung, nämlich Anfang 1955, im 
Gegensatz zu 1952 eine Politik, die auf der Ratifi-
zierung der Verträge vor Verhandlungen besteht, 
nicht in Übereinstimmung ist mit der aktuellen 
Situation in der internationalen Politik. 

(Beifall bei der SPD.) 
Es scheint fast, als wenn die neue amerikanische 
Politik der Entspannung zwar für den Fernen 
Osten, aber noch nicht für Europa als Export frei-
gegeben ist. Das ist die Frage, die wir uns zu stel-
haben, und warum? Jedermann weiß: Beide welt-
entscheidenden Mächte, die Sowjetunion und die 
Vereinigten Staaten, gehen von der Annahme aus, 
daß gegenwärtig die akute Gefahr eines umfassen-
den Konflikts nicht besteht, weil beide aus ihren 
verschiedenen eigenen Interessen ihn nicht wollen. 
Ich glaube, auch Ihnen ist die Kenntnis dieser Tat-
sache bei Ihrer Abstimmung etwas zugute gekom-
men. Ich weiß nicht, ob man auch so vollen Her-
zens diesen Schritt in der vergangenen Nacht ge-
gangen wäre, wenn man die Furcht haben müßte, 
daß sich daraus unmittelbare militärische Konse-
quenzen ergeben. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Das klingt paradox, aber das ist unsere Lage. Sie 
ist unendlich viel komplizierter, als sie in diesen 
Debatten sehr oft erschienen ist. Das ist der eine 
Tatbestand. 

Der zweite ist: Wir befinden uns doch — das ist 
keine Übertreibung, es ist sehr nachdrücklich von 
allen Seiten gesagt worden — in einer Umwäl-
zung, Gott sei es geklagt, der modernen Kriegs-
technik, deren Konsequenzen für jede Form von 
militärischer Aufrüstung noch gar nicht abzusehen 
sind. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Wir tun so, als wenn wir als Erwachsene noch ein-
mal unsere Zinnsoldaten aus dem Schrank hervor-
holen, um damit zu spielen. 

(Beifall bei der SPD. — Widerspruch 
in der Mitte und rechts.) 

— Meine Damen und Herren, ich meine das wie-
derum nicht polemisch. Sie wissen, daß es ein Pro-
blem ist; Sie wissen es alle. Sie haben ja selber 
heute mehr Zweifel in die Effektivität dieser Ver-
träge, als Sie — mit Recht — bei der Abstimmung 
über die EVG-Verträge gehabt haben. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Natürlicherweise, denn Sie leben doch mit offenen 
Augen in dieser Welt, auch wenn Sie andere 
Schlußfolgerungen ziehen, als wir es tun. 

Und dann ein Drittes. Es wird davon gesprochen: 
Wir müssen zu einem Kräfteverhältnis kommen, 
in dem auch die militärische Macht der Bundes-
republik eine Rolle spielt, zu einem Kräfteverhält

-

nis, das Verhandlungen aussichtsreicher macht. Ich 
will hier gar nicht über die Fragwürdigkeit des 
Arguments der sogenannten Politik der Stärke 
diskutieren, nachdem der Herr Bundeskanzler sie 
kürzlich preisgegeben hat. Aber überhaupt der Ge-
danke, daß für absehbare Zeit der Beschluß, in der 
Bundesrepublik Streitkräfte aufzustellen, irgend-
eine Bedeutung für das Kräfteverhältnis zwischen 
West und Ost hat, wo immer man diese Kraft auf 
der diplomatischen Ebene einsetzt, ist doch irrig. 
Die Zeit, die wir mindestens brauchen, sind drei 
Jahre — wahrscheinlich sind es sechs —, ehe die 

Wert Geschichte irgendeinen effektiven ert be-
kommt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 
Ollenhauer (SPD): Später bitte. — Was sind nun 
die Risiken, die wir unter diesen Aspekten ein-
gehen? Zweifellos die Gefahr — ich sage es vor-
sichtig, obwohl ich fürchte, das ist eine Unterbe-
wertung der auf uns zukommenden Situation — 
von verhängnisvollen Rückwirkungen auf die Aus-
sichten für die Wiederherstellung der deutschen 
Einheit! 

Wir haben hier eine ganze Reihe von Erklärun-
gen gehört über die Molotow-Rede, das Programm 
des Weltkommunismus. Das gehört sicher zur 
sowjetischen Gesamtdarstellung; darüber sind wir 
uns einig. Wir haben die Vorschläge, die für Vier-
mächteverhandlungen gemacht worden sind. Aber 
wir haben in dieser Rede von Herrn Molotow ja 
auch gehört, daß, wenn die Bundesrepublik rati-
fiziert, entsprechende Gegenmaßnahmen auf der 
Seite der DDR in bezug auf die Eingliederung in 
den Block der Acht erfolgen werden. 

(Abg. Euler: Längst vollzogen!) 
— Entschuldigen Sie, Herr Euler, ich muß Sie be-
richtigen. Es ist da noch längst nicht alles voll-
zogen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Was nämlich jetzt kommen wird — und das ist 
eine Erfahrung, die wir alle kontrollieren kön-
nen —, was immer die Sowjetunion in der russi-
schen Besatzungszone in bezug auf die eigenstaat-
liche Entwicklung gemacht hat, ist immer genau 
den Schritten gefolgt, die wir in der Bundesrepu-
blik nach der staatsrechtlichen Seite gemacht 
haben. 

(Abg. Dr. von Brentano: Die Volkspolizei 
war früher da!) 

— Ich spreche jetzt von anderen Dingen: Wirt-
schaftsrat! Denken Sie an die Schaffung der DDR! 
Und, meine Damen und Herren, die Volks-
polizei — — 

(Zuruf rechts: 15-Zentimeter-Geschütze! — 
Abg. Euler: Erst kam die Sowjetisierung!) 

— Das habe ich ja gar nicht bestritten. Ich habe 
vorhin ausdrücklich festgestellt — das brauchen 
wir nicht zu behandeln —, daß da wesentliche 
Ursachen für diesen Zustand liegen. Akzeptiert! 
Aber was kann geschehen? Daß diese Volkspolizei, 
was immer wir über ihren militärischen Wert 
denken, nun tatsächlich ein Bestandteil, ein wirk-
licher Bestandteil einer solchen Militärorganisation 
wird. 

(Abg. Euler: Sie steht heute schon unter 
russischem Kommando!) 

Meine Damen und Herren, täuschen Sie sich nicht 
darüber, daß, wenn die Sowjetunion in der DDR 
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diese Konsequenzen aus der Ratifizierung der Ver-
träge hier zieht 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat sie längst 
gezogen!) 

— ich fürchte, das wird sie tun —, das sehr, sehr 
fühlbare unmittelbare Folgen für die Möglichkei-
ten der Beziehungen zwischen den Menschen in 
der Bundesrepublik und in der Sowjetzone haben 
wird. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ich möchte Ihnen das heute am Sonntag gesagt 
haben, damit niemand hinterher sagen kann, er 
habe es nicht gewußt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, es gibt auf Ihrer 
Seite das Argument — bitte, das kann man 
haben! —: „Die Sowjets werden mit uns auch spä-
ter reden." Der Herr Bundeskanzler hat es in die 
Form gebracht: „Bangemachen gilt nicht." Darum 
handelt es sich gar nicht. Sie haben genau so wenig 
eine Garantie dafür, daß Ihre Vorstellung richtig 
ist, wie wir für unsere Befürchtung, daß Ihre Vor-
stellung ein nicht begründeter Optimismus ist. 

(Einzelne Zurufe von der Mitte: 
Sehr richtig!) 

Aber Sie alle tragen mit uns das Risiko, daß über-
morgen die Sowjets nicht mehr über die Frage der 
Wiedervereinigung Deutschlands verhandeln, — 

(Zustimmung bei der SPD) 
Sie alle mit uns. Da liegt doch der Kern  unserer 
sehr konkreten politischen Forderung: Laßt uns 
mit den Sowjets und den drei Westmächten reden, 
ob es heute eine bessere Möglichkeit für die 
Wiedervereinigung gibt als im Jahre 1954! 

(Beifall bei der SPD.) 

Wer kann denn die Ernsthaftigkeit einer solchen 
Überlegung bestreiten? Der Bundeskanzler hat 
gesagt: Bitte, meine Herren, das haben wir doch 
alles versucht, denken Sie daran, daß ich — der 
Bundeskanzler — die Berliner Konferenz angeregt 
habe! Nun, Herr Bundeskanzler, wir haben diese 
Frage schon einmal im Auswärtigen Ausschuß 
behandelt. Sie hatten uns damals in Aussicht ge-
stellt, auch den entscheidenden Teil Ihres dama-
ligen Briefes an die Außenminister zur Verfügung 
zu stellen. Leider haben wir ihn bis heute nicht 
gesehen. 

(Hört! Hört! bei der  SPD.) 

Der Herr Bundeskanzler hat zweitens gesagt: 
Meine Herren, ich weiß aus vertraulichen Bespre-
chungen zwischen den westlichen Außenministern 
und Herrn Molotow, daß er in Berlin auch gar 
nicht bereit war, etwa die EVG als Kaufpreis für 
freie Wahlen anzunehmen. Herr Bundeskanzler, 
ich bin außerstande, Ihre Mitteilung nachzuprüfen. 
Ich habe keinen Anlaß, sie nicht als wahr hinzu-
nehmen. Aber, Herr Bundeskanzler, Sie wissen 
auch, daß in den internen Verhandlungsrichtlinien 
der drei Westmächte vom November 1953 aus-
drücklich die Preisgabe der EVG für die Wieder-
vereinigung durch freie Wahlen als westliches 
Verhandlungsziel ausgeschlossen war. 

(Lebhafte Rufe bei der SPD: Hört! Hört!) 

Das ist ja auch ein Tatbestand, und das macht es 
uns zweifelhaft, ob man damals in Berlin auf bei

-

den Seiten überhaupt mehr wollte, als die  weitest- 

gehenden Standpunkte auf beiden Seite zu prokla-
mieren. 

(Zustimmung bei der SPD.) 
Jetzt liegen Vorschläge der Sowjetunion vor. Sie 

sind, Herr Bundeskanzler, in der Molotow-Rede 
enthalten und bestätigt worden; sie gibt es nicht 
nur in der Erklärung vom 15. Januar. Ich weiß 
nicht, was alles an Ernst in diesen Vorschlägen 
steht; aber so, wie sie stehen, enthalten sie zwei-
fellos wesentliche Elemente des Eden-Plans vom 
Jahre 1954, den Sie und wir akzeptiert hatten. Ich 
weiß auch nicht, ob diese Vorschläge, wenn wir 
sie mit den Sowjets besprechen, sich nicht als ein 
Mittel zur Verhinderung der Ratifizierung heraus-
stellen. An Mißtrauen gegenüber sowjetischer und 
kommunistischer Taktik können Sie uns nicht 
übertreffen. 

(Beifall und Zurufe von der Mitte und rechts. 
— Zustimmung bei der SPD.) 

Aber, meine Darren und Herren, ich sage Ihnen 
eins: in einer solchen nationalen Lebensfrage des 
deutschen Volkes habe ich jede Chance, die an-
scheinend besteht, zu untersuchen und darf sie 
nicht achtlos beiseite liegen lassen! 

(Stürmischer Beifall bei der SPD.) 

Wer zwingt uns denn, wenn wir an den Verhand-
lungstisch gehen, irgend etwas zu akzeptieren, was 
wir nicht wollen? Weder die Westmächte noch die 
Bundesregierung, wenn sie dabei sein sollte, sind 
dazu gezwungen. 

(Abg. Dr. Menzel: Sehr richtig!) 
Genau so unmöglich ist die Verhandlungstaktik 
des Westens, der sich auf den Standpunkt stellt: 
Solange die Sowjets die freien Wahlen nicht ak-
zeptieren, reden wir mit ihnen nicht. Verhandlun-
gen, bei denen man vom Gegner verlangt, daß er 
vorher die Ergebnisse akzeptiert, sind keine Ver-
handlungen. 

(Beifall bei der SPD.) 
Ein Punkt bewegt mich in diesem Zusammenhang 
besonders, weil er mich wirklich auf das tiefste 
berührt hat, und ich finde, das sollte uns alle 
berühren. Wir haben nach all den scharfen Aus-
einandersetzungen, die wir zwischen Regierungs-
koalition und. Opposition gehabt haben und die 
auch zwischen dem Herrn Bundeskanzler und mir 
stattgefunden haben, Idem Herrn Bundeskanzler 
völlig abseits von diesem Streit der Meinungen 
Anfang Januar in aller Form und mit aller gebote-
nen Ernsthaftigkeit den Vorschlag gemacht, er 
möchte als Chef der Regierung der  Bundesrepublik 

 an die drei Westmächte die Bitte richten, bei der 
Sowjetregierung darauf hinzuwirken, daß über die 
Ernsthaftigkeit der Vorschläge vom 15. Januar 
verhandelt wird, und wir haben ihn zweitens ge-
beten, diese Besprechung herbeizuführen, ehe wir 
vor diese schicksalsschwere Frage der Wiederver-
einigung und der Aufrüstung durch die Pariser 
Verträge gestellt wenden. Der Herr Bundeskanz-
ler hat mitgeteilt, daß er sich nicht in der Lage 
sehe, den sozialdemokratischen Vorstellungen zu 
folgen. Er hat zunächst einmal auseinandergesetzt, 
es genüge ja nicht, sich mit der Sowjetunion zu 
einigen; wir !brauchten auch die Zustimmung der 
drei Westmächte, um  zu einem befriedigenden Er-
gebnis zu kommen. Nun, das war überflüssig, das 
wissen wir auch. Aber dann wind gesagt, es sei 
durch die  Pariser Verträge gelungen, die drei 
Westmächte für eine Form der Wiederherstellung 
der deutschen Einheit zu gewinnen, die unseren 
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Auffassungen entspreche, nämlich für eine Wie-
dervereinigung in Frieden und Freiheit. Und nun 
kommt ein sehr bemerkenswerter Satz: „Allerdings 
ist die Verpflichtung der Westmächte, gemeinsam 
mit uns  die  Wiedervereinigung in Frieden und 
Freiheit herbeizuführen, nicht bedingungslos ein-
gegangen worden; 

(Hört! Hört! und Aha-Rufe von der SPD) 

sie ist an die Ratifizierung der Pariser Verträge 
geknüpft." 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Bucerius: 
Das ist es ja eben!) 

— Bitte, das ist aber ein sehr entscheidender 
Punkt. 

(Abg. Dr. Bucerius: Ja, ja, sehr richtig!) 

Nun, was ist meine Antwort? Wenn die West-
mächte die Auffassung haben: Vor der  Ratifizie-
rung sind wir nicht bereit, mit der Sowjetunion zu 
verhandeln, dann bin ich allerdings der Meinung, 
daß der Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland dann nicht allein die Aufgabe hat, 
uns diesen Standpunkt der drei Westmächte zur 
Kenntnis zu bringen, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

sondern auch die Aufgabe, die Initiative zu ergrei

-

fen, um den Standpunkt der Westmächte zu ändern. 
(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Hier muß ich allerdings sagen, daß der Herr Bun-
deskanzler im weiteren Verlauf seines Briefes er-
klärt, er sei dazu nicht in der Lage, weil er auch 
nicht für Verhandlungen vor der Ratifizierung sei. 
Diese Stellungnahme, die den Kern unserer Aus-
einandersetzung .betrifft, zeigt klar: Wer in diesem 
Stadium und in dieser Lage die Ratifizierung der 
Verträge vor neue Verhandlungen über die Wie-
dervereinigung setzt, wenn auch nur vor einen 
Versuch, zu solchen neuen Verhandlungen zu kom-
men, der dokumentiert damit, daß er unter allen 
Umständen der definitiven Eingliederung der  Bun-
desrepublik in das Nordatlantikpakt-System den 
Vorzug vor der Wiedervereinigung gibt. 

(Lebhafter Beifall bei der  SPD.  — Lebhafte 
Zurufe rechts.) 

Ich habe keinen Kommentar dazu zu machen. Ich 
habe diesen Tatbestand festzustellen, weil hier der 
wirkliche Gegensatz zwischen Ihnen und uns liegt. 
Mir kam es in dieser Stunde darauf an, das noch 
einmal zu unterstreichen. 

Ich bitte Sie, sich auch diese Überlegungen noch 
einmal vor Ihrer Entscheidung durch den Kopf 
gehen zu lassen: Wir sind in Gefahr, daß wir die 
Chancen der friedlichen Wiedervereinigung 
Deutschlands für lange Zeit verlieren. Vielleicht 
ist ein neuer Versuch ohne ein positives Resultat. 
Niemand von uns hat jemals eine andere Auffas-
sung vertreten. Aber ich bitte Sie: Was ist denn 
für unsere  Sache  und für die Sache der Freiheit 
und des Friedens der  Welt verloren, wenn wir 
diesen Versuch machen, ehe wir endgültig über 
die Verträge und über die Wiederaufrüstung ent-
scheiden? 

(Stürmischer Beifall bei der  SPD.) 
Es geht ja nicht nur um unser Schicksal. Ich 
habe eine Frage vom Herrn Kollegen Kiesinger 
noch im Ohr, weil ich nicht ganz damit fertig 
geworden bin. Sie haben gefragt: Was bedeutet 
eigentlich die Wiedervereinigung Deutschlands 

für die Sicherheit Amerikas? — Nun, meine 
Damen und Herren, wo stehen wir eigentlich? 
Sind wir schon so stationär in unserem Denken, 
daß es überhaupt keine andere Möglickeit gibt, 
als den Nordatlantikpakt auf der einen und den 
Ostblock auf der anderen Seite? 

(Abg. Kiesinger: Darf ich eine Frage 
stellen, Herr Präsident?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Kiesinger. 

Ollenhauer (SPD): Ja, bitte! 

Kiesinger (CDU/CSU): Herr Kollege Ollenhauer, 
glauben Sie nicht, daß 'die Berliner Konferenz nicht 
an der Frage der freien Wahlen gescheitert ist, 
sondern an militärpolitischen Gegebenheiten von 
beiden Gruppen? Und glauben Sie nicht, daß das 
Problem der deutschen Wiedervereinigung am Ende 
nur gelöst werden kann, wenn sich eine Möglichkeit 
bietet, aus diesen harten militärpolitischen Gegeben-
heiten einen Ausweg zu finden, 

(Lachen bei der SPD — Zurufe: Sehr gut! 
— Vorherige Festlegung!) 

und daß dazu allerdings nicht nur das Problem des 
angeblichen russischen Sicherheitsbedürfnisses ge-
hört, sondern auch ein Blick auf die Sicherheits-
notwendigkeiten der westlichen Welt? 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
 
Ollenhauer (SPD): Herr Kiesinger, das war nicht 
nur eine Frage, sondern eher eine Ansprache. Aber 
ich habe keinen Einwand zu machen. Ich möchte 
Ihnen folgendes sagen: Wenn es gelänge, mit der 
Sowjetunion zu einer Wiedervereinigung Deutsch-
lands zu kommen auf der Grundlage von Bedin-
gungen, die wir gemeinsam akzeptieren, ist doch 
nicht zu bestreiten, daß die internationale und die 
europäische Situation eine ganz wesentliche Ver-
änderung in der Richtung der Entspannung erfah-
ren 

(Zustimmung bei der SPD) 
und daß es im elementarsten Sicherheitsinteresse 
aller freien Völker, auch des amerikanischen, liegt, 
diese gefährliche Zone „gespaltenes Deutschland" 
zu beseitigen. 

(Beifall bei der SPD.) 
Das ist doch auch das, meine Damen und Herren, 
was hinter unserem Anliegen steht. Ich verstehe 
nicht, daß ein Gegensatz konstruiert wird zwischen 
diesem Verlangen, jetzt hier einen Versuch zu ma-
chen, und der Sicherheit der anderen. Gelingt dieser 
Versuch, sind wir auf dem Wege einer verstärkten 
Sicherheit in der Welt viel weiter, als wir mit allen 
Verstärkungen der Nordatlantikpakt-Organisation 
kommen können. 

(Zuruf von der Mitte: Wir können doch nicht 
allein gehen! — Gegenrufe und Lachen bei 

der SPD.) 
— Das habe ich ja gerade auseinandergesetzt, daß 
wir mit den drei Westmächten und über 'die drei 
Westmächte verhandeln wollen! 

Meine Damen und Herren, mir kam es darauf 
an, jedenfalls den Versuch zu machen, diese ganze 
Frage noch einmal in diesen entscheidenden Zu-
sammenhang zu stellen. Es ist nicht die Frage — 
jedenfalls nicht für uns —, wer in dieser Ausein-
andersetzung mehr und wer weniger national ist. 
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Es geht uns um den besten und den sichersten Weg 
für das deutsche Volk, zu seiner  Einheit und zu 
seiner Sicherheit zu kommen. Wir halten die Ver-
träge für kein geeignetes Mittel für die Sicherheit 
unseres Volkes. Wir halten sie für eine große Gefahr 
für die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands. 
Wir wollen nicht Gefahr laufen, daß an der jetzi-
gen Zonengrenze sich diesseits und jenseits dieser 
Grenzen junge Deutsche in Uniformen gegenüber-
stehen der beiden Blöcke, die da in ihren Spannun-
gen aufeinanderstoßen. Wir fürchten, daß diese 
Verträge in Praxis die Fortsetzung des Kalten Krie-
ges mit anderen Mitteln sein werden. 

(Abg. Dr. Arndt: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, denken 
Sie auch an die innenpolitische Lage! Wenn Sie die 
Verträge durchführen, werden sie eine einschnei-
dende Wirkung auf das innere Gefüge unseres Vol-
kes haben. Was immer man über die Zweckmäßig-
keit der Aufstellung von deutschen Streitkräften 
denken mag, in jedem Fall sind sie nur vertretbar, 
wenn sie getragen werden von allen demokratischen 
Kräften in unserem Volke und nicht von einem in 
sich in dieser Frage gespaltenen Volk. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, Sie wissen sehr gut um 
die Problematik und den Ernst dieses Themas. Ich 
glaube, es war der Herr Kollege Dr. Jaeger, der 
in seiner Rede zum Schluß gesagt hat: Wir bleiben 
auf unserem Weg, wir haben den Mut zur Unpopu-
larität. — Das wissen wir alle: es gibt im Leben eines 
Volkes für Parteien und Politiker Situationen, wo 
dieser Mut zur Unpopularität notwendig ist. Die 
Sozialdemokraten und ihre führenden Leute haben 
in der Vergangenheit sehr viele große Beispiele 
dafür geliefert. 

(Sehr wahr! bei. der SPD.) 

Aber, meine Damen und Herren, ich sage Ihnen 
eines: Das mag gelten für hundert Fragen des nor-
malen staatlichen, wirtschaftlichen, sozialen Gesche-
hens in einem Volk, — wenn Sie dazu übergehen, 
ein Volk in dieser Weise in eine völlig neue Situation 
und praktisch in eine neue Struktur mit fast unab-
sehbaren Konsequenzen zu stellen; dann genügt der 
Mut zur Unpopularität nicht. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Dann brauchen Sie das freiwillig gegebene Ver-
trauen in die sinnvolle Notwendigkeit dieser Maß-
nahmen, oder Sie werden in für unsere Ordnung 
außerordentlich ernste Situationen kommen. 

Das kann niemand von uns wollen und niemand 
von uns wünschen, weil wir es fühlen, daß, wenn Sie 
so in dieser Lage und ohne einen solchen Versuch 
entscheiden, dann die Gefahr einer solchen Entwick-
lung da sein würde. Meine Damen und Herren, 
darum unsere eindringliche Warnung und auch 
darum unser Nein! Ich bin überzeugt, die  Ratifizie-
rung der Verträge wird keines der Probleme lösen, 
vor die wir gestellt sind, weder die Wiedervereini-
gung noch die Sicherheit noch die Saarfrage. Aber 
diese Verträge werden möglicherweise die Gefahren 
vergrößern, die für die Einheit unseres Volkes und 
für den Frieden in Europa und in der Welt beste-
hen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir werden unsere Aufgabe weiter darin sehen, 
diese Gefahren zu bannen und zu verhindern, daß  

diese Verträge schließlich auch noch ein Werkzeug 
derjenigen Kräfte werden, deren Zielsetzung und 
Aktivitäten eine lebensgefährliche innere Bedro-
hung unserer Demokratie darstellen würden. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD.)  

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Dehler. 

Dr. Dehler (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Eine Bonner Zeitung hat gestern eine 
nette Karikatur von mir gebracht: Dehler als „voll-
kommener Kavalier", der nach rechts der Bundes

-

regierung, nach links der Opposition einen Strauß 
überreicht. 

(Heiterkeit. — Zuruf von der SPD: Strauß! 
— ,Einen richtigen Strauß! 

(Erneute Heiterkeit.) 

Aber ich habe heute nicht vor, Blumen zu streuen, 
meine Damen und Herren, — vielleicht hier und da 
ein bescheidenes Vergißmeinnicht, aber viel eher 
brennende Nesseln. 

An dem Bild ist eines richtig: meine Partei geht 
aus von einer ganz bestimmten geistig-politischen 
Haltung, und aus dieser Haltung geht sie an die 
Probleme des Tages und versucht, sie zu sehen und 
zu lösen, und geht sie auch in der Frage der Ent-
scheidung über das Pariser Vertragswerk ihren 
Weg mit dem Ziele der Freiheit unseres Volkes, des 
ganzen deutschen Volkes, und der Freiheit der deut-
schen Menschen. 

Ich habe das Gefühl, unsere Aussprache in  den 
letzten Tagen hat etwas Positives gehabt, einen 
erfreulichen Grundzug der Nüchternheit. Ich meine, 
wir haben allen Anlaß, die Emphase zu vermeiden. 
Wir wollen vor allem die  seelische  Erschütterung, in 
die wir alle nach dem 30. August vorigen Jahres 
gekommen sind, vermeiden. 

Wir sehen in diesem Vertragswerk positive Fort-
schritte. Wir erhalten — wenigstens im wesentlichen 
— unsere Souveränität, natürlich die Souveränität 
mit den politischen Gegebenheiten, mit den Bindun-
gen, in denen wir stecken, mit den Hemmungen 
der Entwicklung, die man nicht auf einmal beiseite 
schieben kann. Und — das ist etwas Wichtiges — ich 
bin nicht allzu dankbar für diese Gabe, meine Damen 
und Herren. Es ist, sage ich immer, überreif, überfäl-
lig, daß wir die Souveränität bekommen, zehn Jahre 
nach der  Beendigung des Hitlerkrieges. Wir sind 
doch keine Nazis, wir sind doch keine Naziregie-
rung! Weiß man, wie sehr man das Wachsen der 
Demokratie gefährdet, gehemmt hat dadurch, daß 
man uns nicht die Freiheit gab?  

Wir tragen selber Schuld an  der Entwicklung. 
Unser verehrter Herr Präsident, der Kollege Carlo 
Schmid, verüble es mir nicht, wenn ich in diesem 
Zusammenhang das Problem Staatsrecht und Poli-
tik, Staatsrechtler und Politiker aufwerfe. Ich habe 
ihn kennengelernt, damals war er, glaube ich, 
Staatspräsident oder stellvertretender Staatspräsi-
dent des gloriosen Landes Württemberg-Hohenzol-
lern. 

(Abg. Kiesinger: Das war kurios?) 

— Glorios, habe ich gesagt, glorios! Ich werde mich 
hüten, die Heimat so vieler bedeutender Leute zu 
kränken! 

(Heiterkeit.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
Sie machen mich erröten. Ich bitte, mich nicht so zu 
loben . . . 

 (Erneute Heiterkeit.) 

Dr. Dehler (FDP): Ich habe unseren verehrten 
Herrn Präsidenten 1947 auf der Ministerpräsiden-
ten-Konferenz in München kennengelernt. Es war 
ein bedeutsames Ereignis, das wir dem damaligen 
Ministerpräsidenten Dr. Hans Ehard aus Bayern 
verdanken, daß zum letztenmal die Ministerpräsi-
denten aller deutschen Länder, auch aus der Ost-
zone, an einem Tisch saßen. Nun, ich werde heute 
Gelegenheit haben, noch einmal darauf zurückzu-
kommen. Damals hat Herr Professor Carlo Schmid 
eine Rede gehalten. Seine gestrige hat mich sehr 
daran erinnert. Mit blendender Beredsamkeit hat  er 
gefordert: Das kann nicht so weitergehen, die Be-
ziehungen zwischen Besatzungsmacht und besetz-
tem Land müssen geordnet werden! Und es geschah, 
was unerhört ist in der Weltgeschichte: Besatzungs-
macht und Besetzte haben ihre Verhältnisse recht-
lich geordnet, haben Besatzungsstatute geschaffen, 
wir haben uns ein Korsett angelegt, aus dem wir 
uns erst mühsam befreien müssen, während die 
organische Entwicklung längst darüber hinaus-
gegangen wäre. 

Und hier ein Vergißmeinnicht für unseren Bun-
deskanzler! Das ist eine seiner großen geschicht-
lichen Taten, daß er über diese Bindungen hinaus 
gehandelt hat, daß er — ich habe schon einmal 
gesagt — so gehandelt hat, als ob sie nicht vorhan-
den wären, daß er sie negiert hat, daß die Hohen 
Kommissare, die Vertreter der Siegermächte, diplo-
matisch von Stufe zu Stufe auf das richtige Plafond 
heruntergetreten sind. Ich denke daran, wie wir 
zum erstenmal auf den Petersberg fuhren. Dann ist 
es üblich geworden, daß sie im Palais Schaumburg 
antichambrierten. 

(Heiterkeit.) 

Ich will damit niemand kränken. 

Nun, ich danke nicht für diese Souveränität. Sie 
ist selbstverständlich, sie ist notwendig. Ich ver-
denke es den Alliierten, daß sie nicht den Mut zur 
großen Geste hatten, daß sie zum erstenmal dieses 
Junktim zur Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft herstellten. Ein schauerliches Wort, ein 
schlimmes Wort, nämlich für schlimme Koppelungs-
geschäfte, die wir eine Zeitlang in unserem Straf-
gesetz verpönten, unter Strafe stellten. Wenn Dinge 
nichts miteinander zu tun haben, wenn man etwas 
durchsetzen wi ll, wozu man  kein restloses Recht, 
keinen Anspruch hat oder vielleicht nicht den Mut 
des Rechtes hat, dann koppelt man, dann stellt man 
das Junktim her. Ich verdenke es den Alliierten, daß 
man uns zum erstenmal die Souveränität anbot, 
wenn wir EVG annähmen, daß man uns jetzt die 
Souveränität anbietet, wenn wir Westeuropäische 
Union annehmen. Das war, das ist keine große 
Geste, meine Damen und Herren! Ich hatte viel mehr 
Freimut, viel mehr Großzügigkeit der Alliierten, 
viel mehr Respekt vor der deutschen Demokratie 
erhofft. 

(Beifall bei der FDP.) 

Und über das böse Junktim, das uns bis zum tief-
sten quält — Saarstatut und dieses Vertragswerk —, 
werden wir noch ein Wort zu sprechen haben. 

Ich sehe in den Verträgen etwas Positives. Vor 
allem geht es um die europäische Ordnung, die 
europäische Ordnung als selbstverständliche Kon

-

sequenz einer entscheidenden politisch-geschicht-
lichen  Tatsache in dieser Epoche, der Bedrohung 
der Erde durch die russisch-bolschewistische Macht. 
Wer will sie leugnen und die Erkenntnis, daß dann, 
wenn wir dieses Europa nicht ordnen, eine der 
wesentlichen Voraussetzungen des Untergangs die-
ses Europas geschaffen wäre? Ich glaube, man 
braucht dazu nicht die Molotow-Rede nachzulesen, 
Herr Kollege Kiesinger; sie war schon konzipiert, 
bevor Malenkow gestürzt ist, und nicht alles stand 
dort genau so, wie Sie es sagten. Auch nicht auf 
den angeblich von Molotow gemachtén Unter-
schied zwischen Ratifikation und Verwirklichung 
der Ratifikation der Verträge und die Drohung, 
die die Sowjets im Hinblick darauf ausspra-
chen, kommt es an. Die großen planetaren Verhält-
nisse nötigen uns dazu, dieses Europa — man muß 
schon sagen: diesen kümmerlichen Rest von Europa, 
der geblieben ist — zusammenzuordnen, zu einer 
Einheit zu fügen und an die freie Welt, die Ver-
einigten Staaten vor allem, anzulehnen, wenn die-
ses Europa nicht dem Druck aus dem Osten erliegen 
soll. 

Die Form der Europäischen Politischen Gemein-
schaft, der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft, 
der europäischen wirtschaftlichen Gemeinschaft, die 
wir erhofft haben, hat sich nicht verwirklichen 
lassen. Der starke Atem, der nach 1945 über Europa 
wehte, er ist erschlafft. Ich habe bei der ersten Bera-
tung dieser Verträge darzulegen versucht, welch an-
derer Geist hinter dem jetzigen Vertragswerk steht, 
wie wir ihn bejahen, wie wir glauben, daß das Ord-
nungsprinzip dieser Verträge organischer, wir-
kungsvoller, leichter praktikabel ist. Die Westeuro-
päische Union mit Einschluß Großbritanniens, mit 
Einordnung in die Nordatlantische Verteidigungs-
gemeinschaft können die Freiheit Europas sichern, 
können die Gefahr der russischen Suprematie mit 
ihrer für uns so großen Bedrohung bannen. Aber 
mir persönlich ist wichtiger als die 12 Divisionen —
oder ich will sagen: noch wichtiger als der Wehrbei-
trag, der Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik 
— der aus diesen Verträgen fließende Zwang zu 
einer gemeinschaftlichen europäischen Politik, 

(Beifall in der Mitte und rechts) 
der Zwang dazu, in Europa gemeinsam zu handeln, 
daß nicht wiederkehren kann, was doch Albtraum 
der politischen Ereignisse der letzten 40, 45 Jahre 
war, nicht mehr wiederkehren kann das Bündnis un-
seres westlichen Nachbarn mit unserem östlichen 
Nachbarn, daß nicht mehr 'wiederkehren kann die 
Situation vor 1914, die wesentliche Ursache, Mit-
ursache des ersten Weltkriegs war, daß nicht mehr 
wiederkehren kann die Situation nach 1918, das 
Bündnis der Franzosen mit der Kleinen Entente — 
zum mindesten einer der Vorwände zum Hitlerkrieg 
von 1939 —, und daß am Ende auch die unheilvolle 
Entwicklung, die nach 1945 eingesetzt hat, ein Ende 
findet. Ich sehe in dem Vertragswerk das Aktivum, 
daß wir die Möglichkeit haben,  das  französische Miß-
trauen zu überwinden, dieses Mißtrauen, das die 
unheilvolle Quelle fehlerhafter Entwicklungen in 
der Vergangenheit war. 

Ich kann davon sprechen. Es sind mehr als 30 
Jahre, daß ich mich an dem deutsch-französischen 
Gespräch beteiligt habe, daß ich Mitglied einer Ge-
sellschaft zur deutsch-französischen Verständigung 
war. Es ist mir unvergeßlich, als ich im Jahre 1926 — 
nun  verkörpere ich auch beinahe schon ein kleines 
Stückchen deutschen Bemühens — in Frankreich 
war und mit einem französischen Kollegen sprach, 
der von dem gleichen Willen erfüllt war, den Bann 
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der französisch-deutschen Gegnerschaft zu über-
winden. Es ist mir unvergeßlich, als er mir dann im 
Gespräch erzählte: Lieber Herr Kollege, wie kommt 
es denn, daß die jungen Deutschen, besonders die 
jungen deutschen Studenten diese Offiziersfrisur, 
den, wie wir es nannten, Offiziersschnitt tragen, daß 
sie sich so die Haare an der Seite und hinten bis 
zum Scheitel kurz schneiden lassen? Ich konnte es 
ihm nicht ausreden, daß dieser Offiziersschnitt getra-
gen werde, damit der Stahlhelm wieder über den 
Kopf gestülpt werden könnte. Es ist das Grausige, 
daß dieses Mißtrauen, daß diese Furcht fürchterliche 
Wahrheit geworden ist, daß noch nicht zehn Jahre 
vergingen und daß wirklich diese Köpfe den Stahl-
helm trugen. 

Nein, daß wir mit Frankreich zu einem connubium 
und commercium kommen, daß eine echte Gemein-
schaft mit Frankreich zustande kommt, das ist doch 
der gesunde Kern dieser Verträge, den ich bejahe. 
Wir schauen auch in diesen Tagen mit großer Sorge 
nach Frankreich. Wird sich der 30. August des vori-
gen Jahres wiederholen? Er darf sich nicht wieder-
holen! Wir sehen die Gefahren, die in dem neuen 
Kabinett Edgar Faure stecken. Immerhin, nur sie-
ben der neuen Minister haben für die Verträge 
gestimmt, vier haben dagegen gestimmt, fünf, dar-
unter der jetzige Außenminister Pinay, haben sich 
der Stimme enthalten. Minister Palewski, der unmit-
telbare Berater des Ministerpräsidenten, ist kaum 
ein Freund dieses Vertragswerks, ein Mann, der 
das vorausgehende Gepräch mit Rußland in den 
Vordergrund stellt. Wir werben um Vertrauen. Wir 
hoffen, daß da  drüben nicht die Schreckgespenste 
der Rapallo- oder der Tauroggenhaltung lebendig 
sind. Aber manchmal möchte ich sagen: wir haben 
wirklich Anlaß, nicht zu glauben, daß wir suggestiv 
wirken, sondern haben Anlaß zu der Sorge, daß 
unser zu stark betonter Wille drüben wieder  Hem-
mungen, wieder Ressentiments schafft. Und manch-
mal bin ich versucht, ein gut fränkisches Sprich-
wort zu zitieren: „Langsam, langsam, weil's pres-
siert!" Aber die Dinge nehmen ihren Lauf. 

Etwas Positives möchte ich für meine Freunde 
feststellen, was wir in diesen Verträgen sehen: Das 
Bekenntnis zum Wehrwillen, zur Wehrhaftigkeit. 
Sehr umstritten in unserem Volke! Es nimmt einen 
weiten Platz in der Aussprache ein, die durch die 
Zusammenkunft in der Paulskirche ausgelöst wor-
den ist. 

Es ist unsere liberale Überzeugung, meine Damen 
und Herren: es gibt keinen freiheitlichen Rechts-
staat, der auf Wehrlosigkeit gegründet ist. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 
Die anspornende Formel von der „Einheit in Frei-
heit", die jetzt so oft gebraucht wird, ist vor mehr 
als 100 Jahren von dem Freiburger Liberalen Karl 
von Rotteck in seiner Schrift „Über 'stehende Heere 
und Nationalmiliz" geprägt worden. Er ist den Ge-
setzmäßigkeiten nachgegangen, die den Staatsbür-
ger zwingen, die Einheit und Freiheit seiner Nation 
durch Wehrhaftigkeit zu sichern. Ein Staat, der auf 
diese Sicherung verzichtet — und ich habe es in 
Hamburg gesagt und wiederhole es als meine feste 
Überzeugung mit den Worten von Rotteck —, ist 
kein Staat; er ist nach außen ein Spielball der 
andern und ist nach innen ein Torso. 

Das ist die Wahrheit, die auch in dem Satze steckt: 
„Die allgemeine Wehrpflicht ist das legitime Kind 
der Demokratie." Wer die Freiheit wählt, muß auch 
gewillt sein, die Freiheit zu verteidigen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Meine Damen und Herren, das Gesetz der Ge

-

schichte hat mit dem Jahre 1945 nicht aufgehört, 
nicht für uns aufgehört, daß jedes Volk untergeht, 
dessen Männer nicht bereit sind, ihre Heimat, ihre 
Frauen, ihre Kinder zu verteidigen. 

Nun, das Problem, darf ich sagen, das Problem des 
Tages: die Hemmung, die vor allem von der Opposi-
tion gebracht wird, der Vorwurf, daß die Ver-
träge, daß die deutsche Wiederaufrüstung die Wie-
dervereinigung erschweren, ja, unmöglich machen, 
der Hinweis auf die Drohungen der Russen, vor 
allem auf die Drohungen in dem Pressekommuniqué 
vom 15. Januar, und, wer will es leugnen, in unse-
rem Volke eine zunehmende Empfindlichkeit gegen-
über dieser Frage, eine gesteigerte Unruhe, die so 
lange verzögerte Wiedervereinigung der Deutschen 
könnte zusätzlich erschwert und auf lange, lange 
Zeit vertagt werden. 

Ich bin durchaus der Meinung, daß wir es begrü-
ßen müssen, daß diese Unruhe in unserem Volke 
steckt, daß unser Volk nicht mehr dieser reaktions-
lose Teig ist, von dem einmal ein Amerikaner 
gesprochen hat, den er angetroffen hat, als er nach 
Deutschland kam, über den er sich nicht genügend 
wundern konnte: diese Deutschen mit diesem Elan, 
mit dieser Einsatzkraft, die waren nach 1945 ge-
lähmt, die waren wie ein Stück Teig, das man auf 
den Tisch werfen und zerteilen und wieder zusam-
menkneten konnte, ohne daß sich der Teig rührte. 

Ich sage: eine ernste Frage, über die man sprechen 
muß. Und das verdenke ich der Sozialdemokratie, 
das verdenke ich den Teilnehmern der Kundgebung 
in der Paulskirche nicht, daß sie über diese Frage 
ein Gespräch führen. Ich habe mir meine Rede in 
Hamburg, die nach meiner Meinung Herr Ollen-
hauer falsch zitiert hat, kommen lassen. Es liegt mir 
sehr daran, daß kein Mißverständnis entsteht. Ich 
habe die Sätze, die Sie frei wiedergegeben haben, 
nicht gesprochen. Ich habe es einmal nachgelesen 
und bin beinahe beeindruckt über die klassisch

-

schönen Sätze, die ich da formuliert habe. 

(Heiterkeit.) 

Es geht mir wie Goethe, man wird warm an seinen 
eigenen Kohlen. Aber nachdem ich nicht nur zu Ihnen 
bei dem gelichteten Saal spreche, sondern hinaus, 
halte ich es für ganz richtig, daß Herr Ollenhauer 
und seine Freunde einmal hören, was ich gesagt 
habe, und das Wesentliche wiedergebe. Ich habe 
gesagt: 

Wir sind an  dieser Stelle zusammengekommen, 
um eine Antwort zu geben auf die Forderungen 
der Paulskirche vom 29. Januar, der Frankfur-
ter Paulskirche, jener für mich als Liberalen 
ehrfurchtgebietenden geschichtlichen Stätte 
des deutschen Willens zur Einheit und Freiheit. 
Wir sind nicht zusammengekommen, um die 
anderen zu schmähen. Wir beugen uns in Re-
spekt vor jedem, der sich redlich Sorge macht 
um unser Volk, um seine Einheit und seine 
gemeinsame Zukunft. Wir achten die Gewis-
sensnot, in die sich deutsche Menschen durch 
die Spaltung ihres Vaterlandes als Erbe einer 
wahnwitzigen Politik gestürzt sehen. Der taugte 
nicht zur Politik, der nicht das Ohr am Herzen 
unseres Volkes hätte. 

Wir erleben mit Freude, daß sich die Urkraft, 
die in jedem gesunden Volke steckt, bei uns regt, 
so wie sie am 17. Juni 1953 drüben hochgeschla-
gen ist. Wir wollen, daß die Welt die Unruhe der 
Deutschen um ihre Einheit fühlt, und wir sind 
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willig, die anderen zu hören und zu verstehen. 
Es ist nicht unsere Schuld, daß wir hier von der 
Elbe aus den Männern, die am Main ihren Pro-
test ausgebracht haben, antworten müssen. Ich 
war und bin immer zum Gespräch bereit, und 
keiner von uns wird sich jemals der unmittel-
baren Auseinandersetzung entzogen haben und 
entziehen. 

— Jetzt kommt der Satz, Herr Ollenhauer: — 

Daß der Führer der Opposition aus dem Bundes-
tag geflüchtet ist und  an  der Demonstration 
teilgenommen hat, weckt tiefe Bedenken, noch 
mehr, daß er ungerügt die Feststellung hinge-
nommen hat, 

— ich habe keinen Namen genannt, es war Georg 
Reuter als Vertreter des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes — 

zur Beantwortung der Frage der Aufrüstung 
sei nur unser Volk in seiner Gesamtheit, also 
alle wahlberechtigten Staatsbürger, befugt, 
nicht das Parlament. Bundestag und Bundesrat 
seien mit einer solchen Entscheidung überfor-
dert. Man könne diese Schicksalsfrage nicht in 
die Hand von 500 Abgeordneten legen. 

(Hart! Hört! in der Mitte und rechts.) 
Die Frage sei mit der Wahl im September 1953 
nicht verbunden gewesen 

— usw. Ich habe dann dargelegt, wie ich die Dinge 
sehe und welche Gefahren sich aus dieser Entwick-
lung ergeben. Ich glaube, Herr Ollenhauer, die 
Dinge liegen anders, als Sie angenommen haben. 

(Abg. Dr. Arndt: „Geflüchtet" haben Sie 
doch gesagt!) 

— In die Öffentlichkeit geflüchtet und ungerügt das 
hingenommen, was Georg Reuter gesagt hat. Nun, 
ich habe gesagt: Wer sich so verhält, der kündigt die 
politische Grundordnung unseres Staates auf. 

(Lebhafte Zustimmung in der Mitte und 
rechts.) 

Aber ich teile mit Ihnen die schwere Sorge, die 
Sie haben, und bin wirklich auch an dieser Stelle 
zu einem Gespräch bereit. Es rührt uns vor allem 
tief an,  daß in der Welt der Eindruck entstanden 
ist, wir hätten uns mit der Teilung unseres Vater-
landes abgefunden. Deswegen begrüße ich jede 
Stimme, die sich dagegen erhebt, gegen diesen Ein-
druck, wir akzeptierten die Lage; das sei für uns 
der Status einer Koexistenz der Deutschen. Wir näh-
men hin, was nun einmal über uns gekommen sei. 
Wir bauten in Bonn die Regierungspaläste links des 
Rheins, weil wir nicht daran dächten, nach Ber lin 
zurückzukehren. Man kann sich ja nicht laut und 
deutlich genug gegen eine solche Unterstellung be-
sonders in der Welt wehren und kann sich nicht 
genug freuen — ich sage es noch einmal — über die 
zunehmende Empfindsamkeit der Deutschen in 
dieser Frage. 

Ich sage: Wir stehen zu Europa. Ich habe ein 
Bekenntnis dazu abgelegt, aber wahrlich nicht min-
der zu den deutschen Menschen und damit zu der 
Forderung höchster Aktivität, des Einsatzes unse-
rer gesamten geistigen, seelischen, wirtschaftlichen 
und politischen Kräfte, um die Deutschen in der 
Zone zu befreien; denn darum geht es doch am 
Ende. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Wir haben Sorge vor der Kraft der Tatsachen, 
Sorge, daß die Dinge zu lange dauern und von Tag 
zu Tag irreparabler werden. Man kann fragen, ob 

es richtig ist, daß der katholische Politiker in 
Frankreich Henri Teitgen in der französischen 
Kammer vor kurzem einmal gesagt hat: „Ob man 
es will oder nicht, Deutschland hat heute nur die 
Wahl zwischen zwei praktischen Zielsetzungen: 
Einheit Europas um jeden Preis oder Einheit 
Deutschlands um jeden Preis." — Wenn er 
„Europa" sagt, meint er natürlich Klein-Europa, 
Europa ohne die Iberische Halbinsel, Europa ohne 
Skandinavien, also ein Europa, wie es jetzt sich in 
der Erweiterung des Brüsseler Paktes in der West-
europäischen Union mit England darstellt. 

Und nun die Frage, die hochkommt: Zuerst rati-
fizieren und dadurch den Weg freimachen zur wei-
teren Aktivität oder zuwarten, wie die Opposition 
es fordert, zunächst noch einmal sondieren und 
klären und deswegen die Ratifikation hinausschie-
ben? Nun, wir haben beide Meinungen — — Ich 
will es nicht so sagen. Wir haben unsere eigene 
Meinung. Wir haben von eh und je gefordert: Man 
muß verhandeln, jede Möglichkeit des Gespräches 
muß gesucht werden zwischen den Alliierten und 
den Russen, nach Möglichkeit zwischen uns und 
den Russen. Ich gehe hier durchaus mit Herrn 
Ollenhauer einig. Was kann das Gespräch scha-
den? Die Russen sind doch nicht leprakrank — wie 
man's darstellt —, daß eine Berührung uns infi-
zierte! Jedes Gespräch kann nur lösen. Ich bin 
ein leidenschaftlicher Anhänger des Gespräches, der 
Grundsätze, die Martin Buber aufgestellt hat, daß 
am Ende das Humane, das Menschliche im Ge-
spräch, im lösenden Gespräch besteht. Wir sind 
keine Illusionisten, keiner von uns; aber das wis-
sen wir: daß das Gespräch wahrlich nicht verwirrt, 
sondern nur nützen kann, nur Mißverständnisse, 
Hemmungen beseitigen kann. Als wir kürzlich 
einmal ein sehr schönes Gespräch mit den Vertre-
tern der Evangelischen Kirche hatten, da hat Bischof 
Lilje immerhin einen katholischen Denker, Pascal, 
zitiert, sein Wort: Gott in der Wahrheit suchen. 
Man kann am Ende auch die politischen Entschei-
dungen nur in der Wahrheit suchen und finden. 
Und die Wahrheit löst sich, gestaltet sich im Ge-
spräch. 

Nun wäre es naiv, zu glauben, es gebe eine ein-
fache und bequeme Möglichkeit, die gewaltigen 
Probleme, die vor uns liegen, die uns bedrücken, in 
einem Gespräch, in einer Verhandlung, in einer 
neuen Viererkonferenz zu lösen, zu überwinden. 
Die eigenen Ausführungen des Herrn Kollegen 
Ollenhauer beweisen, daß er diese Zuversicht nicht 
hat. Ein sehr kluger Parteifreund des Herrn Kol-
legen Ollenhauer, d. h. es ist einer der Vielen, die 
leider nach 1945 sich von der richtigen Erkenntnis 
zur falschen Partei geschlagen haben in der subjek-
tiven Bewertung — — 

(Lachen bei der SPD.) 

— Glauben Sie denn wirklich, daß unsere Parteien-
struktur, Herr Mellies, richtig und glücklich ist? 
Was wir gestern abend hier erlebt haben, — haben 
Sie das Gefühl, daß die Parteien geistig und orga-
nisatorisch so gestaltet sind, daß richtige Entschei-
dungen hochkamen? Meinen Sie, daß die Entschei-
dung über das Europäische Statut für die Saar der 
Beweis für eine richtige Organisation unserer Par-
teien ist? Ich bin anderer Meinung. 

Ich will von dem bayerischen Finanzminister 
Zietsch sprechen, einem ausgezeichneten Manne, 
einem ehrlichen Manne, einem Manne, der auch 
Mut hat und der in sehr eindrucksvoller Weise 
in der letzten Woche davon gesprochen hat, daß 
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1 man sich doch vor Illusionen hüten solle, daß jede 
Form der Wiedervereinigung unter der Churchill

-

schen Warnung aus dem Kriege stehe: Leid, 
Schweiß, Tränen, Blut! 

So einfach ist es doch nicht, wie die Opposition 
wähnt. Wir kennen die psychologischen Hemmun-
gen. Wir stehen wirklich zwischen zwei Feuern. 
Wir wissen, die Franzosen haben Furcht vor den 
deutschen Soldaten, die Russen haben Furcht vor 
den deutschen Soldaten und dem amerikanischen 
Rüstungspotential. Wir wissen, wie schwer es ist, 
hier einen Weg zu steuern. 

Wir wollen auch bei dieser Betrachtung nicht ver-
gessen, wie der jetzige Zustand entstanden ist. 
Meine Damen und Herren, es waren ja primär nicht 
die Russen, die auf die Teilung Deutschlands ge-
drängt haben. Churchill hat schon vor Jalta in 
Moskau Verhandlungen mit den Russen geführt, 
um die Wiedervereinigung Deutschlands zu ver-
hindern. Er hat dann auf der Moskauer Konferenz 
es durchgesetzt, daß die Franzosen in den Kontroll-
rat aufgenommen wurden. Sie wissen doch, daß es 
dann ausgerechnet die Franzosen waren, die die 
Bestimmung des Potsdamer Abkommens, daß zen-
trale deutsche Verwaltungsstellen in Berlin errich-
tet werden sollten, nicht durchgeführt haben. Das 
ist die unheilvolle Kausalkette. Vielleicht wissen 
Sie auch, daß Bidault im August 1945 mit de Gaulle 
nach Washington gefahren ist, um die Verewigung 
der Spaltung Deutschlands festzulegen. 

Aber die entscheidende Frage: Ist es denn wirk-
lich so, daß primär die Frage der freien Wahlen 
zur Debatte stehen wird, daß die Wiedervereinigung 
sich durch freie Wahlen vollziehen wird? In der 
Aussprache ist wieder in Erinnerung an ein ent-
stelltes Wort von mir das Wort von den unfreien 
Wahlen aufgeklungen — jedenfalls mit deutlicher 
Spitze gegen mich —, etwas, was ich in dieser Form 
doch nie gesagt habe. Es war nur ein Versuch, mir 
einmal real und nüchtern zu vergegenwärtigen: 
Wie werden einmal Wahlen möglich sein, und wie 
werden sie aussehen? Werden sie chemisch reine 
freie Wahlen sein, oder werden wir nicht stärkste 
Hemmungen hinnehmen müssen? Ach, ich möchte 
fast übersteigert sagen: Sind wir nicht bald so weit, 
daß wir sagen, wir nehmen ein Risiko auf uns? Das 
ist doch die Frage. 

Aber so wird es nicht kommen. Meine Damen 
und Herren, Wahlen werden am Ende einer Ver-
ständigung stehen, 

(Beifall rechts und in der Mitte) 

werden erst möglich sein, wenn einmal die Welt-
mächte den Weg zueinander gefunden haben. Dar-
um geht es. 

Die russische Offensive in Europa in den letz-
ten Jahren ist ja Gott sei Dank abgeklungen — 
1948/49 — mit der mißlungenen Berliner Blockade, 
mit der Schlappe im griechischen Bürgerkrieg, mit 
dem Abfall Titos. Das Korea-Abenteuer war noch 
einmal ein Rückschlag in diese Politik, ein Symp-
tom der damaligen Verkrampftheit. 

Ich bin der Meinung, das könnte uns doch opti-
mistisch stimmen und sollte auch unsere deutschen 
Menschen zuversichtlich machen. Der Prozeß der 
Entspannung, der Entkrampfung in der Welt ist 
im Fortschreiten. 

Wir haben in den beiden letzten Tagen diese 
Welt nach meiner Meinung zu sehr wieder als zwei-
geteilt gesehen, zu sehr unter dem Zwang des Ent

-

weder-Oder der freien Welt und der bösen bolsche-
wistisch-russischen Welt. Es liegt lange zurück, daß 
Eisenhower einmal das Wort gesprochen hat: „Die 
Heere Gottes und des Teufels stehen einander be-
waffnet gegenüber." Dieses Schema gilt nicht 
mehr, und er selber, glaube ich, wird es nicht mehr 
gelten lassen, nicht nur wegen des moralischen 
Anspruchs, der darin liegt, sondern vor allem des-
wegen, weil in dieses Schema doch die Hälfte der 
Menschheit überhaupt nicht hineinpaßt. Indonesien, 
die Philippinen, Indien, Pakistan, Burma, Ceylon, 
Vietnam, China, Japan — das sind 1 Milliarde 300 
Millionen Menschen, die nicht in dieses Schema ge-
hören. Nun, ich werde noch ein Wort darüber sagen; 
es scheint mir wichtig. 

Aber voraus, meine Damen und Herren: In den 
letzten Jahren ist die Grundstimmung zum Frieden 
dauernd gewachsen, und das läßt uns hoffen. Nur 
einige Beispiele: die Beilegung des Suez-Konflikts 
zwischen Großbritannien und Ägypten, die Lösung 
des Triest-Problems, die Pazifik-Charta der Manila-
Konferenz, die Commonwealth-Konferenz vor we-
nigen Wochen, die Beilegung des Indochina-Kon-
flikts, nun auch der Übergang der Sowjetpolitik 
von der massiven Drohung zu einer etwas elasti-
scheren Art des Verhandelns. Ich sehe auch 
in der Formosa-Situation doch eine Entspannung, 
auf jeden Fall den Verzicht auf den Glauben, man 
könne von Formosa aus mit Tschiangkaischek den 
chinesischen Kontinent erobern; ich glaube, dieses 
Sprungbrett wird langsam abgebaut. 

Ich bin überhaupt der Überzeugung: Es wird in 
absehbarer Zeit keinen Krieg geben. Es kann, so-
weit verständige Erwägung möglich ist, in dieser 
Situation keinen Krieg geben. Auch die Welt-
mächte wissen, daß ein solcher Krieg keinen Sieger 
kennen wird, daß der Sieger — nun, das war bei-
nahe schon das Gesetz jedes Krieges der letzten 
Zeit — das Los des Besiegten teilen wird. Die Poli-
tik der Stärke ist, glaube ich, zu Ende. Die war zu 
Ende, als der Russe die Wasserstoffbombe entwik-
kelt hatte und es einen entscheidenden technischen 
Vorsprung der westlichen Welt nicht mehr gab. 
Das kann uns mit Zuversicht und auch mit einem 
Stück Ruhe erfüllen, meine Damen und Herren. 
Wir leben unter keiner aktuellen Drohung; das ist 
meine Überzeugung. 

Ich möchte ein Wort des englischen Geschichts-
philosophen Toynbee zitieren, der, meine ich, etwas 
Bedeutsames gesagt hat. Er sagt: „Das Wichtigste, 
was wir in diesen gefährlichen Zeiten kaufen kön-
nen, ist Zeit", das ist das wichtigste; ist Zeit, die 
uns Ruhe gibt, und ist „Zeit, wenn wir sie zu dem 
positiven Zweck benutzen, die unkontrollierten 
Massen dieser Welt auf unsere Seite zu bringen: 
die Völker Asiens und Afrikas, die wahrscheinlich 
die letzte, die entscheidende Stimme in die Waag-
schale werfen werden." Ich glaube, es ist nützlich, 
einmal die Welt, unseren Planeten, auch so zu 
sehen. 

Meine Damen und Herren, bedenken wir den 
großen Teil der Welt, der noch nicht unter russi-
schem Einfluß steht! Nun, ein kurzer Blick: Japan 
unter der neuen Regierung Hatoyama-Schigemitsu, 
die sich aus der amerikanischen wirtschaftlichen 
Bindungen gelöst haben, die alten wirtschaftlichen 
Beziehungen zu China wiederherzustellen ver-
suchen; China unter Mao Tse-tung und Tschu En 
Lai, das doch alles sein will, nur kein Satelliten-
staat Rußlands, das nur vielleicht rot ist, meine Da-
men und Herren, das aber eher und mehr als rot 
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gelb sein wird und das niemals weiß sein wird. Wir 
sehen Burma, Thailand, Indochina und das Indien 
Nehrus, die sich wirtschaftlich, sozial, gesellschaft-
lich und politisch im Umbruch befinden, und wir 
sehen Nordafrika. Welche Chancen für uns bei die-
sem großen Entwicklungsprozeß, der sich in der 
Geschichte seit der Befreiung der Kolonien der 
griechischen Stadtstaaten, der römischen Kolonien, 
seit der Befreiung der spanischen, englischen, por-
tugiesischen Kolonien in Amerika immer und immer 
wieder vollzogen hat! Ich meine, die sowjetischen 
Weltrevolutionspläne können sich auch an dem 
Freiheitswillen der asiatischen Völker brechen, und 
diese asiatischen Völker sind unsere gegebenen Bun-
desgenossen. 

Abgesehen davon meine ich, meine Damen und 
Herren: das Jahr 1954 hat sich außenpolitisch auch 
dadurch ausgezeichnet, daß sich die lange. Zeit er-
starrte Nachkriegssituation aufgelockert hat, daß 
sich die Weiß-Schwarz-Konturen, mit denen man 
die Weltlage zu zeichnen versuchte, leicht ver-
wischt haben, besonders auch dadurch, daß die po-
laren Großmächte, die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion gezwungen waren, die politisch und 
wirtschaftlich erstarkenden Völker ihrer Macht-
bereiche freizugeben und ihnen größere Freiheit 
einzuräumen. 

Ich meine: man kann das Problem, so wie es rich-
tig in der Frage des Herrn Kollegen Kiesinger an 
Herrn Ollenhauer aufgeklungen ist, nur in der 
Sicherheitsfrage klären. Am Ende ist das ganze 
Problem einer Möglichkeit der Verständigung mit 
den Sowjets und damit der Möglichkeit der Wie-
dervereinigung eine militärtechnische Frage. 

Es ist sehr interessant, was in dieser Richtung in 
den letzten Tagen gesagt worden ist. So hat Mr. 
Dulles darauf hingewiesen, daß nach seiner Mei-
nung die neuen Männer im Kreml — er meinte wohl 
vor allem Chruschtschow, Bulganin und Schukow 
— einen russischen Nationalismus entwickeln 
könnten, der den Internationalismus der kommu-
nistischen Weltexpansion ersetzen, in den Hinter-
grund verdrängen würde. Er spricht davon, daß 
er in einer solchen Situation die Grundlage für 
lohnende Verhandlungen und praktische Verein-
barungen zwischen den Vereinigten Staaten und 
dem „neuen Rußland" — sein Wort — sehen würde 
und daß dann die „historische Freundschaft" — 
welch  neue Worte, welch neue Klänge! — zwischen 
den beiden Ländern und Völkern erneuert und ver-
stärkt werden könnte. Und unser so realpolitisch 
denkender Herr Bundeskanzler hat hier nach dem 
Systemwechsel drüben in Rußland etwas Ähnliches 
gesagt, indem er äußerte, daß er von dem nüchter-
nen, realpolitischen Sinn der neuen Männer des 
Kreml mehr erwarte als von den Politikern, die 
von Ideologien erfüllt sind. Generäle pflegen die 
Verantwortung für militärische Sicherheit allen an-
deren Überlegungen voranzustellen. 

(Abg. Mellies: Aber vorher hat er etwas 
anderes gesagt!) 

— Nun, er hat auf jeden Fall hier ein kluges Wort 
gesagt, und man muß für jede Weisheit dankbar 
sein. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Na, warten Sie bis zum Ende, ob Sie den Vor-
wurf aufrechterhalten. Sie wissen, daß ich mit vie-
lem, was er in den letzten Tagen gesagt hat, wahr-
lich nicht einverstanden bin. 

Auch der kluge englische Premier, Sir Winston 
Churchill, und Sir Anthony Eden, sein Außenmini-
ster, haben sich in ähnlicher Weise wie Foster Dul-
les und wie unser Bundeskanzler geäußert. Also 
keiner dieser Männer hat sich durch die System-
rede des Herrn Molotow irritieren lassen, Herr 
Kiesinger! 

(Abg. Kiesinger: Vorsicht, Herr Dehler!) 

Darauf kann man kein politisches System, keine 
politische Haltung aufbauen. 

Ich sage: Wiedervereinigung setzt militärische 
Verständigung voraus, und das ist natürlich die 
Schwierigkeit, daß die Russen ein außerordent-
liches Interesse daran haben, die jetzigen militäri-
schen Verhältnisse aufrechtzuerhalten, schon um 
den Vorwand zu haben, die militärischen Kräfte in 
Osteuropa und auf dem Balkan zu lassen. 

(Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Warum ist die Berliner Konferenz vor einem 
Jahr gescheitert? Nicht wegen des EVG-Vertrags, 
den Molotow lange vor uns als ein Stück Papier er-
kannt hat, der gewußt hat, daß dieser Versuch illu-
sionär ist, nein, doch nur deswegen, weil man sich 
nicht über die militärische Situation verständigen 
konnte, weil — es ist hier sehr richtig gesagt wor-
den — die Amerikaner nicht einverstanden sein 
konnten, daß die Russen zum Rhein, und weil die 
Russen nicht einverstanden sein konnten, daß die 
Amerikaner zur Oder vorrücken. Das ist das Ent-
scheidende. Deswegen hat man sich nicht geeinigt, 
und nur wenn in dieser Frage eine Verständigung 
möglich ist, wird die Wiedervereingung real sein. 
Das müssen wir wissen. 

Gibt es eine Situation, in der die militärischen ( 
Interessen der Amerikaner und Briten auf der 
einen Seite, die der Russen auf der anderen Seite 
so aufeinander abgestimmt sein können, daß sie 
beide kein Interesse mehr haben, an der Elbe zu 
stehen? Was wir in den letzten beiden Tagen hier 
an Bierbankstrategie gehört haben, an kraftmeier-
lichen Worten gegen die Russen, hie gentlemen, hie 
— wie hieß es? — Banditen, glaube ich, oder ähn-
liche Formulierungen, das geht, meine ich, an den 
Problemen reichlich weit vorbei. Aber, meine Her-
ren von der Opposition, ich meine, damit zeigt sich 
eben auch der relative Wert Ihrer Forderung nach 
einer Viermächtekonferenz, nach einer aktuellen 
Viermächtekonferenz, und der Forderung, das, was 
wir für die Einigung Europas ohne Spitze gegen 
den Osten für notwendig halten, zurückzustellen. 
Das ist eben eine Politik des Ausweichens, das ist 
eine Politik des Verzögerns. Wir warten jetzt fünf 
Jahre darauf, daß der erste deutsche Soldat steht. 
Daß wir unsere Pflicht zur Verteidigung des 
Westens anerkennen und die notwendigen Konse-
quenzen daraus zu ziehen bereit sind, muß man 
doch verstehen, gerade, wenn man die Gefahren 
sieht, die in der russischen, in der bolschewistischen, 
marxistischen Ideologie, in der Verbindung dieser 
Ideologie mit Moskowitertum, mit Tartarentum, 
mit Aggressivität liegen. Wir haben nicht verges-
sen, was in den letzten Jahren geschehen ist. 

Darum auch meine Skepsis, daß mit der Frage der 
Abrüstung das Problem der deutschen Wiederver-
einigung unmittelbar zusammenhängend gelöst 
werden könnte. Selbstverständlich ist es ein Ansatz-
punkt für ein Gespräch, und gerade in der West-
europäischen Union mit ihren Rüstungsbeschrän-
kungen, mit ihren Rüstungskontrollen liegt beinahe 
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I  ein Modell für die Möglichkeit einer Verständigung 
mit Rußland. Aber ich glaube, es wäre eine Illu-
sion, wenn man glauben wollte, es könne ein Ver-
zicht auf atomare Waffen, auf Wasserstoffbombe, 
auf Kobaltbombe erreicht werden. Ich glaube es 
nicht, man kann sich nicht mit dieser Illusion tragen. 
Aber möglich ist sicher der Abbau der konventio-
nellen Waffen, die Verringerung der Truppen-
stärke, möglicherweise das Zurückziehen vorgescho-
bener Besatzungstruppen und Luftbasen. 

Ich halte auch nicht viel von dem Ideal der kol-
lektiven Sicherheit. Jedes große Kollektiv, das eine 
weitgestreute Zahl von Partnern umfaßt, zieht alle 
Spannungen zwischen diesen Partnern in sich hin-
ein, löst sie nicht. Wir kennen doch die Erfahrun-
gen des Völkerbundes, wir sehen das Schauspiel 
der Vereinten Nationen. Wir begrüßen als Posi-
tivum nur die Möglichkeit der Aussprache. Wir 
haben noch nie erlebt, daß dort ernstliche Span-
nungen und Auseinandersetzungen gelöst werden 
konnten. 

Nun regt sich die Vorstellung — über die aber 
nicht der Laie entscheiden kann, sondern über die 
von den Militärs entschieden werden muß —, es 
ergebe sich aus der strategischen Lage eine Mög-
lichkeit, die zur Wiedervereinigung führe, die 
Vorstellung des New Look in der Verteidigung, auf-
gebaut auf den modernsten Waffen, die Behaup-
tung von Militärtechnikern — Sie haben sicher-
lich gelesen, es ist auch hier schon erwähnt wor-
den, was Liddell Hart und andere gesagt haben —, 
daß die periphere Verteidigung besser sein könne 
als die Verteidigung mit den konventionellen Waf-
fen. Mit Recht hat der Kollege Erler die militär-
technischen Einwendungen, das Verhalten beson-
ders der Sowjets, ihren Aufmarsch, ihre Vorberei-
tung mit den klassischen Waffen dargestellt; man 
soll ja die Dinge plastisch zu sehen versuchen. Bis-
her habe ich zu wenig Vorstellungen erkannt, die 
überhaupt einmal eine konkrete Möglichkeit des 
Weiterkommens erschlossen hätten. Wäre der New 
Look die gegebene Situation für die moderne Stra-
tegie, dann wäre vorstellbar, daß die getrennten 
Teile Deutschlands als Vorfelder ausscheiden könn-
ten, daß aus einer militärtechnischen Verständigung 
heraus, die erfreulicherweise Herr Ollenhauer 
ebenso wie Herr Kiesinger als das Entscheidende 
erkennen, eine politische Lösung, d i e politische 
Lösung der uns so am Herzen liegenden Frage der 
Wiedervereinigung unseres Vaterlandes erfolgen 
könnte. Aber ich will mich auf diese Andeutungen 
beschränken. 

Ich muß ein Wort zur Saar sagen. Sie kennen den 
Standpunkt, den wir seit langem vertreten haben. 
Die Darstellung fällt mir nicht leicht, und sie ist 
auch schwierig. Wenn der Herr Bundeskanz-
ler Anstoß daran genommen hat, daß mein Freund 

Becker den französischen Satz zitierte: „Le pro-
visoire c'est le définitif", und ihm dann vorgehalten 
hat: „Herr Becker, sind Sie denn ein Anwalt des 
Herrn Hoffmann?",  dann wird einem bewußt, wie 
schwer es ist, wie schwer es geworden ist, über-
haupt in diesem Hause, überhaupt in Deutschland 
eine Lebensfrage unseres Volkes objektiv zu be-
werten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Wenn man eine Frage überhaupt nicht mehr auf-
werfen kann, weil einem entgegengehalten wird: 
Damit helfen Sie dem Gegner! — immerhin war 
bei dieser Vorstellung auch Herr Johannes Hoff

-

mann ein Gegner der richtigen Lösung -, dann 
ist es schwierig geworden! 

Aber ich halte es für unsere Pflicht, in klarer 
Weise unseren Standpunkt darzustellen und in kei-
ner Weise einer Verantwortung auszuweichen. 
Denn ich sehe in dieser Entscheidung über das 
europäische Statut an der Saar eine ganz wesent-
liche Stellungnahme unseres Bundestages. Ist es 
zuviel gesagt, wenn man sagt, vielleicht eine der 
ersten großen politischen Entscheidungen, wo es 
um deutsches Land, um deutsche Menschen geht? 
Selbstverständlich gibt es in dieser Frage Wertun-
gen. Die muß man hinnehmen. Der eine ist zuver-
sichtlich, der eine glaubt an die Dynamik der Ent-
wicklung, er wagt etwas, und der andere ist nüch-
tern, vorsichtig, vielleicht ängstlich. Wir, meine 
Freunde und ich, haben die ernste Sorge: dieses 
angeblich europäische Statut gibt die Saar auf. Das 
ist unsere Überzeugung, und sie nicht zu äußern, 
wäre eine Verletzung der Verantwortung, die wir 
tragen. Dieses europäische Statut wird die Saar zu 
einem zweiten Luxemburg machen. 

Wir stehen nicht nur zu den Worten, sondern 
auch in der Sache zu der Erklärung des Herrn Bun-
deskanzlers vom 30. Mai 1951, die mein Freund 
Becker vorgestern angeführt hat. Sie ist so wich-
tig, ich will sie Ihnen in den wesentlichen Zügen 
nochmal vortragen: 

Ob das Saargebiet von Frankreich annektiert 
oder ob es zu .einem zweiten Luxemburg ge-
macht wird, ist von unserem deutschen Stand-
punkt aus gesehen gleichgültig. Es ist immer 
nur die Separation, die Losreißung von 
Deutschland; und die Saarpolitiker, die sich 
für diese Lösung stark machen, können sich 
nicht darüber beklagen, wenn die Verfechter 
einer solchen Separation in unseren Augen als  
Separatisten gelten! 

Das sind harte, klare Worte, die ihre Bedeutung 
finden, wenn wir Ihnen unsere ernste Sorge, unsere 
Furcht, unsere Überzeugung als Ausgangspunkt 
darlegen: Dieses Europäische Statut wird das Land 
Saar, wird die Menschen an der Saar niemals zu 
Deutschland zurückführen, sondern dieses Provi-
sorium wird zwangsläufig ein Definitivum werden. 

Es ist uns nicht gedient, wenn man sich auf den 
Glauben verläßt, wenn man glaubt, nach mensch-
licher Voraussicht werde die Entwicklung zu un-
seren Gunsten gehen, wenn man meint, die 
deutsche Aktivität werde so attraktiv sein, daß 
früher oder später die Menschen an der Saar dieser 
Anziehungskraft erliegen. Wir haben das gegentei-
lige Empfinden. Wir haben die Sorge, daß sich eine 
schlimme geschichtliche Entwicklung fortsetzt. Im-
mer wieder ist deutsches Gebiet, sind deutsche 
Menschen in den französischen Kulturbereich, 
Sprachbereich, in den französischen Staat einglie-
dert worden, ein Prozeß, der sich von der Freigraf-
schaft Burgund angefangen über die Jahrhunderte, 
über Toul, Verdun, Nanzig — N ancy —, über Elsaß 
und Luxemburg vollzogen hat. Wir sehen die Ge-
fahr, die Saar ist eine weitere Etappe. Das ist eben 
die tiefe Weisheit, die in diesem französischen Wort 
liegt: „Le provisoire c'est le définitif". Man muß 
die französische Psyche kennen, die mein Freund 
Becker so ausgezeichnet kennt, um zu wissen, daß 
die lebensklugen Franzosen sagen: Das Proviso-
rische ist eben das, was man sehen kann, soweit 
man sehen kann; das, was dann später einmal 
kommt, — wer weiß das, wer kann das bestim-
men? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie auch nicht!) 
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Alle amtlichen französischen Kreise betrachten 

dieses Provisorium als Definitivum. 
(Abg. Kiesinger: Warum?) 

— Warum? Weil Sie sagen: das Statut wird jetzt 
durch die Saarbevölkerung bestätigt und bekommt 
dadurch natürlich eine Sanktion, bekommt einen 
Wert; der Wille der Bundesregierung, der Wille 
des Bundestages stehen dahinter, und es wird zur 
Zufriedenheit, so sagt man in Paris, aller Beteilig-
ten funktionieren. Es gibt gar keinen vernünftigen 
Grund, warum nicht dieses Europäische Statut an 
der Saar angenommen werden sollte. Das andere 
wäre das Merkwürdige, wäre das Unvorher-
gesehene. 

Eine französische Äußerung: 
Niemand weiß, ob und wann der Friedensver-
trag kommen wird, und es besteht Grund für 
die Befürchtung, daß dies in einer ziemlich fer-
nen Zeit geschieht. 

Na, wer rechnet ernstlich mit einem Friedensver-
trag? Selbst wenn eine militärische Verständigung 
mit Rußland erfolgte, — bis die in einem Friedens-
vertrag ihren Niederschlag findet! Die Franzosen 
sagen: Er liegt in weiter Ferne; ob und wann, wer 
kann das sagen? Dann wird noch gesagt, was mir 
besonders bedeutsam erscheint: In Paris erwartet 
man, daß Großbritannien, daß die Vereinigten 
Staaten sich weiterhin verpflichten, bei den Frie-
densverhandlungen die provisorische Lösung zu 
einer endgültigen zu machen. Das wird doch geäu-
ßert, keine Verpflichtung, aber immerhin eine mo-
ralische Bindung. So hat es, glaube ich, der Herr 
Vendroux bei dem Bericht des Auswärtigen Aus-
schusses in der Nationalversammlung gesagt. Man 
erwartet von der Ritterlichkeit der Bundesgenos -sen in dem letzten schweren Krieg, daß sie diesen 
Anspruch der Franzosen unterstützen. 

Es hat in den Auseinandersetzungen der letzten 
Tage eine Rolle gespielt, ob die Vereinigten Staaten 
und Großbritannien jemals 1945, 1946, 1947 eine 
Garantie-Verpflichtung für den Friedensvertrag, 
in den Friedensvertrag hinein, übernommen haben. 
Der Herr Bundeskanzler sieht ja den großen Vor-
teil des Europäischen Statuts darin, daß eine solche 
Verpflichtung, die er unterstellt, mit diesem Euro-
päischen Statut wegfalle; ich erinnere an die Ant-
wort, die er Herrn Professor Carlo Schmid gege-
ben hat. Was man jetzt auf diese Äußerung hin 
hört, was sehr vorsichtig in Washington, in London 
geäußert wird, besagt ja ungefähr das —, besagt, 
will ich einmal vorsichtig sagen, etwas anderes. 
Foreign Office so ungefähr: 

„Die Haltung der beiden Regierungen zu der 
Saarfrage — ob 1947 oder jetzt — ist, daß sie 
endgültig nur als Teil eines deutschen Frie-
densvertrages geregelt werden kann. Der end-
gültige Status des Saarlandes muß mit den 
Wünschen der Saarbevölkerung in Einklang 
stehen und die Zustimmung Frankreichs und 
Westdeutschlands haben." 

Das ist also die klare Erklärung, daß eine verbind-
liche Verpflichtung der Vereinigten Staaten und 
Großbritanniens in den Jahren 1945, 1946, 1947 ge-
rade nicht übernommen worden ist. Es ist auch 
in keiner Weise die Form einer völkerrechtlich oder 
staatsrechtlich verpflichtenden Erklärung gewählt 
worden. Es gab einige unbestimmte, unklare Erklä-
rungen, wie sie in solchen turbulenten Übergangs-
zeiten möglich sind. Es liegt keine Erklärung vor, 
die eine Verbindlichkeit dieser beiden Garantie-
mächte darstellt. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, wie bitter 
dieses Junktim mit der EVG war. Das heißt, mit 
der EVG wurde es nicht hergestellt — insofern hat 
mein Freund Becker durchaus recht —, sondern 
erst, als es brennend wurde, als wir nach den vie-
len Schwierigkeiten ratifiziert hatten, als Großbri-
tannien, als die Vereinigten Staaten im wesent-
lichen schon ihre Ratifikationsbeschlüsse gefaßt 
hatten. Also nicht während der EVG-Verhandlun-
gen, sondern als es in Paris darum ging, sich zu 
bekennen, da kam die Saarfrage hoch. Warum 
denn? Doch nur als Vorwand, als einer der vielen 
Vorwände, als einer der vielen Versuche, Schwie-
rigkeiten zu machen, Hemmungen einzuschalten! 
Da kam das Wort „préalable". Da kamen die Herren 
René Mayer, Bidault, Robert Schuman und Pinay 
und wie sie alle heißen und erklärten: Keine Rati-
fikation, bevor die Saarfrage in unserem Sinne ge-
löst ist! Als ob die Saarfrage mit dem, was Hinter-
grund der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
war, was Ausgangspunkt der jetzigen Pariser Ver-
träge, der Westeuropäischen Union und des Ein-
tritts in die Nordatlantische Verteidigungsgemein-
schaft ist, etwas zu tun hätte. Diese Verträge wol-
len die Sicherung Europas, die gemeinsame Siche-
rung der beteiligten Staaten! Was hat die Saar-
frage damit zu tun? Hat man klug gehandelt, wenn 
man sich dieses Junktim aufzwingen ließ? 

Ich will auf die Einzelheiten der Schwierigkeiten, 
auf die vielen Bedenken gegen das Statut gar nicht 
eingehen, auch nicht auf die Peinlichkeit, daß für 
den Abschluß dieses Saarvertrages die Bundes-
regierung von den drei westlichen Alliierten eine 
Sonderlegitimation erhält. 

Freiheitsrechte an der Saar, meine Damen und 
Herren! Daß man Frankreich, einem demokratischen 
Staat — Herr Mommer, glaube ich, hat es in ein-
drucksvoller Weise schon gesagt, oder auch Herr 
Becker hat es gesagt —, einem Staat, der immer-
hin die Wiege der Menschenrechte, der Freiheits-
rechte ist, dafür etwas gewährt, daß durch ihn, 
Frankreich, demokratische Zustände an der Saar 
geschaffen werden, daß Freiheit, daß Meinungs-
äußerung, daß freie Zulassung von Parteien an der 
Saar herrschen. Nun, ich gebe dafür nichts. Das ist 
eine verdammte Pflicht und Schuldigkeit jedes zi-
vilisierten Staates! 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 
Ein ernster Einwand! Hier ist die Möglichkeit, 

daß Frankreich sein Versprechen, sich für die Wie-
dervereinigung Deutschlands einzusetzen, im Au-
genblick, sofort, ungehemmt wahr macht. Hier 
kann man deutsches Land und deutsche Menschen 
miteinander vereinigen, hier tue man es! 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und SPD.) 
Das Referendum. Ich habe meinen Standpunkt 

immer eindeutig, klar dargelegt. Auch der Bundes-
tag hat es einmütig beschlossen — wann war es, 
1953 —, und wir haben es zu einer Voraussetzung 
unseres Eintrittes in das zweite Kabinett Adenauer 
gemacht: Strikte Ablehnung des Volksreferendums. 

(Abg. Dr. Greve: Dann gehen Sie jetzt mal 
raus, Herr Dehler!) 

— Ich? Keine Sekunde! 

(Abg. Dr. Greve: Ihre Minister, die müssen 
jetzt raus!) 

— Ach, aus ihrer Verpflichtung im Kabinett? —
Hier ist, glaube ich, nicht der Ort, diese Dinge zu 
klären. 
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Es gibt kein Recht eines Teiles eines Volkes, über 
die Grenzen eines Volkes, eines Staates zu ent-
scheiden. Das gibt es völkerrechtlich nicht; das gibt 
es staatsrechtlich nicht. Und wenn es nach 1918 in 
den trüben Verträgen von Versailles und den an-
deren anders praktiziert worden ist, so ist dieser 
Mißbrauch kein Recht geworden! Über seine Gren-
zen kann nur das gesamte Volk entscheiden. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und SPD.) 

Das möchte ich mit aller Klarheit sagen. 

Ich habe, als ich mit den anderen Parteivertre-
tern nach Paris gerufen wurde, am ersten und am 
letzten Tag diesen Standpunkt vertreten, und man 
streue nicht in diesem Hause die Behauptung aus, 
ich sei mit dem, was in Paris geschehen ist, einver-
standen gewesen. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und SPD.) 

Das ist doch eine ganz unmögliche Unterstellung! 
— Herr Mommer, ich muß mich auf Sie verlassen; 
Sie sind mein einziger Zeuge. So sinkt man! 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Greve: Der steht 
auch zu dem, was er sagt! — Abg. Dr. 
Mommer: Diese Behauptung wird auch ge- 

gen mich ausgestreut!) 

Sich vorzustellen, daß ein Volksreferendum an der 
Saar — ich will von dem ersten gar nicht sprechen, 
das eine reine Farce ist, das niemals eine echte 
Willensentscheidung sein kann, wenn man weiß, 
was los ist —, 

(lebhafter Beifall bei der FDP und SPD — 
Zuruf von der CDU/CSU: Ach, wieso denn?) 

zu glauben, daß das zweite Volksreferendum eine 
echte Entscheidung bringen könnte 

(lebhafte Zurufe von der Mitte — Zuruf 
von der Mitte: Ach, wieso denn?) 

— wenn man etwas Phantasie hat, 

(Zuruf von der Mitte: Sie haben Phantasie!) 

wie sich die Dinge darstellen werden —, das ist 
eine beinahe übermenschliche Zumutung an die 
Saarländer, daß man meint, sie könnten die so 
wunderschöne Situation des kleinen Landes auf-
geben wollen! Ach, Macht ist schön. Parteienmacht 
in Saarbrücken haben, das ist genau so schön, wie 
es ist, sie in Luxemburg zu haben, 

(Abg. Dr. Mommer: Und in Bonn!) 

— und in Bonn politische Macht zu haben. Wer 
gibt die gerne auf? 

(Zurufe von der SPD.) 

Und diese herrliche Stellung zwischen zwei Völ-
kern, ich habe gesagt, diese Möglichkeit, aus zwei 
Blüten Honig zu saugen, da kann wirtschaftlich ge-
schehen, was will. Das wäre ja übermenschlich, zu 
erwarten, daß die Saarländer mit einer plötzlichen 
Aufwallung nationalen Gefühls alle Nachteile — 
erhöhter Steuerdruck, Lastenausgleich und all 
das — — 

(Zuruf von der Mitte: Das ist Ihr ganzes 
Vertrauen zu den Deutschen an der Saar! 
— Abg. Haasler: Aber, Herr Dehler! — 

Weitere lebhafte Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Gott, ich sehe einmal nüchtern, ich sehe, was in 
den letzten Jahren geschehen ist, und versuche, 
mich einmal in die Lage dieser Menschen zu verset-
zen. Zumindest, welche Hemmungen werden sich 

da zeigen, um am Ende nicht das Schicksal eines 
großen Volkes tragen zu müssen, wie es auf uns 
liegt. Sie wissen, wie all die kleinen Zwischenstaa-
ten sich wohl dabei fühlen. 

Ist es wirklich ein Vorteil dieses Statuts, daß es 
Herrn Johannes Hoffmann gefällt, daß er im Hin-
tergrund bei der Ausarbeitung maßgebend beteiligt 
war, ja, daß er die Krönung seines Werkes in die-
sem Statut sieht? Muß man daraus nicht den ge-
genteiligen Schluß ziehen? Ich habe vorhin schon 
von der geschichtlich bedeutsamen Ministerkonfe-
renz in München im Jahre 1947 gesprochen. Da-
mals ist Herr Johannes Hoffmann oder sein Büro 
oder das Gremium, dem er angehörte, als einziges 
nicht nach München gekommen, man hat sich nicht 
vertreten lassen und hat erklärt, man sei an 
Deutschland nicht interessiert. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Glauben Sie, daß das anders geworden ist? 

(Zuruf von der SPD: Im Gegenteil! — Abg. 
Dr. Mommer: Nur für unsere Milliarden!) 

Ich habe es mit Beklemmung gesehen, daß man 
sich mit diesem Mann an einen Tisch gesetzt hat. 
Das habe ich schon vorher erklärt; der Herr Bun

-

deskanzler weiß es noch ganz genau. Ich habe vor 
den Pariser Verhandlungen am 15. Oktober in 
einem Brief unseren Standpunkt, den wir von eh 
und je eingenommen haben, noch einmal dargelegt, 
daß es keine Legalisierung dieses Zustandes durch 
eine deutsche Unterschrift geben darf und daß die 
in der Zwischenzeit getroffenen oder vorgesehenen 
Vereinbarungen durch die Entwicklung gegen

-

standslos, überholt sind und daß ich es mit der 
Würde des Kanzlers der Bundesrepublik Deutsch

-land für nicht vereinbar halte, sich mit dem Herrn 
Johannes Hoffmann an einen Tisch zu setzen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Er hat es nicht getan; ich verlange das gleiche von 
einem Minister der Bundesrepublik. 

Der Konflikt in dieser Frage hat sich zugespitzt 
in der Aussprache vor zwei Tagen. Ich möchte 
sagen, selten ist einem Manne und selten ist einer 
Sache so Unrecht getan worden wie meinem Freund 
Becker 

(Na, na! in der Mitte) 

mit der Sache der deutschen Saar und mit der 
Sache der Wiedervereinigung am Freitagnachmit-
tag in diesem Raum. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD.) 

Mein Freund Becker hat mir nach der Sitzung ein 
Telegramm seines Sohnes gezeigt, der in Heidel-
berg die Übertragung mit angehört hat, und er 
hatte Tränen in den Augen. Wenn man sich vor-
stellt, wie dieser Bub am Rundfunk miterlebt hat, 
was man seinem Vater hier angetan hat, 

(Oh, oh, in der Mitte — Sehr gut! bei der 
SPD) 

wie er von dem Chef der Regierung, zu der wir 
uns bekennen und zu der sich Herr Becker be

-

kennt, von diesem Pult aus behandelt worden ist! 
(Abg. Wehner: Das ist die Methode!) 

Der Sohn hatte telegraphiert: „Nun erst recht!" 
Bravo, Dein Sohn! Nun erst recht, das ist unser 
Standpunkt. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD. — 
Abg. Dr. Mommer: Wann kommen die von 

der Regierungsbank herunter?) 



3908 	2. Deutscher Bundestag. — 72. Sitzung. Bonn, Sonntag, den 27. Februar 1955 

(Dr. Dehler) 
1 Der Herr Bundeskanzler hat hier erklärt, wer an 
solche Probleme auf Grund seiner dreißigjährigen 
notariellen Erfahrung herangehe — Herr Becker 
hat gesagt: Nicht einmal einen privatrechtlichen 
Vertrag würde ich so schließen, geschweige denn 
einen völkerrechtlichen Vertrag, der über das 
Schicksal von Hunderttausenden von Menschen ent-
scheiden soll —, der bleibe besser davon. Ich kann 
dazu nicht schweigen, ich würde mich meiner 
Freundschaftspflicht entziehen, wenn ich das hin-
nähme. Da geht es um mehr als um eine Person, 
da geht es am Ende auch um die Art der Politik. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei der 
SPD.) 

So kann doch keine Demokratie wachsen. Eine gute 
Sache vertritt sich gut, und nur wenn eine Sache 
schlecht ist, vertritt sie sich schlecht. 

(Sehr wahr! bei FDP und SPD.) 

Ich muß ein Wort über meinen Freund Becker 
sagen: ein Mann, der schon als Student in Frank

-

reich weilte, also vor mehr als vierzig Jahren — 
ich will nicht nachrechnen, wann der Herr Bundes-
kanzler zum erstenmal seinen Fuß auf französischen 
Boden gesetzt hat —, mein Freund Becker, der seit 
dieser Zeit eine heiße Liebe für Frankreich hat, 
der die französische Geschichte, der das franzö-
sische Recht, der die französische Verfassungsge-
schichte besser kennt als irgend jemand in diesem 
Hause, 

(Zuruf von der Mitte: Das wissen Sie doch 
gar nicht! — weiterer Widerspruch in der 

Mitte) 
ein Mann, der sich politische Verdienste erworben 
hat. Gott, Sie kennen seine Laufbahn und wissen, 

1 daß er sich Zeit seines Lebens den politischen Din-
gen gewidmet hat: Verfassunggebende Versamm-
lung in Hessen, Landtag in Hessen, Parlamenta-
rischer Rat hier. Der Bundeskanzler muß wissen, 
was hinter diesem körperlich kleinen und geistig 
und seelisch so großen Manne steckt. Europarat! 
Seine Leidenschaft hat dazu geführt, daß unter 
dem Vorsitz unseres Kollegen von Brentano der 
Ad-hoc-Ausschuß zur Bildung einer europäischen 
politischen Verfassung eingesetzt wurde. Er hat 
sich dieser Aufgabe mit Leidenschaft hingegeben, 
und der Herr Bundeskanzler fragt: „Herr Becker, 
was für eine Vorstellung von Europa haben Sie 
denn überhaupt?" Wie kann man einem Manne so 
Unrecht tun? 

(Abg. Mellies: Das ist das System des Bun

-

deskanzlers! — Abg. Frau Dr. h. c. Weber 
[Aachen]: Mäßigen Sie sich doch! Man muß 

sich doch mäßigen können!) 
Ich stehe, das erkläre ich, zu den Feststellungen, 

die mein Freund Becker getroffen hat. 

(Beifall bei FDP und SPD.) 

Ich stehe zu der Feststellung, die er gemacht hat; 
als ein Mann des Rechts — ich bin auch ein 
Mann, der versucht hat, sein Leben in den Dienst 
des Rechts zu stellen —, als ein Mann, der der 
Klarheit, der Sicherheit dienen muß, kann er 
einen solchen Vertrag nicht akzeptieren. 

Da sagt man: Wagnis, ja, man muß auf die Dy-
namik warten, bei einem völkerrechtlichen Ver-
trag gibt es andere Gesetze. Meine Damen und 
Herren: „Da gibt es andere Gesetze?" Nun: wenn 
Dinge nicht geklärt werden können, hier offene 
Probleme, hier die Möglichkeit, sich zu einigen, 

dann soll man einen Vertrag schließen voller — 
nun, der Herr Professor Carlo Schmid hat es ein-
dringlich dargelegt: einen Vertrag, der in jeder 
Bestimmung vieldeutig ist, weil die Bestimmungen 
aus ganz verschiedenen Tendenzen heraus formu-
liert worden sind, weil zwei Vertragspartner etwas 
völlig anderes mit diesem Vertrag gewollt haben, 
wir die Rückkehr der Saar, die Möglichkeit der 
Rückkehr der Saar zu Deutschland, und die ande-
ren die Möglichkeit, vor der französischen Natio-
nalversammlung zu sagen: Wir haben etwas er-
reicht, ihr könnt in den sauren Apfel von der 
Westeuropäischen Union jetzt leichter beißen, ihr 
könnt euch — so ist ja leider die bittere Tatsache 
— mit deutschen Soldaten abfinden, etwas brin-
gen wir euch: die Möglichkeit, die Saar zu be-
kommen! So sind doch die Dinge! 

(Zurufe von der Mitte.) 

Ist das ein Wagnis? Das ist eine Flucht in die Un

-

sicherheiten, in Zweideutigkeiten, in Unklarheiten. 

(Beifall bei FDP und  SPD. — Abg. Stück- 
len: Sie lassen jede Realität vermissen, 

Herr Dr. Dehler!) 

— Das sind die Realitäten, über die ich spreche. Ich 
weiche nicht aus, nein. Da steht viel zuviel auf 
dem Spiele, als daß ich auch nur einen Millimeter 
ausweichen würde; darauf können Sie sich ver-
lassen. 

(Beifall bei FDP und SPD. — Abg. Schütz: 
Das merkt man aber nicht!) 

— Herr Schütz, wenn Sie nicht aus den Unterhal-
tungen der letzten Tage erkannt haben, worum es 
geht und worum wir ringen, dann sind Sie stumpf, 
dann wissen Sie nichts von dieser Sorge. 

(Beifall bei der FDP und SPD. — Zurufe 
von der Mitte.) 

Der Herr Bundeskanzler selber hat es doch am 
15. Januar hier in diesem Raum erklärt; er hat 
uns Gespräche mit dem französischen Minister-
präsidenten, nach Möglichkeit unter Beiziehung 
von Staatsmännern der Vereinigten Staaten und 
Großbritanniens, in Aussicht gestellt, um die 
Widersprüche zu klären. Ich weiß nicht, was 
geschehen ist. 

Ein bitterer Satz, Herr Bundeskanzler: „Ich be-
dauere", so haben Sie meinem Freunde Becker 
erklärt, „diese außerordentlich unglückliche Rede 
des Abgeordneten Becker, diese Rede, die wenig 
vorbereitet ist, zu der er sich hat hinreißen las-
sen; sie hat Deutschland außerordentlich ge-
schadet." 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Es schadet also, wenn ein Abgeordneter aus ehr-
lichem Bewußtsein im Bundeshaus sagt, was er für 
richtig hält?! 

(Zustimmung bei der FDP und lebhafter 
Beifall bei der SPD.) 

So mache ich in diesem Staate Politik weiterhin 
nicht mit, meine Damen und Herren! 

(Hört! Hört bei der SPD. — Beifall bei 
der FDP und SPD. - Abg. Dr. Friedens-
burg: Wie würden denn gerade Sie, Herr 
Kollege Dehler, reagieren, wenn Sie der 

verantwortliche Staatsmann wären?) 

Ich sage vor der Öffentlichkeit und vor dem deut

-

schen Volke meinem Freunde Becker: „Herr Bek

-

ker, Sie haben durch diese Rede dem Rechte, der 
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Gerechtigkeit und der deutschen Sache gedient und 
sich um Deutschland verdient gemacht." 

(Bravo! bei der SPD. — Beifall bei der 
FDP und SPD. — Zurufe von der Mitte.) 

Um das, was Herr Becker für das deutsche Volk 
getan hat und will, darum geht es, und das lasse 
ich nicht in dieser Form verunglimpfen. 

(Abg. Frau. Dr. h. c. Weber [Aachen] : Es 
geht um Deutschland! — Abg. Ehren: Sie 
dürfen andere verunglimpfen, vor allen 

Dingen die Gewerkschaften!) 
Das können Sie mir nicht vorwerfen, daß ich 
einem Konflikt ausweiche. 

(Zuruf von der SPD.) 
Ich muß keine Politik machen. Solange ich es 
getan habe, habe ich mich gegen alles gewandt, 
was nach meiner Überzeugung dem deutschen 
Volke und der deutschen Demokratie Gefahr ge-
bracht hat. 

(Abg. Ehren: Im gleichen Stil haben Sie 
gegen die Gewerkschaften gesprochen! 
Das ist dasselbe, wie wenn Sie sagen: Die 
Gewerkschaftler gehören ins Zuchthaus! 

— Gegenrufe von der SPD.) 
Der Herr Bundeskanzler hat dann zu Herrn Becker 

ungefähr gesagt: „Mit solchen nationalistischen 
Reden, wie Sie sie geführt haben, verhindern Sie 
eine schiedliche Regelung." Herr Bundeskanzler, 
das ist eine ernste Frage, eine Frage, die auch 
über diesen Anlaß weit hinausführt. Sie sagen, 
das, was mein Freund Becker vertreten hat, sei 
nationalistisch, und entwerten es damit und geben 
ihm damit einen Hautgout, etwas Verächtliches. 
Mein Freund Mende hat schon gestern zu Recht 
das Wort von Röpke zitiert, der da sagt, der Vor-
wurf „Nationalismus" sei immer der Knüppel, mit 
dem die anderen draußen auf uns Deutsche ein-
schlügen. Meine Damen und Herren, M. Chauvin 
war kein Deutscher, und der Vorwurf des deut-
schen Nationalismus ist mit viel Vorsicht zu 
werten. 

Ich glaube, wer ein gesundes Empfinden hat, 
nimmt für Deutschland nicht mehr Rechte in An-
spruch, als die Menschen jeden anderen Landes 
für sich fordern. Es gibt kein Volk in der Welt, 
das nicht den Anspruch erhebt, daß die Menschen 
einer Abstammung, einer Sprache, einer Kultur, 
einer Geschichte in ihrem Staate vereint sind. Ich 
glaube, Sie brauchen die Weltkarte nur zu über-
blicken; dann wissen Sie, daß dieses Gesetz an-
erkannt ist, nicht ein überwundenes Gesetz des 
19. Jahrhunderts ist, sondern jetzt und hier genau 
so gilt wie von eh und je für die Spanier, für die 
Portugiesen, für die Italiener, für die Franzosen 
und für die Engländer. Für uns soll es nicht gel-
ten, und wenn man den Anspruch erhebt, dann 
soll man ein Nationalist sein, und das ist ein Vor-
wurf, der einem im Deutschen Bundestag gemacht 
wird. 

(Sehr richtig! bei der SPD. - Zuruf von 
der SPD: So ist es!) 

Wenn man sich dagegen wendet, daß dieser Pro-
zeß des Abbröckeln Deutschlands bei der Gefahr, 
die uns droht im Westen und im Osten, sich fort-
setzt, daß weiteres deutsches Gebiet und deutsche 
Menschen verlorengehen, dann soll das Nationa-
lismus sein? 

Aber dieser Vorwurf wird ja nicht vereinzelt 
erhoben. Sie brauchen nur einmal die Weltzei

-

tungen aufzuschlagen. Da ist jetzt so der Eindruck 
entstanden: Dieses ganze deutsche Volk besteht aus 
wilden Nationalisten, besteht aus Menschen, die 
bereit sind, sich zum — 

(Zurufe von der Mitte.) 
Ach, lesen Sie die „Weltwoche", lesen Sie die 

„Neue Zürcher", lesen Sie die „Basler Nationalzei-
tung", lesen Sie „Le  Monde"! Dann wird Ihnen das 
bewußt, und in diesem Zusammenhang erhält das 
Wort des Herrn Bundeskanzlers erst seine volle 
Bedeutung, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 
Es ist schon so weit gekommen — und der Herr 
Bundeskanzler hat sich gelegentlich auch mit 
Stolz darauf berufen —, daß man in der Welt, 
besonders in Amerika, von Frankreich spricht, 
ohne des jeweiligen Ministerpräsidenten zu geden-
ken, und daß man von dem Bundeskanzler Dr. 
Konrad Adenauer spricht und nicht von der Bun-
desrepublik und von Deutschland! Und die Stim-
mung ist hochgekommen: Diesem deutschen Volke 
ist nicht zu trauen; der einzige Paladin der De-
mokratie in diesem Volke ist Dr. Konrad Aden-
auer; 

(Lachen bei der SPD) 
was nach ihm kommt, ist ein Haufen unbeherrsch-
ter Nationalisten. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Dazu haben manche Kamingespräche beigetragen, 
wo man gesagt hat: Wenn nicht EVG, wenn nicht 
diese Sicherung gegen den deutschen Militarismus 
kommt, wenn es eine deutsche nationale Armee 
gibt, dann „arme Welt", dann wiederholt sich das 
Unglück früherer Zeiten! 

In diesem Zusammenhang empfinde ich das, was 
meinem Freund Becker gesagt worden ist, beson-
ders schmerzlich, für Becker und für mich. Wir 
sind Männer — und in meiner Partei gibt es viele, 
und in allen Parteien gibt es viele —, die, glaube 
ich, in allen Zeiten ihren Mann gestanden haben, 
die in der Weimarer Zeit versucht haben, eine 
gesunde Demokratie aufzubauen, die sich mit der 
Kraft, die ihnen gegeben war, gegen das Unheil 
des Nationalsozialismus gewandt haben und die 
nach 1945 ehrlich versucht haben, in dem gegebe-
nen Raum einen deutschen Staat zu schaffen. Die 
sollen sich jetzt als Nationalisten im Sinne der 
Welt, als unzuverlässige Menschen hinstellen 
lassen?' 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und SPD.) 
So geht es nicht! 

(Widerspruch in der Mitte. — Abg. Albers: 
So geht es aber auch nicht! — Weitere Zu

-

rufe von der Mitte.) 
- Nun, daß es Ihnen nicht gefällt und Sie mei-
nen, daß man darüber zur Tagesordnung über-
gehen kann, daß man darüber schweigen kann, daß 
eine solche Rede die Grundlage für die gemein-
same Arbeit sein kann, daß der Herr Bundeskanz-
ler — — Ich habe gelauert heute früh, 

(Heiterkeit und Zurufe) 
ich habe gedacht: Jetzt kommt das erlösende Wort! 
Ach, wenn er ein, zwei Sätze gesagt hätte, wenn 
er gesagt hätte: Herr Kollege Becker, bitte, — — 
Das Wort steht ihm doch zu Gebote! Daß er nichts 
gesagt hat, daß er diese Verdammung hier im 
Raume stehen ließ, wie hat mich das menschlich 
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j enttäuscht! Wie belastet das die politische Atmo-
sphäre für die Arbeit, der wir uns alle verpflich-
tet haben! 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : Man 
muß auch einmal aufhören können!) 

Ich will Ihnen nicht sagen, was in der Presse 
steht, und welche Gefahr in diesem Versuch, an-
dere als Nationalisten zu entwerten, steckt, statt 
das deutsche Volk an sich zu ziehen und dem deut-
schen Volk zu sagen: Das deutsche Volk ist anders 
geworden, der Nationalsozialismus ist überwun-
den; das sind Menschen, die das Beste wollen! Hier 
die Saarfrage zum Anlaß zu nehmen, um in dieser 
Form einen bewährten Mann zu entwerten — — 

(Abg. Stücklen: Das gehört ja alles nicht 
hierher!) 

— Ach, Herr Stücklen, was hierher gehört, weiß 
ich besser als Sie, das sage ich Ihnen wahrlich! 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Da nehme ich mein Lebenswerk für mich in An-
spruch, um das hier zu sagen! 

Aber gehen wir weiter zur Sache. Der Bundes-
kanzler hat dem Herrn Becker vorgeworfen: „Ja, 
wenn Sie nur einen Plan gehabt hätten! Aber Sie 
können doch gar nicht sagen, was geschehen soll. 
Das ist ja ganz verantwortungslos!" Nun, Sie ken-
nen den Plan, den wir gehabt haben. Der Herr 
Bundeskanzler hat ihn mit leichter Hand und leicht 
ironisch entwertet; wir hätten den Franzosen un-
gefähr gesagt: „Ihr habt ja nichts im Portemonnaie! 
Nun bitte, wir wollen das Portemonnaie füllen; 
dafür gebt ihr die Saar frei!" Er habe dann mit 
M. François-Poncet, der die Vorverhandlungen für 
die Pariser Konferenz geführt habe, gesprochen, 
und der habe das abgelehnt. 

Ich weiß nicht, was meine beiden Kollegen im 
Kabinett, Herr Blücher und Herr Preusker, die an 
der Ausarbeitung wesentlich beteiligt waren, dem 
Herrn Bundeskanzler dazu gesagt haben. Ich will 
es mir auch versagen, das Exposé, das vorliegt, vor-
zulesen. Hier geht es aber um die historische Wahr-
heit, und da wollen wir unerbittlich sagen, wie die 
Dinge liegen. Es geht ja um Hunderttausende von 
Menschen. Da gibt es keine Sentimentalität, son-
dern die verdammte Pflicht und Schuldigkeit zur 
Wahrheit. 

Der Sachverhalt war folgendermaßen. Am Mon-
tag, dem 18. Oktober, waren meine vier Kollegen 
im Kabinett, Euler und ich beim Herrn Bundes-
kanzler. Meine Damen und Herren, wir waren ge-
quält von der Saarfrage und hatten uns vorher im 
Fraktionsvorstand und in der Fraktion bemüht, 
eine Lösung zu finden. Wir haben den Herrn Bun-
deskanzler gefragt: „Herr Bundeskanzler, was soll 
denn nun mit der Saar geschehen? Wir können 
doch nicht dem, was vorher geplant war — van-
Naters-Plan, Teitgen-Plan in der Abwandlung — 
zustimmen?" 

Da hat uns der Herr Bundeskanzler, wohl, wie 
ich gehört habe, in Übereinstimmung mit dem, was 
vorher irgendwo in den Ausschüssen gesagt war — 
hoffentlich verletze ich damit keine Pflicht zur 

(Zuruf von der SPD: Geheimhaltung!) 

Diskretion; das Leben ist so schwer! —, gesagt: „Ich 
mache mir keine Vorstellungen; ich lasse die Sache 
auf mich zukommen." 

(Lebhafte Rufe von der SPD: Hört! Hört!) 

Das war an dem Montag der Woche, an deren Ende 
der Abschluß der Pariser Verträge liegen sollte mit 
der anschließenden Fahrt des Herrn Bundeskanz-
lers nach Amerika! Meine Damen und Herren, wir 
waren zutiefst betroffen, weil wir schon das Gefühl 
hatten: Hier ist doch Gefahr, hier werden die Dinge 
doch nicht richtig behandelt, hier muß doch etwas 
schiefgehen! 

Wir haben gesagt: Herr Bundeskanzler, wir haben 
uns Gedanken gemacht — ich glaube, ich habe es 
Ihnen schon mal dargelegt —: Warum hat Frank-
reich 1945, 1947 die Saar überlassen bekommen? 
Doch zur Reparation, zur Ausbeutung, weil Deutsch-
land damals am Boden lag und zu Leistungen nicht 
in der Lage war! Darum geht es doch: Frankreich 
wollte als Siegerstaat für seine Verluste Entschä-
digung haben. 

Wir haben gesagt: Frankreich hat Anspruch auf 
Entschädigung. Überlegen wir uns, wie wir diese 
Reparationshypothek, die auf der Saar liegt, ab-
lösen können! — Das waren unsere Erwägungen. — 
Was können wir Frankreich bieten? 

Wir haben ein langes Exposé gemacht. Wir haben 
nicht vom leeren Portemonnaie gesprochen, wahr-
lich nicht! Wie kann man die Dinge wieder so zu ent-
werten versuchen! Wir haben gesagt: Frankreich hat 
bestimmte wirtschaftliche Sorgen, z. B. Stabilisie-
rung der Währung und das Ziel, die Konvertier-
barkeit des französischen Franc zu erreichen. Wir 
haben auf jeden Fall durch unsere Überschüsse in  
der Europäischen Zahlungsunion jetzt und auch für 
die Zukunft die Möglichkeit, zu helfen, sie als Kre-
dite zur Verfügung zu stellen. Wir können in der 
Form der Handelsverträge — Abnahme von Wei-
zen, Abnahme von Wein — entgegenkommen. Wir 
haben noch die Frage der Moselkanalisierung auf-
geworfen. 

Also, das liegt doch alles vor! Das sind doch nicht 
leichtfertige Vorschläge gewesen! Gut, es war nichts 
Abgerundetes, aber es war doch ein Vorschlag, über 
den man verhandeln konnte! 

Es war so, daß der Herr Bundeskanzler am Diens-
tag, dem 9. Oktober, glaube ich, früh um 5 Uhr 
wegfuhr und daß Blücher noch zum Zuge ging, 
um ihm das in der Nacht ausgearbeitete Exposé 
zu überreichen. Der Herr Bundeskanzler sagt, er 
habe bei den Vorverhandlungen mit François-Pon-
cet darüber gesprochen. 

Als ich mit meinen Kollegen aus den Fraktionen 
nach Paris kam, war meine erste Frage: „Herr Bun-
deskanzler, was meinen Sie denn? Ist das ein Weg?" 
Seine Antwort: „Wir haben es uns noch einmal 
überlegt. Wir, das geschlagene Deutschland, kön-
nen doch Frankreich, das immer noch ein reiches 
Land ist, nicht wirtschaftliche Hilfe anbieten!" 

Also ernstlich hat man die Frage nicht erwogen. 
Wenn Herr François-Poncet der Meinung ist, dieses 
Projekt habe überhaupt keine Aussicht, - meine 
Erkundungen sind anders! Als ich in Paris war, 
habe ich mit vielen Menschen gesprochen. Ich habe 
mit einem radikalsozialistischen Abgeordneten, der 
zum Flügel René Mayer gehört, gesprochen; der 
hat mir gesagt: „Doch, das ist die Lösung!" 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Das ist der richtige Mann!) 

— Ich kann ja nur referieren. Ich weiß nicht, wa-
rum Sie lachen. Er hat es mir gesagt. Vielleicht 
versteht er nichts; ich weiß es nicht. Er hat es mir 
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gesagt. Er macht einen ausgezeichneten Eindruck. 
Ein Mann, der Beziehungen hat. Er hat mir gesagt: 
„Wenn man das Saarabkommen in eine Reihe von 
wirtschaftlichen Vereinbarungen zwischen Deutsch-
land und Frankreich einkleiden kann, wird das 
Problem für die Nationalversammlung tolerierbar." 
Das war seine Meinung. Und es ging doch nur um 
die Meinung der französischen Nationalversamm-
lung. Meine Damen und Herren, es ist doch nicht 
so, daß das französische Volk die Saar will! Kein 
Wort davon ist wahr. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Das französische Volk will nicht die Saar! Ach, und 
wie viele haben mir gesagt, — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Als ob es in der französischen Demokratie auf 
das französische Volk ankäme! Wie viele haben 
mir gesagt, entscheidende Politiker haben auch er-
klärt: „Gott, wir wissen doch, die Saar ist verloren." 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wunderbar!) 

Ja, schöne Deklamationen; und die Wirklichkeit 
sieht anders aus, und das Gegenteil geschieht, Herr 
Rinke! Das ist doch das Bittere. Ich sage: es ist von 
einer Möglichkeit in Wirklichkeit kein Gebrauch 
gemacht worden. Die Wendung vom „leeren Porte-
monnaie" ist wirklich nicht die richtige Darstellung 
dessen, was uns bewegt hat. 

(Abg. Dr. Lenz [Godesberg] : Aber eine 
Möglichkeit, die realpolitisch doch nicht 

bestand, Herr Dehler!) 

— Das habe ich nicht verstanden. 

(Abg. Dr. Lenz [Godesberg]: Ich sagte: Eine 
Möglichkeit, die realpolitisch nicht bestand!) 

— Ich sage Ihnen ja das Gegenteil! Ich weiß nicht, 
mit wem S i e gesprochen haben; ich habe keine 
Beziehungen zu den MRP-Leuten. Die Leute, deren 
Mitglied immerhin damals der französische Mini-
sterpräsident war, haben gesagt: „Jawohl, richtig 
gemacht, ist das eine Chance." Ich kann Ihnen nur 
berichten; ich maße mir kein endgültiges Judizium 
an. 

Aber wie werden die Dinge jetzt langsam ent-
stellt! Da wird behauptet, der Verzicht auf die 
Saar sei eben der Preis für die Pariser Verträge; 
es sei eben nichts umsonst zu haben. Meine Damen 
und Herren, auf solche Argumentationen kommt 
man — ich habe es Ihnen schon gesagt —: Angeb-
lich schließt man die Westeuropäische Union und 
diese ganzen großen Pakte, um Sicherheit für Eu-
ropa, für unser Land zu schaffen; und dann müssen 
wir den Preis der Saar dafür bezahlen, obwohl 
doch die Sicherheit Frankreichs nicht minder be-
droht ist als die unsere. 

(Beifall bei der SPD und rechts.) 

Natürlich haben wir den Krieg verloren, natür-
lich sind wir bereit, die Konsequenzen zu ziehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na also!) 

Aber, meine Damen und Herren, ich möchte mal 
den verantwortlichen Staatsmann sehen, ich möch-
te einmal d e n führenden Mann aus den Vereinig-
ten Staaten oder von Großbritannien sprechen, dem 
nicht die Röte ins Gesicht stiege, wenn man sagen 
würde, man solle Reparationen leisten, man solle 
die Folgen eines verlorenen Krieges ziehen nach 
der Methode des 17. oder 18. Jahrhunderts, man 

solle auf diese Weise die Grundlage für ein bes-
seres Europa, für eine echte Gemeinschaft der eu-
ropäischen Völker schaffen! 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD.) 
Nun sagt natürlich der Herr Stücklen, der große 

politische Stratege: 
(Heiterkeit) 

„Realpolitik!" Natürlich, eine ernste Frage! 
(Abg. Stücklen: Selbstverständlich!) 

Am Ende ist es schwer, das gebe ich zu, in einem 
Parlament Außenpolitik zu machen. Am Ende ist 
ja Außenpolitik ein großes Spiel, das man gar nicht 
publice führen kann — vielleicht lernen wir's, ich 
weiß es nicht —, mit einem Einsatz von Kräften 
zu Wirkungen, zur Paralysierung von Gegenwir-
kungen, — schwer, gar nicht leicht! 

Aber, meine Damen und Herren, sind alle Mög-
lichkeiten erschöpft worden, in diesem Falle Poli-
tik zu machen? Wir haben vorher keine Außen-
politik gemacht. Meine Damen und Herren, wir 
wollen das nicht überschätzen. Ich habe schon an-
erkannt: die Persönlichkeit des Bundeskanzlers hat, 
um das schöne Wort zu gebrauchen, für die Integra-
tion dieses Staates viel bedeutet, und sein geschicht-
liches Verdienst ist insbesondere, daß er Situatio-
nen nüchtern und richtig gesehen und genützt hat. 
Aber das, was wir als Außenpolitik bezeichnen, ist 
doch nun die Folge der Entwicklung der Jahre seit 
1948. 

(Abg. Dr. Lenz [Godesberg] : Wie billig!) 
— Das muß man einmal klar feststellen. Ich habe 
es doch miterlebt, Herr Lenz; ich kann darüber 
reden. Das ist nicht billig; das ist eine geschicht-
liche Feststellung! Natürlich, die Frage der deut-
schen Aufrüstung ist doch nicht aus uns entstanden 
— wollen Sie das behaupten, Herr Lenz? —, son-
dern war die Folge des Konflikts von Korea, der 
Einsicht der angelsächsischen Staaten, daß ohne 
dieses Deutschland, mindestens nach der damaligen 
strategisch-technischen Lage, die Verteidigung Eu-
ropas nicht möglich ist. Deswegen das Angebot, 
deutsche Truppen zu stellen, das Angebot, das der 
Herr Bundeskanzler nach meiner Meinung richtig 
angenommen hat. 

Sie wissen, daß ein Mitglied des Kabinetts, Herr 
Dr. Heinemann, anderer Meinung war und ausge-
schieden ist. 

(Abg. Dr. Mommer: Der war konsequent!) 
— Ja, aber ich will einmal sagen: als Gesinnungs-
ethiker, Herr Mommer, nicht als verantwortlicher 
Politiker, als ein Mann, der die Verpflichtung fühlt, 
in der gegebenen Lage für sein Volk das Richtige 
zu tun. Ich glaube, daß die Entscheidung des Kabi-
netts richtig war. 

Nun, Sie kennen ja die Entwicklung: Pleven-
Plan, weil die Franzosen noch aus Angst vor den 
deutschen Soldaten eine Form suchten, um diese 
deutschen Soldaten zu bändigen, und unser Ein-
gehen darauf; die zu großen Erfolge unserer Ver-
handlungstechnik mit dem Ergebnis, daß am Ende 
nun Frankreich wieder nicht geneigt war, seinen 
eigenen Gedanken durchzuführen. Das ist dann 
beinahe zwangsläufig weitergegangen. Gut, Sie 
wissen das alle selber. 

Bei der Saar mußte man zum ersten Male poli-
tisch handeln, aus sich heraus einen eigenen poli-
tischen Willen entwickeln, 

(Beifall bei der SPD) 
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wirken, Gegenwirkungen abfangen, den Blick der 
Welt auf diese Wunde lenken. Darum ging es. Ist 
da alles getan worden? Also ich war tief beküm-
mert, meine Damen und Herren, über das, was in 
Paris geschehen ist, daß - ich wiederhole — uns 
der Herr Bundeskanzler am Montag sagte: Noch 
keine Vorstellung, was geschieht!, daß wir in dieser 
Form in die Ecke manövriert worden sind, daß am 
Samstag nachmittag um 1 Uhr unterschrieben wer-
den mußte und, wenn nicht unterschrieben würde, 
das ganze Vertragswerk scheiterte. War das über-
legene Diplomatie? War das die richtige Art, eine 
solche Lebensfrage unseres Volkes zu behandeln? 
Bestand nicht die Möglichkeit, die Dinge vorher 
und besser zu behandeln? 

(Stürmischer Beifall bei der SPD und FDP 
sowie bei Abgeordneten des GB/BHE. — 

Zurufe in der Mitte und rechts.) 

— Herr Bausch, teilen Sie meine Sorge nicht? Sind 
Sie nicht meiner Meinung, daß hier die Dinge nicht 
in Ordnung sind? Und dann soll hier eine Abstim-
mung durchgepaukt, durchgezwungen werden? 

(Erneuter stürmischer Beifall bei der SPD 
sowie bei Abgeordneten der FDP. — Er

-

regter Widerspruch in der Mitte. — Große 
Unruhe.) 

Sie wissen vielleicht nicht, was in den letzten Ta-
gen geschehen ist. 

(Zuruf des Abg. Stücklen.) 

— Der Herr Stücklen sagt es! Da wurden die Ge-
rüchte in die Welt gesetzt. Da wurde behauptet: 
„Ach, der Dehler, der war doch in Paris einver-
standen, und jetzt spielt er sich auf." Kein Wort 
wahr! Mir ins Gesicht hat niemand es zu sagen ge-
wagt; aber hier in den Lobbies, da wurde das ge-
flüstert! 

(Beifall und Zurufe bei der FDP und SPD. 
— Abg. Dr. Greve: Das ist Methode! — 
Weitere Zurufe. — Anhaltende Unruhe.) 

Das muß ich also noch einmal berichten. Sie haben 
doch einen Anspruch, von Ihren sämtlichen Frak-
tionsvertretern, die in Paris waren, restlos die 
Wahrheit zu hören! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
selbst gestern abend den Antrag abge

-

lehnt!) 

Als die Verhandlungen in Paris begannen—wenn 
ich mich nicht irre, waren wir am Mittwoch ge-
rufen worden —, hat der Kanzler die Situation 
dargestellt. Die Aussprache wurde von meinem 
Kollegen Herrn von Merkatz begonnen. Herr Kol-
lege von Merkatz hat erklärt: „Ich kann natür-
lich nur für meine Person sprechen; ich muß mir 
die Zustimmung meiner Fraktion vorbehalten." 
Ich habe erklärt: „Ich bin in einer besseren Lage 
als Herr von Merkatz. Die Haltung meiner Frak-
tion liegt eindeutig fest. Ich habe die Möglichkeit, 
für meine Fraktion zu sprechen." Ich habe auch 
erwähnt: „Herr Bundeskanzler, Sie kennen ja 
auch die Bedingungen, wie sie festgelegt worden 
sind, auch bei der Kabinettsbildung. Wir sind strikt 
gegen jede Europäisierung, wir sind strikt gegen 
jedes Volksreferendum. Wir sind bereit, wirtschaft-
lich alles zu tun, was irgendwie möglich ist." — Und 
mein Landsmann Strauß war eigentlich mein bester 
Assistent, war kräftig und urwüchsig. Ich bin von 
diesem Standpunkt keine Sekunde abgegangen, so 
daß es unmöglich ist, zu behaupten, ich hätte je

-

mals zugestimmt. Wie ist das nach diesem Aus
-gangspunkt der Verhandlungen möglich?! Ich 

sagte schon vorhin: Am letzten Tag — ich glaube, 
es war am Samstag, dem 23. Oktober, 10 Uhr, als 
wir, Herr Mommer, Herr Carlo Schmid, zusam-
mengerufen wurden —, als uns nicht etwa der 
Vertrag vorgelegt wurde, sondern nur der Stand 
der Sache geschildert wurde, 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Ich habe 
hier die Stenogramme unserer Bespre

-

chungen in Paris!) 

da habe ich wieder — ich kam mir beinahe ein 
klein bißchen stur, ich möchte sagen, mein Freund 
Becker, ich kam mir wie so ein kleiner Notar vom 
Lande vor — gesagt: Ja kein Volksreferendum; das 
ist keine Lösung, das ist völkerrechtlich und staats-
rechtlich unmöglich. 

(Unruhe.) 

— Ich muß Ihnen schon, nachdem die Dinge hier 
so spielen, wirklich eine erschöpfende - Darstel-
lung geben. Wir sind mehrmals zusammengekom-
men. Es kamen am Donnerstag, glaube ich, die 
Kollegen von der Fraktion der Sozialdemokratie, 
Herr Ollenhauer, Herr Wehner, Carlo Schmid und 
Mommer, zu uns. Es wurde verhandelt. Weil hier 
der Anschein erweckt wird, es sei mit einer Zu-
stimmung dieser Vertreter gehandelt worden, muß 
ich zu meiner persönlichen Salvierung die Dinge 
sagen. 

(Abg. Dr. von Merkatz meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Dehler (FDP): Nein, was ich sagen will, ist 
mir wichtig, ich will es zusammenhängend dar-
legen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Am Donnerstag habe ich den Herrn Bundeskanz-
ler gefragt: „Ja, bitte, Herr Bundeskanzler, wird 
denn nicht auf Grund eines Entwurfs verhandelt? 
Zeigen Sie uns doch einmal den Entwurf, damit 
wir klar sehen, was beabsichtigt ist!" Der Herr 
Bundeskanzler hat nicht geantwortet, aber der Herr 
Staatssekretär Professor Dr. Hallstein hat erklärt: 
„Nein, es gibt keinen Entwurf." 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das war am Donnerstag, zwei Tage vor dem Ab-
schluß dieses Vertrages. 

Ich habe dann Anlaß zu der Annahme, daß 
selbstverständlich besonders zwischen Herrn Bot-
schafter Blankenhorn und dem Herrn Soutou auf 
Grund eines Entwurfs verhandelt wurde. Es war 
ja zwangsläufig, und aus dem Vergleich ergibt sich, 
daß es das Straßburger Abkommen vom Mai 1954 
war, das der Herr Bundeskanzler mit dem damali-
gen stellvertretenden Ministerpräsidenten im Ka-
binett Laniel, dem jetzigen Minister Teitgen, fest-
gelegt hat. 

Nun sagt man, der Herr Bundeskanzler habe — 

ich glaube, es muß wieder am Freitag gewesen sein 
— eine Stipulation von Punkten vorgelegt und — 
wir alle haben es ja gestern gehört — auch der 
Herr Mommer und die anderen, auch ich, hätten 
beigestimmt und hätten erklärt: das sei eine faire 
Grundlage gewesen. Diese Stipulation ist uns nicht 
übergeben worden, sie ist uns vorgelesen worden. 
Es war — ich will einmal, nach dem Inhalt, den 
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wir dieser Stipulation gaben, sagen — eine Ver-
handlungsgrundlage. Ich hatte während der Ver-
einbarungen besonders einen Gesichtspunkt her-
ausgearbeitet. Ich hatte gesagt: Wenn wir eine Ver-
ständigung erzielen, daß bestimmt wird: Die 
schändliche Präambel der saarländischen Verfas-
sung vom Dezember 1947 fällt, in der die Abtren-
nung der Saar von Deutschland, die wirtschaft-
liche Verbindung der Saar mit Frankreich, festge-
legt wird — Zollgemeinschaft, Währungsgemein-
schaft —, dann ist immerhin ein Weg eröffnet für 
die Rückkehr, für die Rückgliederung der Saar 
nach Deutschland; dann können wir darüber spre-
chen. So waren die Dinge. Die Vorbehalte, die vor-
her geäußert worden sind, sind von mir niemals 
aufgegeben worden. 

(Andauernde Unruhe. — Glocke des Prä

-

sidenten.) 

Ich habe Ihnen die Dinge dargestellt. Es wäre 
noch viel zu sagen, aber ich habe j a nicht zum 
erstenmal über dieses Problem vor Ihnen gespro-
chen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf um etwas mehr Ruhe bitten! 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Sabel: 
Wie lange soll denn das noch dauern?) 

Dr. Dehler (FDP): Herr Sabel, für die Saarländer 
dauert es wahrscheinlich, nun, wie soll ich 
sagen, — — 

(Abg. Arndgen: In der Form nicht! — Abg. 
Sabel: Sie haben schon genug Porzellan 
kaputtgeschlagen! — Weitere Zurufe von 

der Mitte.) 
 
— Ich weiß, was meine Verantwortung ist. Durch 
diesen aufeinander abgestimmten Willen lasse ich 
mich wahrlich nicht beirren, das möchte ich schon 
sagen! 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und 
bei der SPD.) 

Das ist, ich wiederhole es, eine der bedeutsam-
sten politischen Entscheidungen, vor die der Bun-
destag bisher gestellt worden ist. Es ist eine poli-
tisch-geschichtliche Entscheidung. Ich kann Ihnen 
nur sagen: Wehe, wenn der Deutsche Bundestag 
versagt! 

(Lebhafter Beifall bei Abgeordneten der 
FDP und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Haasler. 

Haasler (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es ist kein gerade sehr glück-
licher Moment, 

(Abg. Albers: Das kann man wohl sagen!) 

in dem ich hier das Wort bekommen habe. Ich 
hoffe aber, Ihre Aufmerksamkeit gewinnen zu kön-
nen. 

(Andauernde Unruhe. — Glocke des Prä

-

sidenten.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf im Interesse des Ablaufs der Ver-
handlungen und des Redners um etwas Ruhe bitten. 
Die Damen und Herren, die den Saal verlassen 
wollen, bitte ich, das in Ruhe zu tun. 

Haasler (GB/BHE): Ich habe mich im übrigen 
einer Aufgabe zu unterziehen, die Ihre Aufmerk-
samkeit nicht so fesseln wird wie jene Vorgänge, 
die wir soeben erlebt haben. 

Meine Damen und Herren, es ist immer leichter, 
an Verträgen, an Vorgängen Kritik zu üben, als 
sie zu verteidigen. Und zwar ist das um so leichter, 
je mehr Elemente einer künftigen, von niemandem 
zu übersehenden Entwicklung mit hineingezogen 
werden und, auf der anderen Seite, je  gewissen-
hafter die Verfechter der Verträge die Gegen-
gründe würdigen. Ein sehr wesentlicher Teil der 
Differenzen, die wir in den letzten Tagen durch-
diskutiert haben, ergibt sich aus der unterschied-
lichen Beurteilung einer zukünftigen Entwicklung. 
Ich bin mir bewußt, daß daneben noch immer ein 
wesentlicher Rest bleibt. Aber über diesen Rest 
hätten wir sehr viel sachlicher und fruchtbarer 
reden können, wenn nicht einige von uns ver-
sucht hätten, mit, ich möchte fast sagen, apodik-
tischer Unduldsamkeit zu behaupten, sie seien die 
einzig richtigen Propheten. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Aber bleiben wir vorerst beim Ausgangspunkt. 
Gegenüber der oft unüberbrückbar erscheinenden 
Meinungsäußerung von hüben und drüben sind 
doch eine Reihe von Gemeinsamkeiten dagewesen. 
Sie sind nur leider allzusehr zurückgetreten. Des-
halb sollte man sie gerade gegen Ende unserer 
Debatte einmal hervorheben. 

Von keiner Seite sind Vorschläge hörbar gewor-
den, die man etwa unter den Begriff einer öst-
lichen Konzeption hätte bringen können. Wenn 
Herr Kollege Ollenhauer sich heute mittag sehr 
energisch gegen jede Unterstellung in dieser Rich-
tung für seine Partei wehrte, so hatte er damit 
unbedingt recht, und das soll ihm auch von ande-
rer Seite als nur von seinen Parteifreunden bestä-
tigt werden. 

(Beifall bei der SPD, beim GB/BHE und 
bei Abgeordneten in der Mitte und rechts.) 

Die Zugehörigkeit Deutschlands zur freien Welt ist 
nirgends und von niemandem von uns in Zweifel 
gezogen worden. 

Als dritter wichtiger Punkt der Gemeinsamkei-
ten erscheint mir erkennbar, daß eine Bündnisfrei-
heit der Bundesrepublik von keiner Partei erstrebt 
wird. Auch die Opposition will sich zu Bindungen 
bereit finden, wie sie etwa in den Verträgen ent-
halten sind. Sie opponiert jedoch heftig vor allem 
gegen den Zeitpunkt dieser Bindungen. Das äußere 
Bild hat hier sicherlich manchmal getäuscht. Die 
Opposition gegen den Zeitpunkt der Bindung ist 
oft verknüpft worden mit sachlichen Kritiken an 
den einzelnen Bedingungen der Verträge. Hier trat 
manchmal diese Kritik gegenüber den zeitlichen Be-
denken sogar allzusehr hervor, und ich habe mich 
manchmal mit Sorge gefragt: Würde die Opposi-
tion. wenn sie eines Tages erkennen müßte, daß 
auch ein weiterer Zeitaufschub nicht zu dem von 
ihr gewünschten Ergebnis führt, überhaupt noch 
von den ihrerseits aufgezählten sachlichen Einwen-
dungen hinwegkönnen? Sind nicht gerade in der 
Frage der Verteidigung, der Wehrhaftmachung oft 
Bedenken geäußert worden, die nicht allein ab-
hängig sind von dem Zeitpunkt, in welchem man 
sie äußert, sondern die leider Gottes auch bleibende 
Bedeutung haben können? Aber selbst hier hoffe 
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ich, daß die Wege nicht verschüttet sind, und wir 
haben mit Freuden zur Kenntnis genommen, daß 
auch andere Stimmen aus dem Lager der Opposi-
tion kamen. 

Immerhin, selbst wenn die Differenzen sich auf 
den Zeitpunkt konzentrierten — neben den beson-
deren Fragen, die mit dem Saarstatut zusammen-
hängen und die ich, mindestens vorerst, aussparen 
möchte —, so waren sie doch groß genug. Sie wären 
nicht so unüberbrückbar geworden, wenn die Ver-
schiedenheit der Voraussagen über die weitere 
Entwicklung nicht gewesen wäre. 

Meine politischen Freunde haben sich bei der 
Frage nach dem Zeitpunkt gegen einen weiteren 
Aufschub entschieden. Die Entscheidung fiel nach 
einer sehr sorgfältigen Prüfung. Es wird hier nicht 
meine Aufgabe sein, Ihnen die Gründe im einzel-
nen nochmals zu erklären, auf denen diese Ent-
scheidung basiert. Ich muß sie immerhin andeuten, 
denn ohne Erwähnung mindestens geht es nicht. 

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß die Bun-
desrepublik Sicherheit braucht. Wir haben weiter 
den Standpunkt vertreten, daß Sie auch die Ge-
meinschaft der freien Welt braucht, den politischen 
Beistand des Westens nötig hat, auch oder viel-
leicht gerade in der nächsten Zeit. Die  Bundes-
republik  braucht weiter eine diplomatische Mit-
sprachemöglichkeit. Wir wünschten schließlich, für 
ein kommendes Europa die ersten Grundlagen so 
bald wie möglich zu legen. Wir hörten — und das 
sei zuletzt noch erwähnt — bei unserer Entschei-
dung, ob sofortige Ratifikation oder vielleicht doch 
noch vorher ein Verhandlungsversuch, auch sehr 
wesentlich auf das Urteil der Sowjetzonenflücht-
linge, auf das Urteil, das von jenseits der Elbe 
kam. 

(Sehr richtig! in der Mitte und rechts.) 

Bezüglich der ersten hier genannten Punkte, der 
deutschen Sicherheit, der Gemeinschaft mit dem 
Westen, des politischen Beistandes durch den We-
sten, gab es im Grundsatz kaum Unterschiede zwi-
schen uns und der Opposition. Es gibt bei der Op-
position nur Befürchtungen — und das war offen-
bar für ihre Entscheidung doch sehr wesentlich - 
bezüglich der Haltung der Sowjetunion. Auch wir 
nehmen die Drohungen der Sowjetunion nicht 
leicht. Sie ist eine der großen Weltmächte und sie 
hat in mehr als ungefährer Form gesagt, daß sie 
diese Verträge als ein entscheidendes Hindernis 
empfinden würde. In den Wind zu schlagen ver-
mögen wir derartige Dinge nicht. Wir können uns 
andererseits aber auch bei einer Betrachtung frü-
heren Verhaltens der Sowjetunion und ihrer Poli-
tik nicht bereit erklären, all das, was ihre verant-
wortlichen Männer sagen, nun auch absolut als die 
letzte Wahrheit hinzunehmen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wir glauben nicht, daß der sehr reale Sinn, den 
Moskau für die Notwendigkeiten der Politik hat, 
da drüben nicht die Erkenntnis zuließe, daß mit 
der Ratifizierung, die wir im Begriffe sind zu voll-
ziehen, eine Änderung im effektiven Tatbestand, 
im effektiven Kräfteverhältnis noch gar nicht vor-
genommen wird. 

Wir sind bei der Betrachtung der Verhandlun-
gen der Berliner Konferenz weiter an dem Um-
stand nicht vorbeigekommen, daß damals zwar 
nicht die gleiche, aber eine ähnliche und in man

-

cher Beziehung sogar noch viel engere europä-
ische Zusammenarbeit zur Diskussion stand, näm-
lich die EVG, und daß diese werdende Europä-
ische Verteidigungsgemeinschaft damals von der 
Sowjetunion nicht als ein Hindernis für die Ber-
liner Gespräche geltend gemacht wurde. Die Ber-
liner Konferenz scheiterte - das ist heute schon 
mehr als einmal gesagt worden — aus anderen 
Gründen, nicht an der Befürchtung Moskaus, daß 
ein europäischer Zusammenschluß alle Möglich-
keiten verschütten müßte. 

Und dann sind Drohungen niemals Argumente. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wer droht, will doch demjenigen, dem er droht, 
damit nicht eine Brücke bauen, sondern er will 
ihn einschüchtern, einschüchtern zu dem Zweck, 
daß er gefügiger werde gegenüber den  Wünschen 
des Gegners. 

(Abg. Dr. Seffrin: Sehr nichtig!) 
Drohungen gerade von d e r Seite sollten eher ein 
Argument dafür — also für die Verträge — sein. 

(Zustimmung in der Mitte und rechts.) 

Schließlich noch eins. Wir sind doch nicht erst 
seit gestern als mögliche Gesprächspartner da. Die 
Sowjetunion hatte seit Jahren die Möglichkeit, uns 
zu sagen, auf welcher Grundlage sie ernstlich ver-
handeln will. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn man einwendet: „Ja, wir besaßen keine völ-
kerrechtliche Souveränität, man konnte daher mit 
uns gar nicht reden", muß ich darauf hin-
weisen, daß wir bei Nichtratifizierung dieser Ver-
träge die Souveränität auch nicht gewinnen 
würden. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungs-
parteien.) 

Aber das ist doch sicherlich nicht der richtige 
Grund. Solche Formalien hätten es niemals mit 
sich gebracht, daß Moskau auf ein ernstgemeintes 
Angebot verzichtet hätte, wenn Moskau ein solches 
Angebot überhaupt hätte machen wollen. 

(Wiederholter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Und das ist ja auch der schwächste Punkt in 
der Argumentation unserer Opposition, daß sie 
trotz allem Wünschen und trotz mancher Andeu-
tungen uns in der Richtung einer ernstlichen Be-
reitschaft des Ostens eben leider - ich sage: lei-
der, leider — nichts Positives vorzulegen vermag. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist keine bequeme Entscheidung, vor der 
meine Freunde und vor der auch Sie alle hier 
stehen. Ohne Mut ist diese Entscheidung nicht zu 
treffen. In unserer Lage gibt es überhaupt keine 
Lösung, die ohne Mut und ohne Risiko getroffen 
werden könnte; und wenn wir nicht geneigt sind, 
ein Risiko einzugehen, dann kommen wir zu wei-
ter nichts als zu einer passiven Resignation und 
zu einer Stagnation unserer Verhältnisse. Das 
mögen gerade diejenigen von uns, denen die Wie-
dervereinigung als alleroberstes und allervor-
dringlichstes Ziel erscheint — und das ist wohl die 
große Mehrheit in diesem Hause —, sich immer 
wieder gesagt haben, daß wir aus einer Stagnation 
der gesamtdeutschen Idee auf jeden Fall heraus-
kommen müssen. 
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Wir konnten auch keine Entscheidung treffen 
nach dem Gesichtspunkt jener berühmten bürger-
lichen Sicherheit. Diese bürgerliche Sicherheit wird 
es mutmaßlich in Europa auf lange Zeit hinaus 
nicht geben. 

(Abg. Dr. Vogel: Sehr richtig!) 

Aber haben wir uns nicht auch in mancher Hin-
sicht die Entscheidung etwas zu schwer gemacht? 
Haben wir nicht versucht, in diesem Zeitpunkt 
viele Dinge mit zu entscheiden, die noch gar 
nicht zur Entscheidung standen? Sind wir denn 
immer nur von dem ausgegangen, was heute ent-
schieden werden mußte, oder haben wir nicht 
auch in sehr weitem Maße schon versucht, künftige 
Entwicklungen jetzt in feste Formen zu pressen? 
Ist aus diesem Bestreben, alle Möglichkeiten, die 
die Zukunft als Entwicklung in sich birgt, mit zu 
verarbeiten, ist aus diesem Bestreben und dann 
der gegensätzlichen Anschauung über den Gang 
der Entwicklung nicht manches an Differenzen 
aufgetaucht, was eigentlich sehr gut einer viel 
späteren Zeit hätte vorbehalten bleiben können? 
Wir hatten doch z. B. heute keine Entscheidung 
über den künftigen Status Gesamtdeutschlands 
zu treffen. Wenn uns hier von verschiedener Seite 
gesagt wurde: Ja, aber diese Entscheidung über 
den zukünftigen Status Gesamtdeutschlands trefft 
ihr ja in gewisser Weise dadurch, daß ihr mit dem 
Westen in  einen engeren Kontakt kommt, daß ihr 
euch an den Westen bindet und dadurch Möglich-
keiten gen Osten verschüttet, so frage ich, ob die-
ser Vorhalt nicht ein wenig zu einfach ist. Geht 
dieser Vorhalt nicht an der Tatsache vorbei, daß 
die Wiedervereinigung nicht nur eine Frage ist, 
die man mit dem Osten aushandeln muß, sondern 
auch eine Frage ist — und es immer war —, die 
in gleicher Weise auch mit dem Westen verein-
bart werden muß? 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Und mußten und müssen wir nicht mit dem We-
sten genau so über die Wiedervereinigung ver-
handeln, gleich, ob wir einen Vertrag haben, wie 
er uns heute zur Ratifizierung vorliegt, oder nicht? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wir kommen doch an der Tatsache nicht vor-
bei, daß alle Vier Mächte bei der deutschen Wie-
dervereinigung beteiligt und tätig sein müssen. 
Ich glaube nicht, daß unter diesen Umständen das 
Gewicht  der  zusätzlichen Bindungen, das  in die-
sen Verträgen enthalten ist, zu unseren Lasten 
ausschlaggebend sein könnte. Ich glaube eher, daß 
wir mit diesen Verträgen etwas sehr Positives 
— ich spreche jetzt nur von der Wiedervereinigung 
— einhandeln, 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien) 

nämlich den Beistand der anderen, der bisher 
nicht auf einer Rechtsgrundlage basierte, der aber 
jetzt eine Rechtsgrundlage hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Noch einmal: alle Möglichkeiten, auch die einer 
zukünftigen Entwicklung, waren zu durchdenken. 
Aber die vielen Wenn-Fälle, die allzu vielen 
Wenn-Fälle, die man uns in den letzten drei Tagen 
nannte, waren heute nicht zu entscheiden. Die Ent-
scheidung war nur für die Ausgangsbasis gegeben, 
und sie wird auch nur für die Ausgangsbasis 
fallen. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.)  

Wir haben, wie gesagt, den Verträgen zugestimmt. 
Aber mit den Verträgen ist erst ein Teil der Auf-
gaben geordnet. Ein anderer Teil — er ist schon in 
den Reden der Herren Bundesminister Schäffer 
und Erhard angeklungen — ist nach meinem Emp-
finden nicht einmal genügend diskutiert worden. 
Die Verträge zu unserer Sicherheit, die Verträge 
für eine gemeinsame europäische Verteidigung 
haben nicht nur die Seite der Bewaffnung und 
des Militärdienstes, sie haben auch eine soziale 
Seite. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Dieses Europa mag über noch so viel Waffen und 
über noch so gut e Waffen verfügen, es würde 
untergehen, wenn es nicht eine soziale Ordnung 
hätte, die Wert wäre, verteidigt zu werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Sicherung unserer sozialen Ordnung und die 
Aufrechterhaltung — und für einen Teil unseres 
Volkes ist zu sagen: die Herstellung — angemesse-
ner sozialer Verhältnisse ist genau so wichtig wie 
Bataillone oder Divisionen oder Beistandspakte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien — 
Zuruf von der Mitte: Noch wichtiger!) 

— Ich freue mich über die allgemeine Zustim-
mung in diesem Hause zu diesen Dingen. 

Ich habe mich auch gefreut über die Ausfüh-
rungen, die die Bundesminister — ich nannte sie 
schon, die Herren Erhard und Schäffer — darüber 
gemacht haben. Ich war allerdings ein wenig von 
diesen Ausführungen überrascht. Ich will es hier 
auch sagen; bitte, nehmen Sie das, wenn Sie wol-
len, kritisch. In vielen Anliegen, die wir in den 
letzten Monaten an den Herrn Bundesfinanzmini-
ster heranbringen mußten, haben wir den Opti-
mismus über die Entwicklung unserer Finanzen 
nicht gefunden, der ihm eigen war, als er über 
die Tragbarkeit der Wehrausgaben sprach. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Herr Bundesfinanzminister, wir werden Sie beim 
Wort nehmen 

(Sehr richtig! beim GB/BHE)  

und wir werden Ihnen immer wieder mit dersel-
ben Eindringlichkeit sagen: Sorgen Sie nicht nur 
für die Bataillone, sondern sorgen Sie auch dafür, 
daß jeder — jeder! — Deutsche das Bewußtsein 
hat, mit dem Verteidigungsbeitrag seine Men-
schenwürde, seine Existenz und ein besseres Leben 
für sich und seine Angehörigen zu verteidigen als 
jeder Angehörige der Ostblockstaaten. 

(Beifall beim GB/BHE. — Abg. Kunze 
[Bethel] : Dabei helfen wir Ihnen!) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, Sie sagten mit 
Stolz—und ich glaube, Sie haben auch einen gewissen 
Grund zu diesem Stolz —, unter Ihrer Ägide sei 
hier in Deutschland so sehr vieles besser geworden, 
habe sich unsere Wirtschaft aus den Trümmern 
wieder erhoben, hätten wir wieder ein Wirtschafts-
volumen erlangt, das in der Welt bedeutsam sei, 
dazu Außenhandelsbilanz von rund 20 Milliarden 
Einfuhr und 23 Milliarden Ausfuhr und noch man-
ches mehr, was uns wieder in den Stand, oder 
jedenfalls in einen Stand ähnlich einer wirtschaft-
lichen Großmacht erhebe. Herr Wirtschaftsmini-
ster, lassen Sie mich in die Betrachtung dieser 
stolzen Bilanz auch einen kleinen Tropfen Wermut 
gießen. An diesem wirtschaftlichen Aufstieg sind 
leider nicht alle unsere Volksgenossen beteiligt. 
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(Haasler) 
Ein großer Teil - und das sind Millionen — stehen 
heute noch nebenbei. 

(Zuruf von der Mitte: Kommt noch durch 
die Verträge!) 

— Auch das, Herr Kollege, daß es kommen soll, 
wollen wir zur Kenntnis nehmen. Gestatten Sie 
mir nur die Bemerkung: es hätte eigentlich schon 
längst kommen müssen. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 
Aber dafür soll es nicht zu spät sein. 

Nun, meine Damen und Herren gerade von der 
Koalition — denn an Sie habe ich mich, als ich die 
Anforderung neuer Mittel ankündigte, besonders 
gewandt —, haben Sie bitte nicht den Eindruck, daß 
ich diese Debatte dazu benutzen möchte, Ihnen 
ein baldiges Sozialprogramm aufzumachen. Diese 
Ausführungen — und das soll hier im Raume aus-
gesprochen werden — entsprangen einer tiefen 
Sorge, die weit über die Reihen unserer Partei 
hinausgeht: daß wir Rüstungsaufgaben, daß wir 
eine Wiederaufrüstung mit dem Soldatwerden un-
serer Söhne und Brüder nur dann verantworten 
können, wenn wir auch im Inneren die Gewißheit 
haben, daß unsere künftigen Soldaten von der Hei-
mat in dem Bewußtsein gestärkt werden, daß es 
sich lohnt, für die freie Welt und für diese poli-
tische Ordnung auch den letzten Einsatz zu tun. 

Ich möchte auch an die Westmächte appellieren. 
In Verfolg der Vorgänge des Jahres 1945 haben 
uns die Alliierten in Ost und West in eine Lage 
gebracht, die es uns unmöglich macht, aus eigener 
Kraft all das zu schaffen, was hier noch ausgemerzt 
und korrigiert werden muß. Wir können jene 
Lasten nicht allein tragen, die durch Vertreibung 
und Verdrängung, durch den Krieg und seine Fol-
gen entstanden sind und die sich heute noch täglich 
dadurch mehren, daß es Hunderte sind und viel-
leicht eines baldigen Tages leider wieder Tausende 
sein werden, die aus der sowjetisch besetzten Zone 
zu uns stoßen, weil sie in dem System dort drüben 
einfach nicht mehr zu leben vermögen. 

Wir haben versucht — und, Herr Finanzminister, 
das war nicht immer im Sinne der Sache —, die 
Lasten dadurch zu mindern, daß wir einem großen 
Teil der Sowjetzonenflüchtlinge gewisse Ansprüche 
aberkannten oder beschnitten, indem wir die Not-
wendigkeit des Übertritts sehr häufig nicht aner-
kannten. Ich gebe zu, daß es in manchen, wenigen 
Fällen Wanderlust war, welche die jungen Leute 
hierher getrieben hat. Ich gebe auch zu, daß der 
eine oder der andere dort drüben hätte bleiben kön-
nen und sich zu Unrecht auf eine Notlage berufen 
möchte. Aber, Herr Finanzminister, lieber geben 
wir drei Unberechtigten ihre vollen Versorgungs-
ansprüche und sonstige Hilfeleistungen sozialer 
Art, als daß ein Berechtigter abgewiesen werden 
muß. 

Wir haben in den letzten Jahren die Sowjet-
zonenflüchtlinge oft in eine Gewissensnot gebracht, 
die unvorstellbar ist, in eine Gewissensnot zwi-
schen der Preisgabe von Dingen, die dann ihren 
Angehörigen und Freunden in der Ostzone zu 
Zuchthausstrafen verhelfen konnten, und einem 
Schweigen, das dann meist von unseren Behörden 
mit der Streichung von Leistungen beantwortet 
wurde. Ich weiß, Herr Finanzminister, daß man 
nicht alles an Beseitigung der Nachkriegsnöte und 
der mit der Zonenteilung Deutschlands zusammen-
hängenden. Lasten von Ihnen verlangen kann. Ich  

sagte — wobei ich durchaus unterstelle, Herr 
Finanzminister, daß manchmal etwas mehr hätte ge-
tan werden können —, wir hätten hier die West-
mächte daran zu erinnern, daß es auf diesem Ge-
biet echte Verteidigungsaufgaben gibt, für die ein-
fach Geld genau so gut dasein muß wie für die 
berühmten Kanonen. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Bis auf die letzte Frage habe ich es vermieden, 
mich noch einmal in Einzelprobleme des Vertrags-
werks in Wiederholung der zweiten Lesung einzu-
lassen. 

Zum Saarstatut wird wohl einer meiner Freunde 
später noch zu Wort kommen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Ich hoffe es, zumal da dieses Saarstatut in dem 
vorigen Referat sehr breit angesprochen worden 
ist. Ich möchte nur für die elf Mitglieder meiner 
Fraktion, die zu dem Saarstatut schließlich ein Ja 
gesagt haben, eines erklären: Wir haben dieses Ja 
nicht aus dem Inhalt des Statuts gefunden. Wir 
haben es gegeben, weil wir meinten, es im Inter-
esse des gesamten Vertragswerks nicht anders ver-
antworten zu können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich betone, daß ich diese Erklärung lediglich für 
die elf Mitglieder meiner Fraktion abgebe, die eine 
von der Mehrheit der Fraktion abweichende Ent-
scheidung getroffen haben. 

Meine Damen und Herren! Ich will zum Schluß 
kommen und möchte meine Befriedigung darüber 
zum Ausdruck bringen, daß dieses Hohe Haus trotz 
des Streites und der Differenzen gestern abend 
über eine gemeinsame Erklärung, die Drucksache 
997, einig wurde. Im Sinne einer künftigen Zusam-
menarbeit wollen wir das alle herzlich begrüßen 
und darin ein gutes Omen sehen. 

Wir stehen vielleicht am Anfang eines neuen, 
für unser Volk entscheidenden Zeitabschnitts. Wir 
wissen alle nicht, was uns die Zukunft bringt. Wir 
werden aber alle zusammen das tragen müssen, 
was das Schicksal dem deutschen Volk zugedacht 
hat. Wir haben keinen Anlaß zu Freude oder gar 
zu Jubel. Wir haben aber Vertrauen in die Sache 
unseres Volkes und besonders Vertrauen dann — 
und dazu sind nach unserer Meinung die Verträge 
ein wichtiger Schritt —, wenn die freie Welt 
unsere berechtigten Anliegen, unsere unveräußer-
lichen Ansprüche auf Anwendung der Menschen-
rechte — und auch das Recht auf Heimat gehört 
dazu —, schließlich zu den ihrigen macht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. von Merkatz. 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fragen, die heute bei der 
Generalaussprache zur dritten Lesung erörtert 
werden, sind bereits seit dem Jahre 1951 diskutiert 
worden. Manchmal hatte man bei der Debatte den 
Eindruck, den das Ihnen sicherlich bekannte Bild 
von Paul Weber hervorruft, jene Gruppe von Men-
schen, die in einem sinkenden Boot sitzen und dis-
kutieren. Ich glaube, es wäre gut, wenn wir end-
lich aus dem Kreislauf der Argumente, die im letz-
ten ja nur die Geschichte beweisen kann, heraus-
treten könnten, um Neuland zu gewinnen. 
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Es gilt mit dem Beschluß, der heute zu fassen 
ist, einer Politik, die wir seit dem Jahre 1949 auf-
gebaut haben, den Schlußstein zu setzen. Die dritte 
Lesung bedeutet eine Zusammenfassung der Ge-
sichtspunkte und die Bestimmung der Richtung 
und der Erwartungen, die wir an die Zukunft stel-
len. Ich möchte sie namens meiner Fraktion dar-
legen. Es geht bestimmt um eine Weichenstellung 
in der deutschen Geschichte, eine Weichenstellung 
zur Freiheit oder — was man ohne Übertreibung 
befürchten müßte — zum Untergang. Es geht um 
die Rettung des deutschen Volkes, für die zu ar-
beiten wir alle, die wir in diesem Hause sitzen, 
verantwortlich sind, eine Rettung des deutschen 
Volkes nicht nur im Westen, sondern vor allen Din-
gen auch in Mitteldeutschland. Ein Irrtum in der 
Politik ist fast niemals zu korrigieren. Sicher ist 
auch an dieser Frage keine Korrektur mehr mög-
lich. Die Gewissensprüfung ist von allen vorgenom-
men worden. Die Verantwortung spüren alle. Aber 
wir haben die Pflicht zur Entscheidung, und unsere 
Entscheidung sollte Überzeugungskraft besitzen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte an  den 
Anfang meiner Ausführungen, obwohl wir auf der 
anderen Seite des Hauses sitzen, doch einige Worte 
des Versöhnlichen stellen. Die Debatte hat heraus-
gebracht, daß wir, Opposition und Koalition, es als 
eine gemeinsame Aufgabe begreifen, an einer kon-
kreten Entspannungspolitik zwischen Ost und West 
und an der Wiederherstellung der Einheit Deutsch-
lands zu arbeiten. Dies ist die gemeinsame Basis 
unserer Nation nicht nur im Westen, sondern auch 
im Osten. Das ist auch die Meinung der deutschen 
Arbeiterschaft, die am 17. Juni .1953 zur Aktion 
der Befreiung in ihrer Zone geschritten war. 

Aber wenn dies unsere Basis ist, so erscheint es 
doch sehr fehlerhaft, wenn durch die Methoden der 
Agitation gegen unsere Entscheidung im deutschen 
Volke so eine Art Schuldkomplex erzeugt werden 
soll. Ich halte es für einen sehr gefährlichen Weg, 
so zu tun, als sei mit der Unterlassung einer Rati-
fikation dieser Vertragswerke alles gut und eine 
friedvolle Zukunft gesichert. 

(Sehr richtig! in der Mitte und rechts.) 
Ich habe vielmehr den Eindruck, daß die Politik 
der Sowjetunion die Widerstandsfähigkeit des We-
stens seit Jahren abtastet und vor allen Dingen auch 
uns Deutsche abtastet. Wenn hier nun der Puls 
schneller geht und eine Atmosphäre der Angst-
lichkeit erzeugt wird, dann ruft man damit gerade-
zu Aktionen hervor, die man sonst von der anderen 
Seite unterlassen hätte, 

(Sehr gut! rechts) 
dann nämlich unterlassen hätte, wenn man drau-
ßen auch das Gefühl für die Stabilität, die Sicher-
heit, Ruhe und Geschlossenheit unseres Volkes 
hätte. Die Methode der Volksbewegung, die man 
da versucht hat und die nach meiner Kenntnis bei 
weitem nicht diese Resonanz gefunden hat, wie 
immer behauptet wird, hat ihre großen Gefahren 
im Hinblick auf das Geschick der Allgemeinheit. 

Ich darf an dieser Stelle mit der Erlaubnis des 
Herrn Präsidenten einen Brief aus der sowjetisch 
besetzten Zone verlesen, den mir der Kollege 
Mende freundlicherweise überlassen hat, damit in 
diesem Bundestag auch einmal eine der unterdrück-
ten Stimmen zur Geltung kommt und nicht nur die 
Stimmen, die 

(Zuruf rechts: Gesteuert sind!) 

— woher sie kommen, weiß ich nicht und kann ich 
nur vermuten — mit großen Mitteln gegen die 
Verträge vorgebracht worden sind. Hier schreibt 
ein junger Mensch von drüben: 

Herr Mende, 
— schreibt er — 

ich habe Ihre Rede bei der ersten Lesung der 
Pariser Verträge über den NWDR, wenn auch 
unter großen Schwierigkeiten, gehört und habe 
mich riesig gefreut und mit vielen Gleichge-
sinnten darüber gesprochen. Ja, Sie haben 
recht! Wir hier in der Ostzone fiebern direkt 
auf den morgigen Tag und die folgenden Tage. 
Mögen doch die Verträge, und wenn auch nur 
mit geringer Mehrheit, angenommen werden! 

(Hört! Hört! und Beifall bei den Regie

-

rungsparteien.) 

— Es ist natürlich nur eine Stimme, aber sie 
wiegt für mich viel, weil die Stimmen ja nicht her-
auskommen können. — 

Es  dürfte Ihnen und vielen anderen Abgeord

-

neten ja bekannt sein, wie hier in der Zone 
aufgerüstet wird. In der Waggonbauanstalt . . . 

— den Ort lasse ich mit Absicht heraus — 
werden in einer Halle Panzerspähwagen ge-
baut. Die Fenster sind über Mannshöhe ange

-

kalkt. Die darin befindlichen Arbeiter sind 
doppelt vereidigt worden und müssen in ihre 
Werkbücher einschreiben „Sonderwagenbau". 
In dem optischen Werk ... 

— da und da — 

werden Zielgeräte gebaut. Die Werbung zur 
kasernierten Volkspolizei ist jetzt besonders 
stark. Bei Annahme der Verträge in Bonn soll 
hier die allgemeine Wehrpflicht eingeführt 
werden. Die Ausbildung soll dann über die 
Neiße hinweg in Polen erfolgen, damit even-
tuelle Fahnenflucht unmöglich gemacht ist. Erst 
vor wenigen Tagen haben die Studenten eine 
Sache unterschreiben müssen, in welcher sie 
dem Staat Treue leisten und im Notfall sich 
auf unbegrenzte Zeit zur Verfügung stellen. 
Heißt das nicht Vorbereitung zum Krieg? .  

— Dann heißt es weiter: 

Lieber Herr Mende, zeigen Sie bitte diese Zei-
len anderen Abgeordneten. Wir warten drin-
gend von Bonn auf Hilfe. Vergeßt uns nicht 
und laßt uns nicht alle Kommunisten werden! 
Wir sind bald am Ende unserer Kraft und trö-
sten uns nur noch gegenseitig. 

Ein SOS-Rufender. 

Man soll solche Stimmen nicht untergehen lassen 
nach dem Vielen, was vorgebracht worden ist, in 
dem gewissermaßen hier bei uns der Schuldkom-
plex erzeugt werden soll. 

Aber worum geht es denn? Welches ist die 
Frage, wenn ich das fast am Abschluß unserer De-
batte sagen darf? 

Die These der Sozialdemokratischen Partei: Es 
soll vorher verhandelt werden. Ziel dieser Ver-
handlungen: ein Staatensystem in Europa zu 
schaffen, in dem ein wiedervereinigtes Deutschland 
frei von Militärbündnissen steht. Herr Erler hat 
ausgeführt, man könne die Lösung der Frage der 
Wiederherstellung der Einheit unseres Landes 
nicht auf kriegerischem Wege suchen. — Das will 
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niemand; klar, Einverständnis im ganzen Hause! 
Wir müssen es friedlich tun; also friedliche Mittel 
sind Mittel der Verhandlung. — Klar! 

Nun ist die Frage so gestellt worden: Eine Ein-
beziehung in den Westen verneint die Sowjet-
union; eine Einbeziehung in den Ostblock verneint 
der Westen. Also, so schließt Herr Erler, ein Drit-
tes muß geschaffen werden:. Wir müssen frei 
werden von Militärbündnissen. 

Das ist der Vorschlag. Nun die Prüfung unserer-
seits. Ist er möglich? Ich sage: nein! Deshalb nicht, 
weil eine solche Lösung uns militärisch isolieren 
würde. Das bedeutet, wie der Herr Wirtschafts-
minister gestern klar ausgeführt hat, auch eine 
wirtschaftliche und politische Isolierung, weil in 
einem unstabilen Bereich auch auf wirtschaft-
lichem und finanziellem Gebiet niemand ein 
Engagement übernehmen will. Ich halte das für 
absolut schlüssig. 

Die Funktion, die der Vorschlag der Sozialdemo-
kratie Deutschland zwischen Ost und West zuge-
dacht hat, wäre, so darf ich hier kurz zusammen-
fassen, für Deutschland zu schwer. Sie könnte nur 
dann übernommen werden, wenn es gelingt, die 
Einheit Europas zu schaffen und auf der ,Grund-
lage dieser europäischen Einheit die konkrete Ent-
spannung zwischen Ost und West in Gestalt eines 
Sicherheitssystems einzuleiten. Solange die Welt 
noch in Allianzsysteme aufgegliedert ist, ist eine 
Bündnislosigkeit, also das Nichtzugehören zu einer 
Allianz, wenn man in der Mitte eines Spannungs-
feldes liegt, eine Isolierung. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Nur innerhalb von Allianzen läßt sich eine Sicher-
heit finden. Wenn Sie den sowjetrussischen Vor-
schlag analysieren, so werden Sie feststellen, daß 
er nichts anderes ist, als die Sicherheit innerhalb 
des Ostblockallianzsystems finden zu sollen, also 
Deutschland zu satellitieren. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

Solange die Welt noch nicht umgestaltet ist — und 
sie ist im Begriffe, sich in größere integrierte 
Blöcke umzugestalten —, ist die Vorstellung 
einer militärischen Isolierung Deutschlands nicht 
durchführbar. Sie kommt dann auf das hinaus, was 
wir bisher als Neutralisierung bezeichnet und be-
kämpft haben. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Vielleicht stehen wir jetzt mit diesen Verträgen 
in  der  allerletzten Möglichkeit, zu einer Einigung 
Europas zu kommen. — Das ist die Schlüsselfrage 
für das europäische Sicherheitssystem —, vielleicht 
ist das die allerletzte Chance. Ich gebe hier der 
Hoffnung Ausdruck, daß diese Verträge nicht ein 
Ende, sondern ein Anfang sein mögen. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 
Ich gebe auch den Sprechern der Freien Demo-

kratischen Partei recht, daß die Ü berspringung des 
Zustandes der integrierenden Kooperation, die 
jetzt von den Verträgen festgelegt worden ist, also 
der unmittelbare Übergang zur Supranationalität, 
zum vollintegrierten Zustand vielleicht nicht der 
richtige Weg war. Jedenfalls hat die Geschichte ge-
zeigt, daß er nicht zum Erfolg geführt hat. In den 
Grundauffassungen war der Weg bestimmt richtig. 

Ich bin zwar kein Mathematiker, aber  an  sich 
ein an der Mathematik interessierter Mensch. Ich 
will einmal ein Bild nehmen: Was ist denn ein 
Integral? Solange in einem Integral noch Rest

-

bestände sind, hat man  eben das eigentliche 
Integral noch nicht. Es kommt doch auf diese 
Restbestände an, die, aus der nationalstaatlichen 
Epoche stammend, wirtschaftlich, sozialpolitisch 
und finanziell so schnell noch nicht aufzulösen 
sind. Daraus folgt die Forderung einer integrie-
renden Kooperation, aber doch mit dem Ziel, daß 
wir niemals aus den Augen verlieren dürfen, die 
Einheit Europas zu erhalten. Denn ohne diese Ein-
heit geht dieser Kontinent mit seinen National-
staaten unter. Das ist nicht eine leere Behauptung, 
sondern das dürfte fast an einen Beweis heran-
kommen. 

(Beifall bei DP und CDU/CSU.) 
Das ist die Schlüsselfrage für alles, auch zwischen 
Ost und West, auch für die Einheit Deutschlands. 

(Beifall rechts und bei der CDU/CSU.) 

Deshalb komme ich dazu, der These der Sozial-
demokratie, die gesagt hat, wir sollten die letzte 
Chance für Verhandlungen mit der Sowjetunion 
nützen, oder den Westen dazu aufrufen, daß diese 
Chance genützt werde, die These gegenüberzustel-
len: Es ist die  letzte Chance für die Einigung Euro-
pas zu nützen, um auf dieser Grundlage zu einer 
Möglichkeit für wirklich sinnvolle Verhandlungen 
über eine Entspannung zwischen Ost und West zu 
kommen. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

Ich glaube, daß wir damit in einem geschichtlichen 
Strom mitschwimmen. Denn Europa, seine Eini-
gung, seine Zusammenarbeit ist eine Notwendig-
keit, auch ohne Rücksicht auf den Druck, den die 
Sowjetunion ausübt. 

(Beifall.) 
Alle großen sozialen, technischen Fragen, Fragen 
der politischen Befriedung unter den Menschen im 
Massenzeitalter sind ja nur durch die Kraft großer 
Räume zu lösen. Die friedliche Bedeutung eines 
vereinigten Europas und seine wirschaftliche, ganz 
nüchterne Bedeutung auch für das Lösen der sozia-
len Fragen unseres Jahrhunderts — das sollte 
man viel mehr in den Vordergrund stellen als das, 
was natürlich auch dazu gehört, als den letzten 
Ernst der Dinge, die militärische Verteidigung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 
Herr Kollege 011 e n h a u er hat  heute etwas 

ausgeführt, was bei mir Bedenken hervorgerufen 
hat. Er hat die Entspannungspolitik in Ostasien, 
die von den Vereinigten Staaten von Amerika 
zweifellos getrieben wird, die Ergebnisse der  Gen-
fer Konferenz, Korea, Formosa in besonderer 
Weise hervorgehoben. Wenn er damit nichts wel-
ter zum Ausdruck bringen wollte, als daß Ent-
spannungstendenzen oder der Wunsch nach Ent-
spannung in der Welt vorhanden sind, könnte ich 
ihm zustimmen. Aber es ist doch sehr mißver-
ständlich, und ich habe die Frage an die Sozial-
demokratie zu richten: Diese Politik der Entspan-
nung in Ostasien ist ja eine Politik der Entspan-
nung auf der Grundlage der Teilung in Indochina, 
in Korea und jetzt auch in der chinesischen Frage. 
Wenn der Weg der Politik auch in Europa auf die-
sen Tatbestand der  Entspannung auf der Grund-
lage der Teilung gehen sollte, so könnte ich seitens 
meiner politischen Freunde nur ein deutliches 
Nein demgegenüber zum Ausdruck bringen. 

(Beifall rechts und in der Mitte. — Abg. 
Schoettle: Das können Sie doch nicht miß-

verstanden haben, Herr von Merkatz!) 
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— Ich habe Herrn Ollenhauer eine Frage stellen 
wollen. Aber ich habe dafür Verständnis, daß er 
weitersprechen wollte. Man will eine Rede, ganz 
besonders, wenn sie eine gewisse — — 

(Abg. Mellies: Wenn Sie zugehört hätten, 
brauchten Sie weiß Gott nicht zu fragen!) 

— Nein, das war nicht klar nach den Äußerungen, 
die er getan hat. 

Noch ein zweiter Punkt, der der Klarheit bedarf. 
Es wurde gesagt, in der Molotow-Rede seien we-
sentliche Teile des Eden-Plans akzeptiert worden. 
Gesetzt den  Fall, daß das geschehen ist, daß man 
die Worte des sowjetischen Außenministers vor 
dem Obersten Sowjet so zu verstehen hat, möchte 
ich aber doch die Frage steilen: Ist der Sozial-
demokratie entgangen, daß die Grundlage der 
Verhandlungsbereitschaft der Sowjetunion heute 
noch immer die Note vom 3. März 1952 mit ihrem 
ganz klaren Potsdamer und Neutralisierungskon-
zept ist? Das ist doch 'das Entscheidende bei der 
ganzen Frage. Natürlich könnte die Sowjetunion 
ein Zugeständnis auf der Grundlage des Eden-
Plans dann machen, wenn man einen Status 
Deutschlands nach dieser sowjetischen Note an-
nimmt, weil es einen absolut sicheren Freiwechsel 
auf eine Sowjetisierung Deutschlands, auf eine 
Machtergreifung durch die SED bedeuten würde. 

(Sehr richtig! bei der DP.) 

Dann schließlich auch: Was ist das eigentliche 
Ziel,  das  aus allen Plänen hervorgeht? Man will 
ein neutralisiertes Deutschland haben, um ein 
volksdemokratisiertes Deutschland zu gewinnen. 
Und dann steht in dieser Note von 1952 etwas sehr 
Wichtiges drin, was durch diese Vertragswerke 
jedenfalls überwunden wird. Es steht darin,  daß 
die vier Mächte sich erst über einen Friedensver-
trag und sein Konzept klarwerden und daß dieser 
Viermächtevertrag erst dann einer gesamtdeut-
schen, nicht gewählten Regierung zur Annahme 
vorgelegt werden soll, d. h. praktisch ein Diktat. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Frage? 

 
Dr. von Merkatz (DP): Bitte. 

Erler (SPD): Herr Abgeordneter von Merkatz, 
ist Ihnen nicht bekannt, daß gerade dieser Punkt 
in •den sowjetischen Erklärungen vom 15. Januar 
dieses Jahres eindeutig im Sinne unserer west-
lichen Auffassung klargestellt worden ist, nämlich 
erst freie Wahlen, dann Regierungsbildung und 
dann Verhandlungen mit der gewählten Regierung 
über einen Friedensvertrag, also nicht umgekehrt? 
Ist Ihnen dieser Stellungswechsel der sowjetischen 
Position entgangen? 

Dr. von Merkatz (DP): Dieser Stellungswechsel 
ist mir nicht entgangen. Allerdings ist die Aus-
sage, soweit ich gesehen habe, nicht offiziell er-
folgt, sondern durch Herrn Norden im Auftrag 
von — —. 

(Sehr gut! rechts.) 

Was Herr Norden dazu zu sagen hat, das ist die 
zweite Frage. Aber das Entscheidende meiner Aus-
führungen war nicht der Punkt, den ich eben viel-
leicht nicht ganz richtig dargestellt habe, indem ich 
von einer nicht gewählten Regierung gesprochen 
habe, die einem Friedensvertrag gegenübergestellt 

ist. Das können -die Sowjets durchaus aufgeben, so

-

lange sie an ihrer Note von 1952 festhalten. Das 
ist der entscheidende Punkt! 

(Beifall in der Mitte und rechts. — 
Abg. Erler: Eine Zusatzfrage! — 

Abg. Kunze [Bethel]: Nichts mehr!) 
— Nein, Herr Kollege, ich halte es für richtig, daß 
ich die Frage beantworte; dieser Punkt ist wichtig. 

Erler (SPD): Herr Kollege von Merkatz, glauben 
Sie wirklich, daß die deutsche Demokratie so an 
Minderwertigkeitskomplexen zu leiden hätte, daß 
sie das Ergebnis freier Wahlen im Sinne der 
völligen Zerstörung des bolschewistischen Regimes 
in der Zone irgendwie im geringsten zu bezweifeln 
hätte? 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Erler, ich habe mich 
schon von jeher gegen diese Minderwertigkeits-
komplexe und einen Mangel an Selbstgefühl ge-
wendet. Aber das ist immer noch nicht 'die ent-
scheidende Frage. Selbst mit einem Sieg in freien 
Wahlen könnten Sie ein Deutschland nicht aus 
seinem Los in den Fängen der Sowjetunion, näm-
lich satellitisiert zu sein, erlösen, dann nämlich 
nicht, wenn Sie die Grundlagen der Note von 1952 
annehmen. Darum geht es doch! 

(Lebhafter Beifall bei der DP und der 
CDU/CSU sowie bei Abgeordneten des 

GB/BHE.) 
Meine Damen und Herren, ich trete allerdings 

namens meiner politischen Freunde dafür ein, daß 
in der Ausführung der Verträge der Gedanke des 
Defensivcharakters, des reinen Verteidigungs-
charakters durchaus gewahrt wird und auch in der 
Praxis der dann zu treffenden Maßnahmen sehr 
deutlich gemacht wird. Das ist ein Kapitel, über 
das wir uns später zu unterhalten haben werden, 
wenn es nach idem Inkrafttreten dieser Verträge 
zu ihrer Ausführung kommt. Es sei nur jetzt auch 
hier bereits angedeutet. 

Nun die Frage, die uns während unserer Ver-
handlungen wohl am tiefsten aufgewühlt hat. Ich 
meine die Frage der Saar. Leider hat Herr Kollege 
Dehler mir meine Frage nicht beantworten können. 
Wie gesagt, das Frageinstitut ist ja in  der Weise 
eingerichtet worden, daß ein Abgeordneter, ohne 
daß man Widerworte macht, sagen kann: Nein, 
bitte jetzt nicht; ich möchte weiterreden. Ich habe 
deswegen auch keinerlei Erörterungen daran ge-
knüpft. Aber ich darf vielleicht die Sache einmal 
umdrehen — es geht ja nach der Geschäftsordnung 
auch wohl — und darf nun den Herrn Kollegen 
Dehler fragen: Haben Sie nicht Wie wir alle das 
Dokument gesehen, auf Grund dessen die letzten 
Verhandlungen geführt wurden und die wir meiner 
Erinnerung nach bei Botschafter Hausenstein ein-
gesehen haben? Und eine zweite Frage, die für 
uns alle sehr wichtig ist: Hat einer von uns an

-

angesichts dieser Vorlagen dem Herrn Bundes-
kanzler gesagt: Nein, Sie unterschreiben nicht, 
unter keinen Umständen, auch wenn alles dabei 
zum Teufel geht? Diese Frage ist wichtig für unser 
Gemeinsames, was  wir zu verantworten haben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren! Es ist zwar völlig ungewöhnlich, daß 
das System umgekehrt wird, aber ich lasse es ein-
malig zu. 

Der Herr Abgeordnete Dehler hat das Wort. 

Dr. Dehler (FDP): Ich bin ja schon zum Teil 
darauf eingegangen. Nach meiner Erinnerung war 
es am Donnerstag, also dem 21. Oktober — die an- 
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deren Herren haben vielleicht Aufzeichnungen —, 
daß der Herr Bundeskanzler in diese Besprechung 
in der deutschen Botschaft in Paris zurückkam und 
eine Stipulation bei sich hatte, die er vorlas 
und die sich auf die vorausgegangene Besprechung 
bezog, sieben Punkte, die er zur Forderung gegen-
über den Vertretern der französischen Regierung 
erheben wollte, 

(Abg. Dr. von Merkatz: Das waren unsere 
Forderungen, die wir selbst gemeinsam 

ausgearbeitet hatten!) 

über die gesprochen worden ist. Das war aber 
nicht der Vertrag, das war kein Entwurf. 

(Abg. Dr. von Merkatz: Natürlich nicht!) 

Natürlich hat man sich geäußert, ich glaube, nicht 
sehr ausführlich. Ich habe meine ablehnende 
Äußerung zumindest zum Ausdruck gebracht. Die 
Stipulation wich von dem, was Sie, was in sehr 
betonter Weise Herr Strauß, was dann besonders 
die sozialdemokratischen Kollegen gefordert hat-
ten, ab. Es kam besonders eines nicht hinreichend 
zum Ausdruck, was ich verlangt hatte und worauf 
alle Kollegen, auch die sozialdemokratischen Ver-
treter, eingegangen waren: die Forderung — ich 
habe es vorhin schon erwähnt —: Von der saar-
ländischen Verfassung vom 17. Dezember 1947 muß 
die Präambel fallen. Es hieß dann nur: Anglei-
chung. 

(Abg. Dr. von Merkatz: Darf ich 
vielleicht — —) 

— Jetzt darf ich vielleicht die Antwort zu Ende 
führen. Was will denn das alles? Damals hat der 
Herr Bundeskanzler erklärt, er werde nicht unter-
zeichnen, sondern er werde nur paraphieren. Am 
Ende hat er unterzeichnet, unterzeichnet, obwohl 
auch nicht einer seiner Minister eine Ahnung da-
von hatte, obwohl er seinem Kabinett versprochen 
hatte: Selbstverständlich, diese lebenswichtige 
Entscheidung — — 

(Abg. Dr. von Merkatz: Darf ich hier von 
meinem Recht — —) 

— Nein! 
(Abg. Dr. von Merkatz: Das Wort habe 

ich! — Oho-Rufe von der SPD.) 

— Dann fragen Sie mich nicht! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Nein, nein, Herr 
Abgeordneter von Merkatz! In diesem Augenblick 
haben Sie nicht das Wort, sondern in diesem 
Augenblick hat das Wort Herr Abgeordneter 
Dr. Dehler. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich unterbreche aber nunmehr diese Übung und 
gebe das Wort an den Redner Dr. von Merkatz 
zurück und lasse die Gegenfrage des Redners an 
einen Abgeordneten im Plenum nicht mehr zu. 

Fahren Sie fort! 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Präsident, es lag 
mir nicht daran, Herrn Dehler zu unterbrechen, 
sondern lediglich daran, die Bitte an ihn zu rich-
ten, daß er mir meine Frage beantwortete. 

(Lebhafte Zustimmung bei der DP, 
CDU/CSU und beim GB/BHE.) 

Aber ich möchte hieraus, Herr Kollege Dehler, 
nicht sozusagen einen Streitfall machen. Das ist 
nicht das, was ich hier will. Ich will lediglich etwas 
feststellen, was auch unsere Verantwortlichkeit 

betrifft. Sie haben nicht widersprochen, daß keiner 
von uns dem Kanzler etwa gesagt hat: Schluß mit 
den Verhandlungen; auf dieser Grundlage machen 
wir nicht weiter. Wir alle, die wir da waren, haben 
lediglich gesagt: Wenn die Franzosen ein Abkom-
men definitiv machen wollen, dann kriegen Sie 
dafür die Zustimmung unserer Fraktion nicht. 
Das war die Gewissensfrage, die gestellt wurde 
und deren Beantwortung von uns einheitlich auf 
ein definitives Nein abgestellt war. 

Das andere war, daß selbstverständlich wir alle, 
Herr Strauß, Herr Dehler, Herr Mommer, wie wir 
alle da waren, unsere schweren Bedenken zur Gel

-

tung gebracht und gesagt haben: Herr Bundeskanz

-

ler, ob wir das den Fraktionen vorlegen können, ob 
das die Zustimmung erhält, können wir Ihnen 
nicht garantieren. So ungefähr war es, und das 
war kein Gradunterschied. Herr Dehler war nicht 
leidenschaftlicher als Herr Mommer oder irgend

-

ein anderer von uns, die wir alle gemeinsam ein 
gutes Ergebnis der Verhandlungen haben wollten. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Abg. 
Dr. Mommer meldet sich zu einer 

Zwischenfrage.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie dem Abgeordneten Dr. Mom-
mer eine Zwischenfrage? 

Dr. von Merkatz (DP): Ja, natürlich! 

Dr. Mommer (SPD): Herr  Kollege von Merkatz, 
erinnern Sie sich, daß bei jenen Besprechungen 
am Freitag, dem 22., und Samstag, dem 23. Ok-
tober, keinem von uns auch nur eine einzige Zeile 
schwarz auf weiß vorgelegen hat, 

(Abg. Mellies: Hört! Hört!) 

sondern daß uns nur aus einem Manuskript, das 
Herr Hallstein und Herr Adenauer in der Hand 
hatten, vorgelesen wurde? 

(Abg. Mellies: Hört! Hart!) 

Besinnen Sie sich weiter, daß, als uns am Sams-
tag, dem 23., von dem Herrn Bundeskanzler die 
Verhandlungsergebnisse der Nacht vorgetragen 
wurden, dann zumindest Herr Ollenhauer klar und 
deutlich gesagt hat, das sei nicht annehmbar? Und 
besinnen Sie sich auch, daß keiner selbst von 
Ihnen, den übrigen dort anwesenden Abgeord-
neten, gesagt hat, das sei annehmbar, daß n ur — 
nach meinen stenographischen Notizen — Herr 
Pohle von der CDU die Bemerkung gemacht hat, 
das sei doch dasselbe wie die sieben Punkte? Be-
sinnen Sie sich darauf, daß Herr Dehler in sehr be-
drückter Stimmung zwischen mir und Herrn 
Gerstenmaier saß und mit dem Problem rang, daß 
es zwar nicht ausdrücklich gesagt hat, das sei un-
annehmbar, aber daß seine Gesamthaltung zum 
Ausdruck gebracht hat, wie schwer es  ihm wurde, 
mit diesem Problem fertig zu werden?! 

(Zuruf von der Mitte: Das war eine ganze 
Rede!) 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Kollege Mommer, 
Sie haben von Ihrer Bedrücktheit gesprochen. Wie-
derum gibt es  da  Rangunterschiede des Verhal-
tens. Wir haben alle sehr 'bedrückt dagesessen, ein-
schließlich des Herrn Bundeskanzlers. Die Situa-
tion war bedrückend genug. Ich erinnere mich 
allerdings an dieses Dokument sehr genau. Mir 
wurde es in den letzten Tagen noch einmal gezeigt, 
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wobei ich es sofort wiedererkannt  habe, woraus ich 
schließe, daß dieses Dokument in der Schlußphase 
der Verhandlungen, die sich ja im letzten Moment 
noch einmal sehr konzentriert hatten — ich will 
mich vorsichtig ausdrücken —, noch vorgelegen 
haben muß, sonst hätte ich den Wortlaut nicht 
jetzt, nach vielen Wochen, wiedererkannt. Ich er-
innere mich noch an andere Dokumente, in denen 
wenigstens die Prinzipien, die schließlich in das 
Abkommen zum größten Teil hineingearbeitet 
worden sind, von uns selbst formuliert worden 
sind. Aber, meine Damen und Herren, das wird 
letzten Endes die Geschichtsforschung darstellen. 
— Herr Kollege Kunze, Sie müssen mir schon 
überlassen, wie ich meine Angelegenheiten hier 
handhabe. Gestatten Sie, das ist meine Verantwor-
tung und die meiner Fraktion. Ich bitte Sie doch, 
Ihre Mißfallensäußerungen vielleicht in diesem 
Punkte etwas zurückzustellen. 

(Abg. Kunze: Ich habe kein Wort gesagt!) 

— Doch, ich bemerke, daß Sie etwas nervös wer-
den bei meinen Ausführungen, und das  stört mich 
ein bißchen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Aber meine 
Herren, beruhigen Sie sich doch! — Fahren Sie 
fort! 

Dr. von Merkatz (DP): Das ist nicht wichtig. — 
Aber ich möchte jetzt auch diesen Punkt verlassen, 
nachdem ich soweit eine Klarstellung für mich 
wenigstens bekommen habe. 

Herr Dr. Mommer hat vollkommen recht, Herr 
Ollenhauer hat gesagt: Nein, das geht so nicht. 
Das entsprach ja auch der längst vorher getroffe-
nen Feststellung der Sozialdemokratie. Aber inner-
halb unserer Koalition ist meines Wissens und 
nach meiner Wahrnehmung keiner gewesen, auch 
nicht Herr Strauß, der damals am schärfsten gegen 
die  Dinge vorzugehen versuchte, der gesagt hätte: 
Herr Bundeskanzler, lassen Sie jetzt alle diese 
Verhandlungen scheitern an diesem Punkt! — Das 
muß ich sagen. 

Ich möchte auch gegen diese Legende, gleichgül-
tig wie sich einer entscheidet — auch in meiner 
Fraktion, das sage ich ganz offen, werden sich Kol-
legen gegen das Abkommen entscheiden — 

(Zuruf von der SPD: Haben sie schon 
getan!) 

haben sie schon getan, das weiß ich; das ist eine 
Sache, die hier zu kritisieren mir nicht zusteht —, 
gleichgültig wie sich einer entscheidet, wehre ich 
mich aber dagegen, daß hier eine Art neuer Dolch-
stoßlegende hinsichtlich eines größeren oder ge-
ringeren Stehvermögens aufgebracht wird. 

(Stürmischer Beifall bei der  CDU/CSU, 
beim GB/BHE und Abgeordneten rechts.) 

Die Entscheidungen, die gefällt worden sind, sind 
Entscheidungen einer sorgfältigen Prüfung und  

des Gewissens. 

(Abg. Dr. Dehler: Darf ich eine Frage 
stellen?) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwischen-
frage! 

Dr. Dehler (FDP): Ich stelle die Frage, ob Sie 
mit dem Vorwurf des Dolchstoßes den Mann ge-
meint haben, der den Vorwurf des nationalisti-
schen Verhaltens erhoben hat?!  

Dr. von Merkatz (DP): Herr Kollege Dehler, ich 
trage keinen Dolch im Gewand. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU, 
der DP und Abgeordneten des GB/BHE.) 

In der Verantwortung für unsere zukünftige Ar-
beit, Herr Kollege Dehler, würde ich niemals eine 
Unterstellung aufkommen lassen, daß irgendeiner 
der Kollegen sozusagen der Erfinder einer Dolch-
stoßlegende ist oder den Anlaß dazu gegeben hat. 
Das möchte ich ausdrücklich feststellen. Aber im 
ganzen Raum — ohne daß ich den einen oder den 
anderen dafür verantwortlich machen will — steht 
so etwas wie ein Konkurrenzkampf in Verteidigung 
der Saar oder Nichtverteidigung der Saar, und da-
gegen wende ich mich. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU, der 
DP und Abgeordneten des GB/BHE.) 

Es ist heute hier zum Ausdruck gebracht worden 
— ich empfinde das als einen persönlichen Vor-
wurf — — 

(Abg. Dr. Mommer meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Herr Kollege Mommer, würden Sie mir gestat-
ten, den Gedanken weiterzuführen; zum Schluß bin 
ich gern bereit. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Bedaure! 

Dr. von Merkatz (DP): Es ist zum Ausdruck ge-
kommen — das betrachte ich als etwas, was uns 
mitbetrifft, die wir ja als Koalitionspartner die ge-
meinsame Verantwortung tragen —, man sei in 
diese Verhandlungen ohne Vorstellungen hinein-
gegangen. Nun, immerhin gehen die Saarverhand-
lungen praktisch, solange die Bundesrepublik exi-
stiert, ich meine mit den Ministern Schuman, Bidault 
und René Mayer. Seit Jahren ist verhandelt worden. 
Wir haben deswegen im vorigen Februar in Paris 
zusammengesessen; ich weiß nicht, ob Herr Kollege 
Dehler bei diesem leider zu früh abgebrochenen 
Gespräch dabeigewesen ist, wo doch schon ganz 
klare Vorstellungen und Verhandlungsgrundlagen 
in der Welt waren. Ein Teil von uns, und gerade 
auch aus meiner Fraktion, hat sich von Anfang 
an gegen die Vorstellung der Europäisierung ge-
wandt, weil darin die Gefahr einer Separation ge-
sehen wurde. Es gab auch andere Stimmen dazu. 

Dann muß ich sagen: Der Vorschlag der Freien 
Demokraten hinsichtlich einer finanziellen oder 
rein wirtschaftspolitischen Regelung der Frage — 
auch hier möchte ich mich vorsichtig ausdrücken — 
hat  uns ja vorgelegen. Der Herr Kollege Dehler 
hatte die Freundlichkeit, uns in Paris auch über 
diese Vorschläge seiner Fraktion zu unterrichten. 
Ich selber gebe freimütig zu, daß ich gleich sagte: 
Nein — Herr Dehler wird mir das bestätigen kön-
nen —, so geht es nicht, das kann man nicht zu-
muten, das geht nicht bei unserer Lage, in der wir 
sind; wir sind ein besiegtes Land, und ich würde 
abraten. Ich habe vor allen Dingen auch abgeraten, 
weil bei einer weiteren Hinauszögerung einer Lö-
sung dieser Frage doch die Gefahr bestand, daß 
eine Verelendung an der Saar eintreten würde; 
dieses Wort ist gesprochen worden. Wir hatten 
auch eine Verantwortung für die Menschen dort, 
und die Lösungsmöglichkeiten, die so durch den 
Kopf gegangen sind, hätten zum Teil ein langes 
Hinauszögern, ein weiteres Instreitlassen und da-
mit eine Verelendung der Bevölkerung und der 
Wirtschaft mit sich gebracht. Immerhin ist dieser 
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Schließlich die Angelegenheit der Volksabstim-

mung! Es ist zuzugeben, daß wir und auch die FDP 
gemeinsam die Forderung erhoben hatten, wenn 
ich mich recht erinnere, den Saarlandtag über die 
Dinge entscheiden zu lassen. Wir hatten das Volks-
abstimmungskonzept abgelehnt. Aber ist denn tat-
sächlich dieses von den Franzosen verlangte Zuge-
ständnis der Volksabstimmung, und zwar der ersten 
Volksabstimmung, nun so eine fundamentale Sache, 
daß man daraus den Schluß ziehen könnte, hiermit 
leiste man einer Separation Vorschub? 

(Abg. Dr. Lenz [Godesberg] : Sehr richtig!) 

Das bedeutete doch — ich habe es hier schon einmal 
ausgeführt — ein außerordentliches Mißtrauen 
gegenüber dem deutschen Charakter und dem deut-
schen Wollen der Bevölkerung an der Saar. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Ich gebe zu, vorläufig haben die bisherige Be-
satzungs- und Protektoratsmacht und die separa-
tistischen Helfershelfer dieser Protektoratsmacht 
alles in der Hand, Presse, Rundfunk usw. Aber es 
ist Ihnen doch allen auch bekannt, daß gerade dies 
ein besonderer Verhandlungspunkt nicht nur von 
Paris, sondern auch von Baden-Baden gewesen ist, 
nämlich: hier die Grundlage der gleichen Chance 
zu schaffen und vor allen Dingen auch den deut-
schen Banken und Versicherungsunternehmungen 
an der Saar Zutritt in das Gebiet und in die Wirt-
schaft zu verschaffen, damit nicht etwa allein über 
den Kredit eine wirtschaftliche, soziale und damit 
auch politische Abhängigkeit für die Zukunft auf-
rechterhalten wird. Alles dies sind ja doch Dinge 
von großer Wichtigkeit. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. von Merkatz (DP): An sich wäre es mir lieb, 
wenn ich am Schluß antworten könnte. Aber ich 
möchte — — 

Dr.  Schmid (Frankfurt) (SPD): Auf das jetzt 
Gesagte, Herr von Merkatz: Erinnern Sie sich noch, 
daß wir uns in Paris über die Frage, ob in der 
ersten Phase Volksabstimmung oder Landtags-
abstimmung gewählt werden sollte, lange unter-
halten haben? 

Dr. von Merkatz (DP): Jawohl. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Auch daran, daß 
wir alle gesagt haben: Unter allen Umständen 
keine Volksabstimmung, sondern einen Landtags-
beschluß, nicht, weil wir kein Vertrauen in die 
deutsche Gesinnung der Saarbevölkerung gehabt 
hätten, sondern weil wir meinten — auch Sie —: 
durch eine Volksabstimmung bekomme das Ganze 
den Charakter des Endgültigen, durch die Land-
tagsabstimmung bekomme das Ganze den Charak-
ter des Provisorischen. Sie erinnern sich vielleicht 
noch daran, daß wir dabei mit unserem Verhalten 
im Parlamentarischen Rat argumentiert und auch, 
wissend, was wir taten, beschlossen haben, das 
Grundgesetz nicht einer Volksabstimmung zu unter-
stellen, was es als etwas Endgültiges charakterisiert 
hätte, sondern die Landtage darüber abstimmen 
zu lassen. 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Kollege Schmid, ge-
nau so war es. Wir haben uns sehr gewehrt dagegen 
und haben genau dieselben Überlegungen ange

-

stellt, auch schon, um die notwendige Frist dabei 
zu gewinnen. Ich gebe Ihnen recht. Mir gefällt 
diese Bestimmung auch nicht. Aber ich weiß nicht, 
ob ich an dem Vorhandensein der Volksabstim-
mung das gesamte westliche Verteidigungssystem 
scheitern lassen soll. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Abg. 
Erler: Also doch der Preis für die Ver

-

teidigung!) 
— Sehen Sie, Sie geben mir das Stichwort, das ich 
in meiner Disposition wegen schlechter Schrift 
nicht schnell genug gefunden habe. 

(Heiterkeit.) 

Es ist eine völlige Verkennung der Tatsache, daß 
man sagt, die Saar sei der Preis für die westliche 
Verteidigung. 

(Zurufe von der SPD: Haben Sie ja ge

-

rade gesagt! — Haben Sie doch selbst 
gesagt!) 

— Ich habe das nicht gesagt! 

(Zuruf von der SPD: Doch!) 

Ich habe gesagt, daß man es an der Volksabstim-
mung nicht scheitern lassen dürfe. Aber es ist 
nicht der Preis, den wir zu zahlen haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Das ist eine völlige Verkennung. 

(Fortgesetzte Zurufe von der SPD.) 
— Nun lassen Sie mich doch auch meine Sätze in 
vernünftiger Weise zu Ende sprechen, ohne daß ich 
in eine besondere Lautstärke verfallen muß, um 
über Sie hinwegzukommen. Das ist nicht gut bei 
dieser Frage. 

(Zuruf von der SPD: Kompensation!) 
— Nein, es ist keine Kompensation! Was wurde 
denn von uns durch Jahre hindurch verlangt? Ver-
langt wurde von der deutschen Bundesregierung, sie 
solle einen definitiven Verzicht auf das von den 
Franzosen unter Mißbrauch des Besatzungsrechtes 
und unter Duldung der übrigen Besatzungsmächte 
de facto abgetrennte Gebiet an der Saar leisten, 
einen definitiven Verzicht! Erst war es ein defini-
tiver Verzicht, ganz klar und deutlich nur eine 
Abtrennung. Nachher wurde es etwas verzuckert 
und versüßt 

(Sehr gut! bei der SPD) 

durch die Vorstellung einer Europäisierung, um 
die dann lange gerungen worden ist. Der  defini-
tive Verzicht auf Volk und Gebiet an der Saar, 
das war das Petitum, das an uns gestellt worden 
ist. Und was hat die Bundesregierung erreicht? 
Drehen wir doch die Dinge nicht um und stellen 
wir sie nicht auf den Kopf! Sie hat eben nicht den 
Verzicht, weder provisorisch noch definitiv aus-
sprechen müssen, sondern sie hat die entscheidende 
Position der zweiten Volksabstimmung und der 
internationalen Anerkennung erreicht, daß diese 
Frage eine Regelung im Friedensvertrag erhalten 
soll, also gerade das Gegenteil von dem, was man 
von ihr bisher verlangt hatte. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU 
und bei der DP.) 

Wir können doch über diese Erfolge nicht einfach 
hinwegsehen. Ich meine, damit bekommt doch auch 
die Entscheidung der Kollegen — auch aus meiner 
Fraktion —, die sich zu einem Ja um des Ganzen 
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1 willen und um des Gedankens der möglichen Ver-
ständigung willen durchgerungen haben, eine an-
dere Bedeutung. Wir entwerten ja deren Verant-
wortung und Entscheidung, wenn man etwa sagt, 
sie seien bereit gewesen, einen unsittlichen — denn 
das wäre es ja — Preis für das Ganze zu zahlen. 
Das ist nicht der Fall. Man hat etwas, was durch 
Jahre auf das zäheste von uns verlangt wurde, 
abgewehrt und hat nicht den definitiven Verzicht 
aussprechen müssen, den man von uns verlangt 
hat. 

Nun kommen wir in den berühmten deutschen 
Zitaterich hinein. 

(Heiterkeit.) 

Ich muß leider etwas widersprechen. Nach meiner 
Erinnerung — ich habe noch einmal versucht, die 
Quelle zu finden — hat, glaube ich, Talleyrand 
gesagt: „Ce n'est rien que le provisoire qui dure". 
Nun sehen Sie, das ist ein sehr großer Unterschied. 
Talleyrand war ein Mann, der in seinen politischen 
Grundkonzeptionen manche Dinge vorausgenom-
men hat, die auch für uns heute gültig sind. Im-
merhin, er hat für Frankreich — für Frankreich 
damals in einer auch recht verzweifelten Lage — 
einen sehr entscheidenden Erfolg erzielt, weil man 
damals in diesem beginnenden 19. Jahrhundert und 
ausgehenden 18. Jahrhundert — die Menschen 
stammten ja noch alle aus dem 18. Jahrhundert 
her — die Kraft hatte, einen Frieden der Ver-
ständigung zu schließen. Ich möchte gerade dieses 
etwas skeptische Wort von Talleyrand „Ce n'est 
rien que le provisoire qui dure" zum Anlaß nehmen, 
zu erklären: Wenn es wirklich gelingt, über dieses 
Provisorium hinweg eine durable Verständigung 
in Europa und mit Frankreich zustande zu bringen, 
dann werden auch diejenigen, die sich jetzt dazu 
durchgerungen haben — und so eine Entscheidung 
fällt schwer —, einmal in besonderem Maße ge-
rechtfertigt sein. Wer wirklich die bittere oder die 
süße Pille geschluckt hat, das wird doch erst die 
Geschichte entscheiden, wenn man zum Schluß die 
Bilanz zieht über alles, was wir getan haben. Und 
den Mut müssen wir haben, den Weg zu gehen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU 
und der DP.) 

Der Herr Kollege Ollenhauer hat gesagt: Was ist 
verloren, wenn vorher verhandelt wird? Ich ant-
worte darauf: Mit einer Verhandlung vor der Ra-
tifikation, die ja von uns abgepreßt werden soll 
— verhandeln wollen wir ja alle; aber die Sowjet-
union sagt eben: Wir verhandeln nicht mehr mit 
dir, wenn du ratifiziert hast —, wenn man also auf 
diesen Willen der Sowjetunion einginge, wird die 
Zusammenarbeit der westlichen Nationen und ihre 
Unterstützung unserer Anliegen verloren. Das wird 
verloren! 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Zweitens besteht die Gefahr, daß mit den Ver-
handlungen vor der Ratifikation auch der Schutz 
der Vereinigten Staaten für Europa — nicht nur 
für uns, sondern überhaupt für Europa — aufge-
geben wird und man sich auf eine Strategie der 
peripheren Linie einigt. 

Ferner wird wiederum Zeit vertan — und im 
Sinne des Ostblocks gewonnen —, um den Wettlauf 
der Rüstungen, der zwischen den USA und dem 
Ostblock stattfindet, weiterlaufen zu lassen. Ver-
loren wird, wenn man auf dieses Ansinnen ein

-

geht, die Grundlage für die Möglichkeit einer Ge-
sundung in Europa. 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, die anderen Kollegen 
haben heute, in dieser geschichtlichen Stunde, die 
Zeit für ihre Fraktionen in Anspruch genommen, 
um ihre Standpunkte darzustellen. Ich weiß, daß, 
wenn man als letzter Redner spricht und eigent-
lich schon fast alles gesagt ist — man kann kaum 
noch etwas hinzufügen —, die Menschen un-
geduldig werden. Aber ich halte es für meine 
Pflicht, auch namens meiner Fraktion alles so dar-
zulegen, wie das notwendig ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es kommt mir auf eines an — und gerade, wenn 
wir das sagen, sollte es in der Welt auch etwas ge-
hört werden —: die Überwindung des Nationalis-
mus. Es ist auch heute — und nicht nur heute, in 
der öffentlichen Propaganda, und es gibt keine 
Fraktion in diesem Hause, die sich ganz hiervon 
freisprechen könnte — immer zu einer gewissen 
Buhlschaft mit den nationalistischen Ressentiments 
gekommen. Irgendwie gebraucht man Formulie-
rungen, die einmal über die Lippen kommen und 
etwas scharf sind und die man im Grunde genom-
men, im stillen doch bereut, wenn man sie gemacht 
hat. Keine Partei hat bisher, wenn man in die Hitze 
der Wahlkämpfe kommt, ganz auf Formulierungen 
verzichtet, die diese nationalistischen Ressentiments 
ansprechen sollen. Dieses Buhlen mit einem nationa-
listischen Ressentiment ist etwas, was überwunden 
werden muß. Irgendwie kreisen wir bei diesen Din-
gen — das ist auch heute bei der Debatte zum Aus-
druck gekommen — um Wahnvorstellungen und 
verbauen uns den Weg nüchterner konstruktiver 
politischer Lösungen, für die wir dann allerdings 
auch vor der Wählerschaft eintreten müssen und 
sie überzeugen müssen. Das ist eine mühselige 
Arbeit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Kiesinger: Herr Kollege, nicht um- 

gekehrt!) 

— Nicht umgekehrt! W i r haben zu überzeugen, 
denn wir sind hierher geschickt worden, damit 
wir uns mit diesen Fragen profunditus beschäftigen 
und unseren Wählern sagen können, wie die Dinge 
liegen, und damit wir sie überzeugen und sie von 
Entstellungen und Irrtümern wegbringen. Das ist 
unsere Aufgabe. Wenn uns die Wähler das eben 
nicht abnehmen, dann sollen sie uns nicht wieder 
wählen; dann gehen wir nach Hause. 

(Zuruf von der Mitte.) 

— Ja, durchaus, man muß riskieren, daß man nach 
Hause geschickt wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Mellies: Das ist gar nicht so heroisch, 
das wird man auch, ohne daß man es 

riskiert!) 

— Herr Mellies, sicher, das kommt auf den Mann 
an und was er wert ist. 

Militarismus! Darunter bezeichnen wir ganz nüch-
tern ein solches Schwergewicht der Militärs in der 
Politik, daß die gesamte innen- und außenpoliti-
sche Konzeption vom Willen und den Wünschen der 
Militärs bestimmt wird, also ungefähr so, wie das 
in Moskau der Fall zu werden scheint; da ist eben 
echter Militarismus, nachdem die Armee zweimal 
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die Staatskrise gelöst hat. Wir, die wir hier in 
einer rechtsstaatlichen freiheitlichen Demokratie 
leben — Sie können gewiß sein, daß ich der solda-
tischen Tradition, aus der meine Vorfahren her-
kommen, alle Achtung und Ehrerbietung zolle —, 
haben doch gesehen, daß eine Außen- und Innen-
politik, die nur von militärischen Bedürfnissen, 
militärischem Denken durchtränkt ist, die also mili-
taristisch ist, zu schweren Fehlentscheidungen führt. 
Fragen Sie einen Berufssoldaten, der durch die Ge-
neralstabsschule gegangen ist, der also wirklich 
etwas gelernt hat, der auch an der Front war, ob 
der einen Militarismus und einen militaristischen 
Staat bejaht oder dazu nein sagt! Im Gegenteil, 
das stört im Grunde genommen die Sauberkeit 
und Reinheit der Arbeit, der schlichten bescheide-
nen Arbeit, die letzten Endes in einer Armee, in 
einem soldatischen Beruf geleistet werden muß. 

Aber wenn man schon gegen Militarismus und 
Nationalismus zu Felde zieht, dann gilt das auch 
für die Überwindung des Klassenegoismus und all 
der Formen, die damit verbunden sind. 

Wir haben heute über das Wesen des Plebiszits 
diskutiert. Es ist ein Unterschied, Herr Kollege 
Ollenhauer — wenn ich mir das erlauben darf zu 
sagen —, ob Sie die Meinung des Volkes testen, 
so wie die wissenschaftlichen Meinungsforschungs-
institute das machen, oder ob man gewissermaßen 
Teilplebiszite in den Formen, wie sie bei Ihrer 
Volksbefragung vorgenommen worden sind, durch-
führt. Sie haben sich selbst von dem Begriff des 
Plebiszits als verfassungsrechtlichen Instituts abge-
setzt, weil Sie darin durchaus ein totalitäres Ele-
ment der Verfassung sehen. Aus Plebisziten haben 
sich bisher die totalitären Systeme entwickelt. 

(Abg. Blachstein: Ist die Schweiz auch 
totalitär?) 

— Die Schweiz können Sie nicht anführen, weil die 
Referenden dort in ganz kleinen überschaubaren, 
oft nur wenige tausend Menschen umfassenden 
Staatsgebilden durchgeführt werden; von einer 
Massendemokratie in der Schweiz können Sie nicht 
reden. 

(Beifall in der Mitte.) 

Nun, ich möchte mich bei der Frage nicht zu 
lange aufhalten. Es wurde angeführt, es sei doch 
auch von uns im Saarstatut ein Plebiszit vorgesehen 
worden, warum wir uns also dann so gegen dieses 
Plebiszit aussprächen. Das ist etwas ganz anderes. 
Wir haben in Art. 29 des Grundgesetzes auch ein 
Plebiszit vorgesehen. Plebiszite sind nämlich immer 
geübt worden, wenn es sich um eine Gebietszuge-
hörigkeit handelt. Das ist etwas ganz anderes als 
eine manipulierte Frage, die ich dem Wähler durch 
die Technik der Meinungsbildung, durch die Art 
der Fragestellung aufdrücken kann. 

(Zustimmung rechts und in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, der Kollege Schmid 
hat sehr scharfe Formulierungen hinsichtlich der 
Souveränität gefunden. Ich stimme übrigens mit 
seiner Theorie der Treuhandschaft der Souveräni-
tät, die von uns auch immer vertreten worden ist, 
vollkommen überein. Wir sind uns darüber einig: 
das ist ein Verhältnis nach innen. Aber nach außen 
gibt es keinen rechtlichen Qualitätsunterschied hin-
sichtlich des Vermögens, sich durch Verträge ver-
pflichten und binden zu können. Nach innen ist 
es eine Selbstbeschränkung. So fassen wir die Treu-
handschaft auf. 

Aber Herr Kollege Schmid, Sie haben da auch 
eine dieser etwas vergifteten Formeln, wenn ich so 
sagen darf, benutzt. Sie haben von den Freigelas-
senen gesprochen. Kaum daß das Wort Freigelas-
sene als Qualifikation für die Aufhebung des Be-
satzungsregimes kam, tauchte bei mir auch die 
Vorstellung der Klientel auf, 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Und des 
Patronats!) 

denn die Freigelassenen waren ja auch in der 
Klientel und dem Patronat unter einem Mächtigen. 
Herr Kollege Schmid, solche Bemerkungen sind, 
wie soll ich mich ausdrücken, literarisch ja ganz 
amüsant; aber politisch sind sie gefährlich. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

Glauben Sie denn wirklich, daß ein altes Volk wie 
die Deutschen mit einer über tausendjährigen Ge-
schichte, wenn wir wieder zur Ausübung unserer 
eigenständigen, nur in uns ruhenden Souveräni-
tät kommen, indem wir uns durch eine mühevolle 
Diplomatie allmählich aus den Fesseln der Sieger 
herausgelöst haben, daß eine solche alte Nation 
mit ihrer geschichtlichen Würde damit in den Stand 
der Freigelassenen und der Klientel zurückzusin-
ken vermag? 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Herr von 
Merkatz, gestatten Sie mir eine Frage?) 

— Bitte. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Sollte von Ihnen 
der Unterschied nicht verstanden worden sein zwi-
schen den Befugnissen der Regierung der Bundes-
republik, dem Stand der Bundesrepublik als Staat 
und der genuinen Souveränität des deutschen Vol-
kes, von der ich ausdrücklich gesprochen habe, die 
uns niemand geben kann, die uns niemand zu geben 
braucht? Genau so wörtlich habe ich es gesagt. 

Dr. von Merkatz (DP): Aber dagegen, Herr Pro-
fessor Schmid, habe ich ja gar nicht polemisiert. 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Aber Sie 
haben es mir unterschoben!) 

Ich habe gegen Ihren Ausdruck der Freigelassenen 
polemisiert, daß das ein Vorgang wäre wie eine 
Freilassung. Und zum Schluß haben Sie der Nation 
sozusagen zugerufen, daß das Joch der Fremdherr-
schaft auf ihr weiter liegenbliebe. Darauf wollte 
ich eigentlich gar nicht eingehen, weil man solche 
Dinge nicht wieder ausgraben soll. Aber tatsächlich 
war dieses Bild des Jochs, das von uns weiter ge-
tragen wird, Gegenstand Ihrer Ausführungen. Ist 
das das richtige Bild hinsichtlich eines Vertrages 
mit dreien der Mächte, die über uns Gewalt haben, 
die ich niemals als Oberherren anerkennen kann? 
Ich trete dafür ein und wir alle, die wir hier 
sitzen: ein altes Volk wie die Deutschen, auch wenn 
es besiegt wird, auch dann, wenn es Prokonsuln 
bestellt bekommt, wir bleiben Herren unseres Ge-
schicks auch in Ketten. 

(Beifall rechts und in der Mitte. — Lachen 
links.) 

— Ja, Sie finden das heute lächerlich, was einmal 
einer unserer größten Dichter in einer Zeit gesagt 
hat, als es genau so um die deutsche Nation be-
stellt war? 

(Abg. Schoettle: Nein, nur weil Sie es 
sagen, Herr Kollege!) 
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— Ja, nun, weil ich es sage, schön, schön. Aber wir 
wollen jetzt nicht ins Persönliche kommen. 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt]: Ich könnte 
Ihnen einige Dinge aus der Zeit des Parla

-

mentarischen Rats sagen von gewissen 
Versuchen, die gemacht worden sind!) 

Wenn ich als den Kern Ihrer Ausführungen, um 
auch hier um der Gerechtigkeit willen etwas zu 
sagen, das nehmen soll, daß Sie es als eine Pflicht 
ansehen, wie wir sie alle empfinden, daß niemals 
eine Außenpolitik, überhaupt eine politische Mei-
nung der inneren Abhängigkeit, des Sich-Gewöh-
nens an ein Abhängigkeitsgefühl betrieben werden 
soll, dann, Herr Schmid, stimmen wir alle darin 
überein, soweit wir etwas auf uns halten. Aber, 
wie gesagt, das ist die Gefahr dieses Wortes, das 
in den Raum gestellt worden ist. 

Ich möchte Ihre Zeit nicht mehr übermäßig in 
Anspruch nehmen. Nur eins sei gesagt: Diese Ohne-
mich-Gefühle, Sie können sich von der Verantwor-
tung nicht frei machen, daß Sie auch diese Ressen-
timents und Strömungen ausgenutzt haben und auf 
sich zukommen lassen. Wenn in Hamburg, als die 
Vorsitzenden unserer Parteien sprachen, die Pla-
kate überklebt worden sind etwa mit der Beschrif-
tung „Wie bringen wir die deutsche Jugend ins 
Massengrab?", um damit das Thema der Kundge-
bung auszulöschen, 

(Hört! Hört! in der Mitte) 

dann ist dies doch wirklich etwas, was man noch 
nicht einmal mit dem Wort „Demagogie" kennzeich-
nen kann; das reicht noch nicht aus. Das ist ein 
ganz böses Ausnützen von Strömungen aus dem 
Untergrund, wie sie aus der besiegten Situation 
unseres Volkes heraufkommen. 

(Lebhafte Zustimmung bei den Regierungs-
parteien.) 

Das dürfen Sie nicht verantworten. Denn sehen wir 
es doch einmal richtig. Was ist dieses Ohne-mich 
der Verbitterten und der Verneinenden denn an-
deres als der egoistische Wunsch, daß man seine 
Ruhe haben will, was menschlich höchst verständ-
lich ist, und was man dann entweder mit einem 
nationalen oder mit einem pazifistischen oder mit 
einem anderen moralischen Mäntelchen zu umhän-
gen bestrebt ist? 

(Zurufe von der SPD.) 

— Natürlich! Glauben Sie, daß irgendeiner hier 
auf den Bänken der Regierungskoalition sitzt, der 
diesen Geistlichen und Gelehrten, diesen Männern, 
die sich mit Ihnen in der Paulskirche verbunden 
hatten, seine Achtung versagen würde, sie etwa 
diffamieren würde? Diese Menschen haben das in 
ihrer Verantwortung getan. Aber es berührt uns 
sehr schmerzlich, und wir möchten uns dem Aus-
spruch des Propstes Asmussen anschließen, der 
etwas sehr Richtiges festgestellt hat: Soll denn 
eigentlich gewissermaßen nur für die Neinsager 
gebetet werden? Hilft uns denn keiner mit seinem 
Zuspruch in dem, was wir zu verantworten haben? 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ein Punkt, der auch einmal erwähnt werden soll! 
Was heißt in diesem mitteleuropäischen Raum 

praktischer Pazifismus? Er ist doch gar nicht mög-
lich. Wir können doch die Philosophie und die Lehre 
ostasiatischer Völker, etwa in der Form, wie ein 
Gandhi seinen Befreiungskampf in Indien geführt 

I hat, nicht auf unseren Raum übertragen. Pazifis-
mus heißt doch Inaktivität, und Inaktivität einem 
Lande, dessen innerste Kulturgrundlage Aktivität 
ist, aufzwingen zu wollen, bedeutet Verzicht auf 
jeden Lebensstandard, bedeutet eben ein Hinvege-
tieren. 

Ich möchte hier zum Abschluß sagen: Es ist nur 
eine scheinbar aussichtlose Lage für Verhandlun-
gen über die Wiedervereinigung. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Die uns bisher von der Sowjetunion gestellten 
Bedingungen, auf der Grundlage der Note vom 
März 1952 zu verhandeln, können wir nicht akzep-
tieren. Wir können auch nicht unter der Erpres-
sung der Wehrlosigkeit in wirklich sinnvolle Ver-
handlungen eintreten. Die Sowjetunion hat ihre 
Zone bewaffnet und sie praktisch bereits jetzt inte-
griert. Allerdings, ich gebe der Sozialdemokratie 
zu: Etwas droht, was zu verhindern wir auch die 
Westmächte aufrufen müssen. Es könnte durch 
einen solchen formellen Integrationsvertrag mit 
Moskau gewissermaßen eine Lebensversicherung 
für die Pankower Regierung abgeschlossen werden. 
Das ist eines der Risiken, die wir eingehen. Aber 
alles das kann uns doch nicht dazu bringen, die 
unannehmbaren, für die Freiheit und den Frieden 
unannehmbaren Bedingungen der  Note von 1952 zu 
akzeptieren. 

Es ist der Bundesregierung vorgeworfen worden 
— und ich spreche nicht für die Regierung, sondern 
für meine Fraktion, die die Verantwortung für diese 
Regierung mitträgt —, sie habe nicht die notwen-
dige Aktivität gezeigt. Meine Damen und Herren, 
ich erinnere hier an die Note der Bundesregierung 
vom 8. Juli 1953 an die Westmächte zur Herbeifüh-
rung einer Viererkonferenz mit dem Ergebnis, daß 
diese Konferenz in Berlin schließlich zusammenge-
treten ist, die Note, in der erstens die Konferenz 
gefordert wird, zweitens die Grundlagen, die spä-
ter zum Eden-Plan geführt haben, als Konferenz-
thema für die Lösung der deutschen Frage ange-
boten werden und drittens bereits der Weg ange-
deutet wird, der künftig gegangen werden muß, 
und gesagt wird, daß eine europäische Verteidi-
gungsgemeinschaft der Ausgangspunkt für ein 
Sicherheitssystem sein soll, das letzthin die Ent-
spannung zwischen Ost und West bringt. Bisher 
sind wirklich praktikable Ideen für eine aktive, 
konkrete Wiedervereinigungspolitik außer denen, 
die hier in dieser Note formuliert worden sind, noch 
nicht hervorgebracht worden. Ich habe jedenfalls 
keine gesehen. 

(Zuruf von der SPD: Etwas billiger Jakob!) 
— Das nennen Sie „billiger Jakob"? Ich glaube, 
man muß diese Dinge auch etwas verständlich zu 
machen suchen; denn was an Argumenten vorge-
tragen worden ist, hat allmählich einen solchen 
Irrgarten der Gedanken geschaffen, daß, wenn man 
sie dann destilliert, wirklich nur außerordentlich 
wenig übrig bleibt. 

(Abg. Mellies: Sie haben tüchtig an dem 
Irrgarten gebaut!) 

Meine Fraktion tritt dafür ein, daß diese Ver-
handlungen geführt werden sobald ein Verhand-
lungsergebnis möglich ist. Aber dazu ist notwendig, 
wie der Bundeskanzler gestern bereits zum Aus-
druck gebracht hat, die Mitwirkung des freien Tei-
les Deutschlands, jenes System der Entspannung 
zwischen Rußland und Amerika, zustande zu brin- 
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gen. Meine Damen und Herren, das ist es, was wir 
wollen. Wir wollen ein Recht wirklicher Mitsprache 
bei der Lösung der großen Weltfrage, die uns letzt-
hin auch als Nation am meisten interessiert, der 
Entspannung zwischen Ost und West. Dazu brau-
chen wir die Souveränität, die uns diese Verträge 
gewähren. Dazu brauchen wir auch die Unterstüt-
zung der Westmächte, was bedingt, daß wir uns 
ihrem Verteidigungssystem anschließen. Dazu 
müssen wir uns nun entscheiden. Wir nehmen klar 
und deutlich die Entscheidung auf uns und denken 
dabei auch an einen Satz, der, wenn ich recht 
unterrichtet bin, in der Divina Commedia von Dante 
steht: Der heißeste Platz in der Hölle ist für die-
jenigen vorbehalten, die in einer Gewissensfrage 
neutral geblieben sind. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Kather. 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe die Aufgabe, den 
Standpunkt meiner Fraktion zur Saarfrage noch 
einmal ganz kurz in dieser dritten Lesung darzu-
legen. Es kann sich natürlich in der jetzigen Stunde 
nur um wenige grundsätzliche Bemerkungen han-
deln. Die Abstimmung, die wir gestern vorgenom-
men haben, und auch die heutige Debatte haben 
ergeben, daß es in dieser Frage in allen Fraktio-
nen der Koalition Meinungsverschiedenheiten gibt; 
auch Herr von Merkatz hat gerade noch darauf 
hingewiesen. Aber ich glaube, daß es doch wohl 
kaum Widerspruch finden wird, wenn ich sage, 
daß keiner die Zustimmung zum Saarstatut leich-
ten Herzens gibt und daß wir alle uns darüber 
einig sind, daß dem deutschen Volk mit diesem Ab-
kommen ein großes Opfer auferlegt wird. Wenn 
sich gestern eine Mehrheit, darunter auch ein Teil 
meiner Parteifreunde, zu einem Ja entschlossen 
hat trotz dieser schweren Bedenken, so aus der 
Besorgnis heraus, daß ein Nein das Gesamtwerk 
der Verträge zum Scheitern bringen und damit den 
Zusammenschluß der freien westlichen Welt gefähr-
den würde. 

(Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich bitte, die Privatgespräche einzu-
schränken oder in die Wandelhalle zu verlegen. — 
Herr  Abgeordneter, fahren Sie fort. 

Dr. Kather (GB/BHE): Das ist in Wahrheit auch 
eine entscheidende Frage. Wir sind der Überzeu-
gung, daß in dem gegenwärtigen Zeitpunkt der Ab-
schluß eines Saarabkommens nicht gerechtfertigt 
war. Der Herr Bundeskanzler hat gestern gesagt: 
„Die Wirtschaft" — er meinte: die Mißwirtschaft — 
„an  der Saar muß aufhören, und ich könnte es nicht 
als erträglich ansehen, daß die Bevölkerung auch 
nur noch ein Jahr warten müßte." Ich bin sicher 
und ich weiß, daß auch für meine politischen Freun-
de, die ja gesagt haben, der Gedanke, so schnell 
wie möglich freie Zustände an der Saar zu schaffen, 
für ihre Entscheidung mit maßgeblich gewesen ist. 

Für die Frage des Zeitpunktes aber sollte in 
erster Linie die Bevölkerung an der Saar zustän-
dig sein. Wir wissen doch alle, daß alle beachtlichen 
Stimmen, die wir von der Saar gehört haben, eine 
andere Auffassung vertreten, daß sie die Unter-
zeichnung des Statuts im Augenblick nicht haben 
wollen. Mir ist jedenfalls von maßgeblichen Vertre

-

tern der verbotenen Parteien gesagt worden: Die 
Zustände sind unerquicklich, sie sind aber bei wei-
tem nicht so schlimm, wie in der sowjetisch besetz-
ten Zone; die Zeit arbeitet für uns, und wir sollten 
ruhig noch warten. 

Diese Gesichtspunkte können nicht unbeachtlich 
sein. Ich muß es überhaupt beanstanden, daß bei 
dieser ganzen Diskussion die Frage, was denn die 
Saarbevölkerung zu dem Abkommen sagt, zu kurz 
geraten zu sein scheint. Wir würden ja auch nicht 
damit einverstanden sein, wenn andere über unsere 
Heimat befänden, ohne daß unserer Stimme dabei 
das erforderliche Gewicht zugemessen würde. 

Wir sind der Meinung, daß, wenn in Paris nicht 
unterschrieben worden wäre, und selbst wenn der 
Herr Bundeskanzler ohne die Verträge nach Hause 
gekommen wäre, inzwischen längst andere Lösun-
gen gefunden worden wären. Die Alternativen, 
deren Möglichkeit so oft abgestritten wurde, haben 
sich ja immer wieder schnell eingefunden. Nach 
unserer Überzeugung ist es nicht so, daß ein Nein 
zum Saarstatut endgültig das Zustandekommen 
der Verträge und den Zusammenschluß der freien 
Welt verhindern würde. Er würde vielleicht da-
durch verzögert, aber nicht endgültig ausgeschlos-
sen werden. Meine Damen und Herren, ich kann 
für diese meine Behauptung genau so wenig einen 
exakten Beweis erbringen wie irgendein anderer 
für das Gegenteil. 

(Abg. Dr. Keller: Sehr wahr!) 

Deshalb müssen wir schon diese Frage nach unserem 
besten Wissen und Gewissen entscheiden. Wenn es 
aber wahr ist, daß der Weg, den wir gestern schon 
gegangen sind und den wir heute beenden wollen, 
der einzige ist, der zur Rettung Europas führt, dann 
können wir doch unmöglich annehmen, daß die 
westlichen Völker ihren Selbsterhaltungstrieb ver-
leugnen und wegen der Ablehnung des Saarstatuts, 
deren Berechtigung kaum in Zweifel gezogen wer-
den kann, diesen Zusammenschluß der westlichen 
Welt aufgeben würden. 

Meine Damen und Herren, wir haben in diesen 
Tagen wiederholt zu hören bekommen: Wir haben 
doch den Krieg verloren, und das ist eine Hypothek, 
die aus dem Kriege her auf uns lastet. Ja, wenn 
man die Saar oder das Saarabkommen als Kriegs-
tribut haben will, dann soll man das auch sagen 
und die Dinge so bezeichnen! 

(Beifall bei Abgeordneten des GB/BHE 
und der SPD.) 

Man soll aber diese Forderung nicht mit einem 
europäischen Mäntelchen tarnen und soll uns in 
diesem Zusammenhang nicht predigen, wir sollten 
das nationalstaatliche Denken überwinden. Ist es 
nicht ein Unding, daß man uns dieses Verlangen 
stellt, gerade um — nun, ich möchte sagen, nicht 
nur nationalstaatliche, sondern nationalistische An-
sprüche Frankreichs zu befriedigen? Also so, glaube 
ich, geht es nicht, und auf diesem Wege werden 
wir auch nicht zu einer echten Befriedung mit 
Frankreich kommen. 

Meine Damen und Herren, man kann eine Kriegs-
entschädigung nicht mit deutschen Menschen und 
deutschem Lande leisten. Das lehnen wir unter 
allen Umständen ab. Der Herr Bundeskanzler hat 
es neulich als so unmöglich hingestellt, daß wir etwa 
an Frankreich finanzielle oder wirtschaftliche Ent-
schädigungen gäben. Dabei findet sich doch gerade 
im Verhältnis dieser beiden Völker ein klassisches 
Beispiel dafür, daß das besiegte Volk finanzielle 
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Leistungen an das andere erbringt. Man denke an 
die 5 Milliarden von 1871; und ich brauche nur das 
Wörtchen „Elsaß" zu nennen, um Ihnen klarzu-
machen, wie richtig es gewesen wäre und wieviel 
besser wir alle gefahren wären, wenn man sich 
damals auf finanzielle Kriegsentschädigungen be-
schränkt hätte. Dann würden die Beziehungen 
zwischen den beiden Völkern heute ganz andere 
sein, als sie es sind. 

Meine Damen und Herren! Wir sagen nein zum 
Saarstatut und würden es sagen, auch wenn es nur 
um die Saar ginge. 

Aber jeder Zweifel, der da etwa noch auftauchen 
kann, muß doch ausscheiden, wenn -man an die 
Rückwirkung auf die deutschen Vertreibungsge-
biete zu sprechen kommt. 

(Abg. Dr. Keller: Sehr wahr!) 
Wer will ernsthaft das politische Präjudiz leugnen? 

(Abg. Ehren: Wir! Ich und viele andere!) 

— Ja, das halte ich für möglich. Wer das tut, der 
behauptet also, daß die DDR, die Tschechen und 
die Polen sich niemals zur Rechtfertigung ihres 
sogenannten Friedensabkommens auf den Saarver-
trag berufen werden. 

(Abg. Dr. Rinke: Ist das ein Provisorium?) 

Meine Damen und Herren, das werden sie tun! 

(Abg. Dr. Rinke: Sie kennen ja den 
Unterschied nicht!) 

— Ich werde auf den Unterschied noch kommen. 
Meine Damen und Herren, auch das rechtliche 

Präjudiz ist nicht ernsthaft in Abrede zu stellen. 
Was geschieht denn durch das Saarabkommen? Es 

ij geschieht, daß ein Teil Deutschlands, die Bundes-
republik, über einen anderen Teil Deutschlands, 
das Saargebiet, mit einer fremden Macht Verein-
barungen trifft. Was geschah in Warschau und in 
Prag? Es passierte dort, daß die Deutsche Demokra-
tische Republik, ein Teil Deutschlands, über einen 
anderen Teil Deutschlands, nämlich über die Ge-
biete jenseits der Oder-Neiße-Linie, auch mit einer 
fremden Macht oder mit fremden Mächten ein Ab-
kommen traf. Und der Unterschied, der darin liegt, 
daß dort gesagt wurde: „Wir schaffen ein Defini-
tivum", und hier ein getarntes Definitivum — oder, 
wenn man auch davon absehen will: ein Proviso-
rium — geschaffen wurde, ist nur ein quantita-
tiver Unterschied. 

(Abg. Dr. Czaja: Wie kann man so etwas 
sagen?!) 

In Wahrheit liegt in beiden Fällen vor, daß deut

-

sches Gebiet der deutschen Gewalt entzogen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist 
konstruiert!) 

Die völlige Parallele ist nicht bestreitbar. 

(Abg. Dr. Rinke: Das müssen S i e sagen!) 

—Warum darf ich das nicht sagen, Herr Rinke? 
Ich habe in dieser Frage meine Haltung nie ge-
ändert. 

(Abg. Dr. Keller: Sehr gut!) 
Es ist vorgestern von der Bundesrepublik als 

dem „Sachwalter Gesamtdeutschlands" gesprochen 
worden. Meine Damen und Herren, der Begriff 
„Sachwalter" kommt meines Wissens in den Ver-
trägen nicht vor. Was dort bestimmt ist, könnte 
man wohl eher mit den Worten „Fürsprecher" oder 
„Sprecher für die Bundesrepublik" bezeichnen. 

Aber wenn man die Bezeichnung „Sachwalter" nun 
schon einmal gelten lassen will - was hat denn 
ein Sachwalter zu tun, oder was hat er für Rechte? 
Herr Professor Carlo Schmid hat gestern hier die 
Antwort gegeben. Ein Treuhänder — das ist das-
selbe — hat die Rechte seiner Schutzbefohlenen 
wahrzunehmen, aber er ist nicht befugt, sie preis-
zugeben. 

(Abg. Schütz: Hat er auch nicht!) 
— Jawohl, Herr Schütz, es ist eine Minderung deut-
schen Rechts! 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Abg. Dr. 
Rinke: Ach, lesen Sie sich doch das Statut 

durch! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Ein Treuhänder hat in keinem Falle mehr Recht 
als sein Auftraggeber, das steht völlig außer Zwei-
fel. Ebenso steht außer Zweifel, daß die drei west-
lichen Mächte die Staatsgewalt in Gesamtdeutsch-
land nicht allein haben. Das ist in den Verträgen 
ausdrücklich anerkannt, und es sind auch dement-
sprechende Vorbehalte gemacht worden. Die drei 
Westmächte können deshalb, abgesehen davon, daß 
sie es auch gar nicht getan haben, der Bundesrepu-
blik gar nicht das Recht übertragen, für Gesamt-
deutschland zu handeln, weil sie selber dieses Recht 
gar nicht haben. Das mag zur rechtlichen Seite ge-
nügen. Daß das Abkommen verfassungswidrig ist, 
ist von dieser Stelle aus schon genügend klargelegt 
worden. 

Meine Damen und Herren, wenn das Präjudiz 
bestritten worden ist, so hat sich das im allgemei-
nen nur auf die negative Seite des Präjudizes be-
zogen. Man hat sehr häufig herausgestellt, daß sich 
das Saarabkommen für die Regelung der deutschen 
Ostfrage günstig auswirken kann, 

(Abg. Dr. Rinke: Das hat auch Herr 
Kraft gesagt!) 

und zuletzt ist noch vorgestern von den Herren 
Kollegen Schütz und Friedensburg etwas Derarti-
ges gesagt worden. 

(Abg. Dr. Rinke: Auch von Herrn Kraft, 
Herr Kather!) 

— Herr Kraft kann ja auch einmal irren; er ist ja 
nicht unfehlbar. 

(Abg. Dr. Rinke: Nur Sie können sich 
nicht irren!) 

Sie wissen j a, daß ich hier nicht die Meinung der 
ganzen Fraktion vortrage, sondern nur die der 
Mehrheit, die sich für ein Nein zum Saarstatut aus-
gesprochen hat. Meines Wissens hat Herr Kraft das 
aber gerade nicht gesagt; das möchte ich feststellen. 
Da irren Sie sich. Ich habe das nicht aus dem Munde 
von Herrn Kraft gehört oder etwa gelesen, daß er 
etwas Derartiges vertreten hat. Aber der Herr 
Bundeskanzler hat das getan. Der Herr Bundes-
kanzler hat in Bayreuth und in München anläßlich 
des Wahlkampfes erklärt, wir könnten Gott auf den 
Knien danken, wenn wir für die Ostgebiete ein 
solches Statut erreichen könnten wie für die Saar. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Das stimmt nicht, Herr Ehren. Sie können doch 
nicht glauben, daß ich eine solche Behauptung auf-
stelle, ohne auch eine Begründung dafür zu geben. 
Lassen Sie mir doch bitte die Zeit dazu! 

Diese Berufungen stellen meiner Meinung nach 
einen sehr ernsten Tatbestand dar, mit dem man 
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sich auch sehr ernst auseinandersetzen muß. Muß 
nicht jedermann erkennen, daß, wenn es gilt, den 
Wert oder den Unwert eines Vertrags zu beurtei-
len, das nicht dadurch geschehen kann, daß man 
zum Vergleich einen Gegenstand oder einen Tat-
bestand heranzieht, bei dem die Verhältnisse ganz 
anders liegen als bei dem Objekt, um das es sich 
eigentlich handelt? 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU.) 
Ich habe schon gesagt, daß die Verhältnisse an der 
Saar zwar unerquicklich, aber lange nicht so 
schlimm sind wie in der sowjetisch besetzten Zone, 
geschweige denn wie z. B. in meiner engeren Hei-
mat, in Königsberg und dem nördlichen Gebiet von 
Ostpreußen. Diese Tatbestände lassen sich einfach 
nicht miteinander vergleichen. Muß ich wirklich 
Argumente dafür beibringen, daß ein Vertrag zwar 
einen geradezu sensationellen Erfolg für Königsberg 
oder Ostpreußen bedeuten kann, aber doch eine poli-
tische Niederlage für das Saargebiet? Also so geht 
das nicht. Aber nun kommt noch hinzu, daß das 
Saarstatut auch nicht einmal für Ostpreußen an-
nehmbar wäre. Ich habe gestern oder vorgestern 
Herrn Kollegen Schütz schon die Frage vorgelegt, 
ob sichergestellt ist, daß die Ausgewiesenen an der 
Saar ihr Stimmrecht ausüben können. Er hat mir 
geantwortet, das sei nicht sichergestellt, bisher 
jedenfalls nicht. Wie kann man dann die Parallele 
zu den Vertreibungsgebieten ziehen? 

(Sehr richtig! beim GB/BHE. — Abg. 
Schütz: Ist mit der Frage der Vertriebenen 

nicht vergleichbar!) 
— Verzeihung, Herr Schütz, Sie sind doch jahre-
lang Vorsitzender der Union der Ausgewiesenen 
gewesen! 

(Sehr gut! beim GB/BHE.) 
Weshalb beanstanden Sie nun auf einmal, daß ich 
statt „Vertriebene" „Ausgewiesene" sage? 

(Abg. Schütz: Das habe ich doch gar nicht 
gesagt!) 	 

Aber entscheidend ist doch folgendes: Gestern 
haben 204 Abgeordnete gegen das Saarstatut ge-
stimmt, obwohl unser Vertragspartner eine west-
liche Macht ist, und zwar Frankreich. Wie würde 
diese Abstimmung ausgefallen sein, wenn der Ver-
tragspartner Moskaus wäre?! Würde dann auch nur 
ein einziger hier in diesem Hause sich dazu bereit-
gefunden haben, uns zuzumuten, auf Grund eines 
Statuts, wie es das Saarstatut ist, uns unter die 
Botmäßigkeit oder die Oberhoheit der Sowjetunion 
zu begeben? 

(Abg. Stingl: Das tun wir doch nicht!) 
— Verzeihung, ich weise ja nur diesen unangebrach-
ten Vergleich zurück. Man kann diese Dinge nicht 
miteinander vergleichen. 

Herr Bundeskanzler, das deutsche Recht auf 
Schlesien oder Ostpreußen und andere Vertrei-
bungsgebiete ist nicht schlechter als unser Recht 
auf die Saar. Wir wissen allerdings, wie fern wir 
bei der gegebenen Weltlage einer Realisierung un-
seres Anspruchs sind. Aber muß man nicht gerade 
deshalb um so stärker an diesem Recht festhalten 

(Sehr wahr! beim GB/BHE) 
und sich peinlich hüten, es selbst irgendwie in 
Zweifel zu ziehen? Wir wissen, daß Kompromisse 
das Endergebnis von Verhandlungen sein können 
und manchmal auch sein müssen. Aber ist es wirk-
lich sinnvoll, in einem Zeitpunkt, wo noch niemand 
weiß, ob und wann es zu Verhandlungen kommt, 
schon Vorschläge oder Äußerungen zu machen, die 

doch den Gegner erkennen lassen, daß man gar nicht 
mehr damit rechnet, jemals das volle Recht durch-
setzen zu können, wenn man das innerlich auch 
denken mag? 

(Abg. Schütz: Wer hat denn das gesagt?!) 
— Das tut man dann, wenn man sagt, wir müßten 
Gott auf den Knien danken, wenn wir das Saar-
statut für den Osten bekämen. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 
Wir haben unsere Heimat in voller Freiheit bewohnt 
und nicht auf Grund eines Statuts, wie es das Euro-
päische Statut darstellt. 

(Abg. Dr. Rinke: Wollen Sie das Über

-

gangsstatut ablehnen? — Abg. Dr. Lenz 
[Godesberg] : Also Sie wollen alles beim 

alten lassen!) 
— Herr Rinke, ich würde es für zweckmäßig hal-
ten, wenn Sie weniger Zwischenrufe machten. Sie 
kommen ins Protokoll, vergessen Sie das nicht! 

(Heiterkeit.) 
Mit der bevorstehenden Abstimmung wird diese 

Diskussion leider nicht zu Ende sein. Herr von 
Merkatz hat Befürchtungen in dieser Richtung 
schon ausgesprochen, und ich fürchte, wie ich schon 
sagte, daß es zu einer echten Befriedung zwischen 
Frankreich und uns nicht kommt, sondern daß hier 
ein neuer Zankapfel in die Welt gesetzt wird. Nach-
dem wir den unglückseligen Flaggenstreit der 
Weimarer Zeit überwunden haben, wollen wir alle 
hoffen, daß es nicht in dieser Frage zu einer neuen 
Entzündung der Spannungen kommt. 

Ich bin damit am Schluß meiner Ausführungen. 
Ich möchte die „Göttliche Komödie" oder andere 
Werke nicht bemühen, obwohl ich dieses Zitat von 
Herrn von Merkatz •eigentlich sehr zutreffend fand. 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt]: Ist aber falsch!) 
Ich habe nur die eine herzliche Bitte, daß alle, die 
gestern ja gesagt haben, sich noch einmal ernsthaft 
die Frage vorlegen, ob man dieses Ja aufrechterhal-
ten kann. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD. — 
Abg. Stingl: Und die anderen auch! — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Aber auch umge

-

kehrt!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Hellwig. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es sei gestattet, die Zeit doch 
noch für eine kurze Erklärung in Anspruch zu neh-
men. Der Kollege Dr. Dehler hat, wenn auch aus 
Sorge um die deutsche Saar, hier eine Charakteri-
sierung der Saarbevölkerung gegeben, die nicht un-
widersprochen bleiben kann und die ich hier, zu-
gleich im Namen meiner mir landsmannschaftlich 
besonders verbundenen politischen Freunde, aus-
drücklich zurückweisen möchte. Ich glaube dabei 
in Anspruch nehmen zu dürfen, auch für die große 
Masse meiner Landsleute von der Saar zu sprechen, 
die sich hier nicht wehren können. 

Mit Anspielungen auf wirtschaftliche und steuer-
liche Vorteile, Lastenausgleichsbefreiung, mit Wor-
ten wie „Honigsaugen aus zwei Blüten", mit Unter-
streichung der Vorteile und des Prestiges im auto-
nomen kleinen Ländchen ist in völliger Verken-
nung ihrer geschichtlichen Vergangenheit und ihrer 
tatsächlichen Lage der Bevölkerung Unzuverläs-
sigkeit und Opportunismus vorgeworfen worden. 

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr richtig!) 
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Wer die politischen Schicksale und ihre Wirkungen 
auf die seelische Situation der Saarbevölkerung 
kennt, kann diese Beurteilung nur so auffassen, 
daß zu dem Schaden und zu den Nöten der Bevöl-
kerung nun auch noch die moralische Disqualifi-
zierung kommt. Diese zurückzuweisen, ist mir per-
sönlichstes Anliegen und zugleich Verpflichtung ge-
genüber meinen Landsleuten an der Saar. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Auf Grund persönlichster Kenntnis der Vergangen-
heit, der gegenwärtigen Verhältnisse und der 
menschlichen Eigenarten meiner Landsleute habe 
ich und haben meine politischen Freunde volles 
Zutrauen zu der ,deutschen Haltung der Saarbe-
völkerung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie wird, dessen sind wir sicher, ihr Deutschtum, 
sobald die politischen Freiheiten wiederhergestellt 
sind, deutlichmachen und in der politischen Ent-
scheidung unter Beweis stellen. 

Allen aber, die sich auch hier im Hause um die 
Lösung der Saarfrage bemühen, gleichgültig wie 
wir über die Wege dazu im einzelnen denken, sei 
folgendes gesagt: Wir werden die Saarfrage nicht 
lösen können, wenn wir den auf lange Sicht ent-
scheidenden Faktor, nämlich die Saarbevölkerung, 
ihre menschlichen und nationalen Qualitäten, so 
verfehlt einschätzen, wie es hier geschehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. von Brentano. 

Dr. von Brentano (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten D r. D e h l er veranlassen 
mich, auch im Namen meiner politischen Freunde 
eine kurze Erklärung abzugeben. Ich glaube, daß 
eine Auseinandersetzung mit Herrn Dr. Dehler im 
Augenblick noch nicht möglich ist. Ich kann wohl 
damit rechnen, daß sich zunächst die Fraktion der 
Freien Demokratischen Partei zu diesen Ausfüh-
rungen äußert, nicht zuletzt angesichts der Tat-
sache, daß Herr Dr. Dehler vier Jahre lang die po-
litischen Entscheidungen als Mitglied des Kabinetts 
und später als Vorsitzender einer Koalitionsfrak-
tion mit getragen hat. Ich begnüge mich mit diesen 
Feststellungen und mit einer eindeutigen und schar-
fen Zurückweisung der Maßlosigkeiten und der ob-
jektiven Unrichtigkeiten und Entstellungen, die in 
dieser Rede enthalten waren. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und Abgeordneten der DP. — 

Zurufe von der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Dehler. 

Dr. Dehler (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin der Meinung, so geht es nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie 
schon mal gesagt!) 

Wir haben das als Methode schon häufiger in diesem 
Hause erlebt, daß man sagte: Sie haben unrecht, 
ich bin empört über Sie und verlasse das Haus, 
oder: Ich sage nichts weiter. 

Man kann gegen mich den Vorwurf der Unrich-
tigkeiten, der falschen Darstellungen nicht erheben. 
Ich habe meine Feststellungen nach bestem Wissen 

und Gewissen getroffen.  

Das Maß, meine Damen und Herren, nun, das 
ist eine Gabe Gottes, das ich mit Leidenschaft — 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 
Wenn ich auf meine parlamentarische Tätigkeit zu-
rückblicke — mein bayrischer Freund Michel Hor-
lacher hat mich oft erlebt —, so ,brauche ich mich 
nicht zu schämen, daß ich Dinge mit Leidenschaft 
und mit Erregung gesagt habe; meistens waren sie 
dann wichtig. 

(Beifall bei der SPD und FDP. — Zuruf 
von der Mitte: Meistens!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Damit ist die 
Rednerliste erschöpft. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache der dritten Beratung. 

Einzelberatung findet nur insoweit statt, als zu 
einem der Gesetzentwürfe Änderungsanträge 
vorliegen. Das ist nicht der Fall bei dem Entwurf 
eines Gesetzes betreffend das Protokoll vom 23. Ok-
tober 1954 über die Beendigung des Besatzungs-
regimes in der Bundesrepublik Deutschland, Druck-
sache 1000. 

Ich komme zur Abstimmung über diesen Gesetz-
entwurf. — Das Wort zur Abstimmung hat Herr 
Abgeordneter Dr. Menzel. 

Dr. Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Namens der sozialdemokratischen 
Fraktion beantrage ich, bei jedem Gesetz namentlich 
abzustimmen, ebenso bei dem Änderungsantrag 
Umdruck 298 zu Art. 4 des Gesetzes betreffend den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Brüs-
seler Vertrag und zum Nordatlantikvertrag. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Hohe Haus 
hat den Antrag gehört. Er ist ausreichend unter-
stützt. Diese Abstimmungen finden infolgedessen in 
namentlicher Abstimmung statt. 

Ich bitte die Herren Schriftführer, die Stimmkar-
ten einzusammeln. Wir stimmen jetzt ab über den 
Entwurf eines Gesetzes betreffend das Protokoll 
vom 23. Oktober 1954 über die Beendigung des Be-
satzungsregimes in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Drucksache 1000. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 
Ist jemand im Saal, der seine Stimmkarte noch 

nicht abgegeben hat? — Ich schließe die Abstim-
mung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 
Ich gebe das vorläufige Ergebnis *) der ersten 

namentlichen Abstimmung bekannt. Abgegebene 
Stimmen insgesamt 475; mit Ja haben gestimmt 
324 stimmberechtigte Abgeordnete, mit Nein 151. 
Berliner Abgeordnete: 20 abgegebene Stimmen; mit 
Ja 10, mit Nein 10. Ich stelle fest, daß der Entwurf 
eines Gesetzes betreffend das Protokoll vom 23. Ok-
tober 1954 über die Beendigung des Besatzungsregi-
mes in  der  Bundesrepublik Deutschland angenom-
men ist. 

Zu dieser Vorlage liegt auf Umdruck 296**) ein 
Entschließungsantrag vor. Ich frage, ob dazu das 
Wort gewünscht wird. — Das ist nicht der Fall. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer diesem Ent-
schließungsantrag zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Bei zwei Enthaltungen mit allen anderen Stim-
men angenommen. 

Ich rufe auf den Entwurf eines Gesetzes betref-
fend den Vertrag vom 23. Oktober 1954 über den 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 3947. 
**) Siehe Anlagen 2 und 6. 
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Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der Bun-
desrepublik Deutschland, Drucksache 1060. Ände-
rungsanträge sind nicht gestellt. Wir kommen da-
her zur Schlußabstimmung. Ich bitte die Schrift-
führer, die Stimmkarten einzusammeln. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 
Ist jemand im Saal, der seine Stimmkarte noch 

nicht abgegeben hat? — Ich schließe die Abstim-
mung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 
Ich gebe das vorläufige Ergebnis *) der zweiten. 

namentlichen Abstimmung bekannt. Abgegebene 
Stimmen insgesamt 474; mit Ja haben gestimmt 321 
Abgeordnete, mit Nein haben gestimmt 153. Von den 
Berliner Abgeordneten haben 19 abgestimmt; mit Ja 
haben 10, mit Nein haben 9 Abgeordnete gestimmt. 
Ich stelle fest, daß der Entwurf eines Gesetzes be-
treffend den Vertrag vom 23. Oktober 1954 über den 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der Bun-
desrepublik Deutschland angenommen ist. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entwurf 
eines Gesetzes betreffend den Beitritt der Bundes-
republik Deutschland zum Brüsseler Vertrag und 
zum Nordatlantikvertrag, Drucksache 1061. Hier 
liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD — 
Umdruck 298 **) — zu Art. 4 vor. Auch dafür 
ist namentliche Abstimmung beantragt. Ehe wir 
in die Abstimmung eintreten, frage ich, ob das Wort 
zu dem Antrag gewünscht wird. — Das  ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD Umdruck 298. 
Ich bitte die Schriftführer, die  Stimmkarten einzu-
sammeln. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.)  
Ist jemand im Saal, der seine Stimmkarte noch 

nicht abgegeben hat? — Ich schließe die Abstim-
mung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 
Ich gebe das vorläufige Ergebnis*) der dritten 

namentlichen Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der SPD, Umdruck 298, be-
kannt: Abgegebene Stimmen insgesamt 470; mit Ja 
haben gestimmt 166, mit Nein haben gestimmt 301 
Abgeordnete, enthalten haben sich 3. Berliner Ab-
geordnete: 20 abgegebene Stimmen, 10 ja, 10 nein. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung über das 
Gesetz betreffend den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Brüsseler Vertrag und zum Nord-
atlantikvertrag. Ich bitte die Schriftführer, die 
Stimmkarten einzusammeln. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 
Ist jemand im Saal, der seine Stimmkarte noch 

nicht abgegeben hat? — Ich schließe die Abstim-
mung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 
Ich gebe das vorläufige Ergebnis *) der vierten 

namentlichen Abstimmung bekannt. Abgegebene 
Stimmen insgesamt 473. Mit Ja haben gestimmt 
314 Abgeordnete, mit Nein 157 Abgeordnete bei 
2 Enthaltungen. Berliner Abgeordnete: 20 abgege-
bene Stimmen, davon 10 mit Ja und 10 mit Nein. 

Ich stelle fest, daß der Entwurf eines Gesetzes 
betreffend den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch-
land zum Brüsseler Vertrag und zum Nordatlantik-
vertrag gemäß dem Ausschußantrag angenommen 
worden ist. 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 3947. 
**) Siehe Anlage 4. 

Zu dem Entwurf eines Gesetzes betreffend das 
am 23. Oktober 1954 in Paris unterzeichnete Ab-
kommen über das Statut der Saar — Drucksache 
1062 — liegen Änderungsanträge nicht vor. Wir 
kommen daher sofort zur Schlußabstimmung. Ich 
bitte die Schriftführer, die Abstimmungskarten ein-
zusammeln. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 
Ist jemand im Saal, der seine Stimmkarte noch 

nicht abgegeben hat? — Ich schließe 'die Abstim-
mung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 

Ich gebe das vorläufige Ergebnis *) der nament-
lichen Abstimmung Nr. 5 bekannt. Abgegebene 
Stimmen insgesamt 474. Mit Ja haben gestimmt 
263, mit Nein haben gestimmt 202 Abgeordnete; 
enthalten haben sich 9. Abgegebene Stimmen der 
Berliner Abgeordneten 20. Mit Ja haben gestimmt 
5; mit Nein haben gestimmt 13; enthalten haben 
sich 2. Ich stelle fest, daß der Entwurf eines Ge-
setzes betreffend das am 23. Oktober 1954 in Paris 
unterzeichnete Abkommen über das Statut der 
Saar angenommen ist. 

Zu dieser Vorlage liegen noch zwei Entschlie-
ßungsanträge, Umdrucke 297 und 299, vor, Wünscht 
jemand zu Umdruck 297 (neu) **) das Wort zu neh-
men? — Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. We-
ber (Koblenz). 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In den Auseinander-
setzungen um die Regelungen, die dem Hohen Hause 
zur Billigung vorlagen, hat das Abkommen über 
das Statut an der Saar sowohl uns selbst hier im 
Saale wie auch die weite Öffentlichkeit draußen 
besonders erregt und zum Teil geradezu leiden-
schaftliche Diskussionen hervorgerufen. Das ist 
begreiflich. Die Saar war schon einmal gewaltsam 
vom deutschen Mutterlande vorübergehend abge-
trennt und kehrte dann nach einem überwältigen-
den Bekenntnis zu Deutschland dorthin zurück. 
Nach dem zweiten Weltkriege wurde sie trotzdem 
wieder durch die Besatzungsmacht abgetrennt, was 
um so schmerzlicher war, als jetzt noch weitere 103 
urdeutsche Gemeinden in das sogenannte Saargebiet 
einbezogen wurden und der Bevölkerung -das Recht 
genommen wurde, sich frei und ungehindert poli-
tisch zu organisieren und zu betätigen. 

Nun handelt es sich um die uns alle zutiefst bewe-
gende Frage, ob dieser mit Gewalt geschaffene 
Zustand weiter bestehen und gar für alle Zeiten 
anerkannt werden soll — also im Ergebnis: end-
gültige Ausgliederung — oder ob für eine gewisse 
Zeit die Trennung und Unterstellung unter euro-
päische Treuhandschaft noch hingenommen werden 
muß, dabei aber einmal der Weg zur Rückkehr frei-
gemacht und offengehalten wird und zum andern 
jetzt schon den Bewohnern dieses Gebietes die 
Rechte ungehinderter politischer Betätigung ge-
währt werden und erhalten bleiben, ,also: proviso-
rischer Charakter der Regelung und Herstellung 
der politischen Freiheiten. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
das Statut diese zweite Lösung erreicht hat. Ich 
verhehle nicht, daß eine Reihe meiner Freunde und 
auch ich dem Abkommen lange Zeit mit starken 
Vorbehalten gegenübergestanden haben. Das hat 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 3947. 
**) Siehe Anlage 3. 
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uns aber nicht gehindert, das Abkommen genau zu 
überpüfen und uns dabei auch die Frage vorzulegen, 
was an  der  Saar geschehen würde, wenn das Ab-
kommen abgelehnt würde. Bei der eingehenden 
und gewissenhaften Prüfung bin ich mit meinen 
Freunden im Rechtsausschuß zu der Überzeugung 
gelangt, daß die von der Bundesregierung vertre-
tene Auffassung mit dem Wortlaut des Abkommens 
nicht im Widerspruch steht. 

In Frankreich und vor allem an der Saar selbst 
wurden unter Berufung auf das Statut aber auch 
andere Auffassungen vertreten. Die derzeitigen 
Machthaber an  der  Saar gehen sogar so weit, daß 
sie versuchen, aus dem Statut die politische und 
territoriale Selbständigkeit der Saar zu begründen 
und sie zu verewigen, jedes Eintreten für eine deut-
sche Endlösung gar für „verbrecherisch" zu erklären 
und die freie politische Meinungsäußerung weiter 
zu unterdrücken. Diese Auffassungen sind mit dem 
Inhalt und dem Geiste des Statuts unvereinbar. 

Es erscheint uns deshalb geboten, unsere Auf-
fassung zu diesen entscheidenden Fragen des Pro-
visoriums und der politischen Freiheiten, die, wie 
ich hoffe, die gemeinsame Überzeugung des ganzen 
Hauses ist, kundzutun. Ich lege deshalb den Ent-
schließungsantrag Umdruck 297 [neu] vor. Ich darf 
dabei bemerken, daß die darin niedergelegte Auf-
fassung bereits die Grundlage und Rechtfertigung 
für •die Stellungnahme einer Anzahl meiner Freunde 
in der zweiten und dritten Lesung gewesen ist. Der 
Umdruck 297 [neu] ist gegenüber dem ursprüng-
lichen Umdruck 297 lediglich in der Einleitung 
geändert. Die Änderung soll denen, die gegen das 
Abkommen selbst gestimmt haben, ermöglichen, der 
Entschließung zuzustimmen, indem der jetzige 
Wortlaut von einer Bezugnahme auf die Abstim-
mung selbst absieht. Namens der antragstellenden 
Fraktionen bitte ich Sie, dem Antrag Umdruck 297 
[neu] zuzustimmen. 

(Zuruf rechts: Feigenblatt! — Weitere Zurufe 
von der SPD.) 

Ich darf nun noch kurz auf den ebenfalls aufge-
rufenen Umdruck 299 eingehen, der in Abschnitt A 
dieselben Probleme anspricht, die in dem Umdruck 
297 angesprochen sind. Allerdings geht der Um-
druck 297 insoweit weiter, als er auch noch eine 
Ziffer 3 enthält, die die Bestimmungen der Euro-
päischen Konvention zur Wahrung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten im Saargebiet gemäß 
den Prinzipien des Statuts für verbindlich erklärt 
und deren Anwendung sicherstellen will. 

Ich bin der Meinung, daß der Antrag Umdruck 
299 *) Abschnitt A Ziffern 1 und 2 an sich im wesent-
lichen dem Antrag Umdruck 297 [neu] Ziffern 1 
und 2 gleich ist. Man sollte eigentlich nicht dar-
über streiten, über welchen Antrag zuerst abge-
stimmt werden soll. Nach meiner Auffassung geht 
der Antrag Umdruck 297 [neu] weiter, weil er noch 
auf die Bestimmungen der Europäischen Konven-
tion zur Wahrung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten und deren Sicherstellung im Saargebiet 
hinweist. Daß etwa der Antrag Umdruck 299 wei-
tergehe, kann, so meine ich, nicht darauf gegrün-
det werden, daß er auch noch weitere Probleme 
anspreche; 

(Abg. Mellies: Das ist ja eine ganz neue 
Auslegung!) 

vielmehr wird in einem besonderen Abschnitt A 
das eine Problem, das in dem Umdruck 297 allein 
behandelt ist, getrennt angesprochen. 

*) Siehe Anlage 5. 

Ich bitte Sie deshalb, da wir den Antrag Umdruck 
299 insgesamt nicht annehmen können, zunächst 
über den Antrag Umdruck 297 [neu] abzustimmen. 

(Abg. Mellies: So komische Auslegungen 
hat der Bundestag noch nicht erlebt!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich bedaure, daß wir uns zum 
Schluß der dritten Lesung mit Entschließungsan-
trägen befassen müssen. Hätte das Abkommen in 
den Hauptpunkten, die uns interessieren, einen 
klaren Text, dann brauchten wir weder diese Ent-
schließungsanträge noch hätten wir gestern unsere 
Zusatzanträge zum Ratifikationsgesetz gebraucht. 

(Beifall bei der 'SPD.) 
Diese Zusatzanträge zum Ratifikationsgesetz hätten 
diejenigen gestern annehmen müssen, die der Mei-
nung sind, daß dieses Statut die Zugehörigkeit des 
Saargebiets zu Deutschland und die demokratischen 
Freiheiten nicht gewährleistet. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Nun stehen wir vor der Situation, daß unsere 

Zusätze zum Ratifikationsgesetz verworfen worden 
sind. Wir sind gleichwohl der Meinung, daß es für 
bestimmte politische Situationen einen gewissen, 
nicht großen, aber doch einen gewissen Wert haben 
kann, eine solche Entschließung anzunehmen. Es 
ist richtig, was Herr Kollege Weber sagte, daß der 
Abschnitt A unseres Antrags mit den Ziffern 1 
und 2 des Entschließungsantrags der Koalitionspar-
teien inhaltsgleich ist; dagegen geht unser Antrag 
weiter: er enthält in den Abschnitten B und C Fest-
legungen des Bundestags und der Bundesregierung 
auf ein bestimmtes politisches Verhalten. Unser 
Punkt A und Ihre Ziffern 1, 2 und 3 sind Deklama-
tionen, sind Ausdruck unseres Wunsches, daß es so 
laufen möge. Aber in unseren Abschnitten B und 
C wird vorgeschlagen, sich in einer bestimmten 
Weise zu verhalten, nämlich — in B — eine Frist 
nicht als beginnend anzusehen, wenn gewisse Vor-
aussetzungen nicht erfüllt sind. Dabei wird die 
Bundesregierung mitzureden haben. Da steckt poli-
tisch etwas drin. 

Ebenso steckt politisch etwas in dem Abschnitt 
C, der folgenden Wortlaut hat: 

Die Bundesregierung kann Wirtschaftshilfe 
nach diesem Abkommen nur einer aus freien 
Wahlen hervorgegangenen Saarregierung ge-
währen. 

Hier haben wir etwas in der Hand, wenn wir das 
beschließen und wenn wir uns darüber einig sind. 
Die Interpretationen unseres Abschnitts A und Ihrer 
Ziffern 1, 2 und 3 sind wenig inhaltsreich, aber in 
unseren Abschnitten B und C stecken politische 
Möglichkeiten. Deshalb ist unser Antrag der wei-
tergehende, und ich bitte, ihn der Abstimmung 
zugrunde zu legen und dabei die Abschnitte A, B 
und C getrennt zur Abstimmung zu stellen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Mocker. 

Dr. Mocker (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Entschließungen Umdruck 
297 [neu] und Umdruck 299 mit Ausnahme von Ab-
schnitt C enthalten lediglich einseitige Erklärun-
gen des Deutschen Bundestags ohne rechtsgestal-
tende Wirkung. Sie haben nur deklamatorischen 
Charakter und sind sohin ohne tatsächlichen und 
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rechtlichen Einfluß auf das Saarstatut. Sie tragen 
aber die Gefahr in sich, über die durch das Saar-
statut gegebene wahre Rechts- und Sachlage in der 
deutschen Öffentlichkeit Irrtümer aufkommen zu 
lassen. Eine Reihe meiner Freunde und ich sind 
daher der Meinung, daß eine Zustimmung nicht 
richtig wäre. 

Wir werden aber auch nicht mit Nein stimmen. 
Dadurch wollen wir zum Ausdruck bringen, daß wir 
mit Wortlaut und Zielsetzungen der Entschließun-
gen einverstanden sind, wenn damit ein für beide 
Vertragspartner des Saarstatuts bindendes Ergeb-
nis erreicht werden könnte. Eine Reihe meiner 
politischen Freunde und ich werden uns deshalb der 
Stimme enthalten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Lenz. 

Dr. Lenz (Godesberg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Antrag der 
Koalitionsfraktionen Umdruck 297 deckt sich im 
wesentlichen mit Abschnitt A des Umdrucks 299 
der Sozialdemokratischen Fraktion. In Abschnitt B 
sind eine Reihe von Punkten enthalten, denen wir 
sachlich an sich zustimmen würden. Wir halten 
aber nicht alle Punkte in dieser Entschließung für 
tragbar und bitten deshalb, die Abschnitte B und C 
abzulehnen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Erler hat das Wort. 

Erler (SPD): Damit der Fraktion der Christlich

-

Demokratischen Union Gelegenheit gegeben wird, 
diejenigen Punkte aus Abschnitt B zu bezeichnen, 
denen sie zuzustimmen gedenkt, beantrage ich, bei 
Abschnitt B nummernweise abzustimmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort wird 
nicht weiter gewünscht. 

Ich entscheide wie folgt. Ich lasse abstimmen 
über beide Anträge, und zwar zunächst über den 
Antrag Umdruck 297 [neu] und dann über den 
Antrag Umdruck 299, dabei den Abschnitt B dem 
Antrag des Abgeordneten Erler folgend nummern-
weise. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Umdruck 297 [neu] *). Wer diesem Entschließungs-
antrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und DP 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einer An-
zahl Enthaltungen mit großer Mehrheit angenom-
men. 

Wir kommen zum Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD Umdruck 299. Ich rufe zunächst 
auf den  Abschnitt A. 

(Zurufe von der Mitte: Ist erledigt! — 
Abg. Dr. Mommer: Der ist erledigt!) 

— Abschnitt A ist erledigt. 
Abschnitt B! 

(Unruhe bei der SPD.) 

— Herr Abgeordneter Erler, hatten Sie sich zur 
Abstimmung gemeldet? — Entschuldigung, — Herr 
Abgeordneter Professor Schmid! 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! 
Ich bin nicht der Meinung, daß die Abstimmung 
über den Umdruck 297 [neu] den Abschnitt A auf 
Umdruck 299 erledigt hätte. Manches in den beiden 
Anträgen deckt sich, aber es deckt sich nicht alles. 

*) Siehe Anlage 3.  

Wenn sich Anträge nicht Wort für Wort decken, 
muß über beide Anträge abgestimmt werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Abgeordneter 
Kiesinger hat das Wort. 

Kiesinger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Um einige Verwirrung, die 
vielleicht entstehen könnte, zu klären: Der von den 
drei Fraktionen der Regierungskoalition einge-
brachte Antrag hat den Problemkomplex, um den es 
sich hier handelt, sorgfältig zu berücksichtigen ver-
sucht. Das, was in dem Antrag der sozialdemokra-
tischen Fraktion in den Abschnitten B und C ent-
halten ist, wird zum Teil auch von uns gebilligt. 
Aber unsere Überlegungen haben uns zu der Formu-
lierung des von uns' eingereichten Antrags geführt. 
Aus diesem Grunde werden wir die einzelnen Ab-
schnitte des Antrags der SPD ablehnen. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD: Aha! — 
Abg. Mellies: Auslegungskünste! — Wei

-

terer Zuruf von der SPD: Weiße Salbe!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, nachdem eine Einmütigkeit darüber 
nicht besteht, ob der Abschnitt A des Antrags Um-
druck 299 in der Sache identisch ist mit dem An-
trag Umdruck 297 [neu], lasse ich auch über ihn 
abstimmen. 

Ich rufe also zur Abstimmung auf den Abschnitt 
A des Entschließungsantrags der Fraktion der SPD 
auf Umdruck 299 *). Wer diesem Abschnitt A zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! 

(Zurufe von der SPD.) 
— Ich muß die Abstimmung wiederholen lassen. 

(Zurufe von der SPD: Unerhört! Schluß-
verkauf! — Große Unruhe.) 

— Einen Augenblick Ruhe, meine Damen und Her-
ren. Im Vorstand besteht keine Einmütigkeit dar-
über, welches die Mehrheit war. Ich lasse die Ab-
stimmung wiederholen. Wer dem Abschnitt A des 
Entschließungsantrags der Fraktion der SPD Um-
druck 299 zustimmen will,  den  bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! 

(Lebhafte Zurufe von  der  SPD: Ausver

-

kauf! — Unerhört, so was! — Ausverkauf 
von Meinungen! — Fraktionszwang!) 

— Der Sitzungsvorstand ist sich nicht einig. Wir 
kommen zur Auszählung. Ich bitte, den Saal zu 
verlassen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 
Meine Damen und Herren, ich bitte, den Saal 

zu räumen. — 
Ich bitte, die Türen zu schließen. — Ich bitte, mit 

der Abstimmung zu beginnen. 
(Wiedereintritt und Zählung.) 

Die Abstimmung ist geschlossen. Ich bitte, die 
Türen zu schließen. 

Ich gebe das Ergebnis der Auszählung bekannt. 
Über den Abschnitt A des Entschließungsantrags 
der Fraktion der SPD — Umdruck 299 — ist wie 
folgt abgestimmt worden. Mit Ja haben gestimmt 
189 Mitglieder des Hauses, mit Nein haben 237 
Mitglieder des Hauses gestimmt; 

(Pfui-Rufe bei der SPD.) 
enthalten haben sich 28. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Abschnitt 
B. Es ist Abstimmung nach den einzelnen Ziffern 

*) Siehe Anlage 5. 
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beantragt. Ich rufe deshalb zunächst auf: Ent-
schließungsantrag Umdruck 299 Abschnitt B Zif-
fer 1. Wer dieser Ziffer zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist 
abgelehnt. 

Ich rufe Ziffer 2 auf. Wer ihr zustimmen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 

(Zurufe von ,der SPD: Aha! Stur Heil!) 
Mit gleicher Mehrheit abgelehnt. 

Ziffer 3! Wer Ziffer 3 zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Mit gleicher Mehrheit abgelehnt. 

(Abg. Erler: Nicht einmal die Sendezeiten 
für die deutschen Parteien! — Abg. Dr. 
Schröder [Düsseldorf]: Legen Sie uns nichts 
Falsches unter! — Weitere Zurufe und 

Gegenrufe.) 
— Meine Damen und Herren, lassen Sie uns hier 

zu Ende kommen! 
(Zurufe von der SPD: Saar-Ausverkauf!) 

Ich rufe auf Ziffer 4. Wer der Ziffer 4 zustim-
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. —
Gegenprobe! — Mit gleicher Mehrheit abgelehnt. 

(Zurufe von der SPD: Pfui! Unerhört!) 
Ich rufe Ziffer 5 auf. Wer Ziffer 5 zustimmen 

will, den bitte ich um um ein Handzeichen. — Das 
letzte war die Mehrheit; Ziffer 5 ist abgelehnt. 

(Abg. Erler: Jetzt kommt die Ausweisung 
des Kollegen Walz! Wir wollen einmal 

sehen, wer sich dazu bekennt!) 
Ich rufe auf Ziffer 6. Wer Ziffer 6 zustimmen 

will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! 

(Erregte andauernde lebhafte Pfui-Rufe 
von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte, Ruhe zu 
behalten. 

(Fortgesetzte Rufe von der SPD: Pfui!) 
Meine Damen und Herren — — 

(Anhaltende Pfui-Rufe von der SPD. — 
Abg. Dr. Mommer: Verrat ist das!) 

— Meine Damen und Herren, diese Reaktion ist des 
Parlamentes nicht würdig! 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien. 
— Anhaltende Pfui-Rufe von der SPD.) 

Ich stelle fest, daß Ziffer 6 mit derselben Mehrheit 
abgelehnt ist. 

Ich rufe Ziffer 7 auf. Wer der Ziffer 7 zustim-
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! 

(Zuruf von der SPD: Separatisten!) 
— Das letzte war die Mehrheit; die Ziffer 7 ist 
abgelehnt. 

(Pfui-Rufe bei der SPD.) 
Ich rufe den Abschnitt C des Umdrucks 299 auf. 

Wer diesem Abschnitt C zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. 

(Zuruf von der SPD: Die stimmen auch für 
die Gestapo!) 

— Gegenprobe! — Das letzte war die Mehrheit; 
Abschnitt C ist abgelehnt. Damit ist der Entschlie-
ßungsantrag der SPD auf Umdruck 299 abgelehnt. 

(Lebhafte Pfui-Rufe von der SPD. — Abg. 
Kiesinger: ,Zur Abstimmung!) 

Zur Abstimmung hat der Abgeordnete Kiesinger 
das Wort. 

(Lebhafte Pfui-Rufe von der SPD. — Lärm.) 
-- Meine Damen und Herren, behalten Sie Platz 
und behalten Sie Ruhe! — Das Wort hat der Abge-
ordnete Kiesinger. 

(Fortgesetzte Zurufe von der SPD.) 

Kiesinger (CDU/CSU): Meine Damen und Her-
ren! Wenn Ihnen daran liegt, daß es sich hier um 
eine gemeinsame Sache handelt, 

(lebhafter Widerspruch und Zurufe von 
der SPD) 

dann hören Sie sich noch einmal an, 
(fortgesetzte Zurufe von der SPD) 

was wir zu dieser Abstimmung zu sagen haben. 
(Anhaltende erregte Zurufe von der SPD. 
— Lärm. — Glocke des Präsidenten.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich muß ernstlich an Sie appellieren, 
nunmehr die Ruhe wieder zu finden. Es hat doch 
keinen Sinn, wenn wir uns bis morgen vormittag 
damit aufhalten. 

Das Wort hat der Abgeordnete Kiesinger. 
(Fortgesetzte Zurufe von der SPD.) 

Kiesinger (CDU/CSU): Ich habe eben in einer 
privaten Unterhaltung mit einem sozialdemokrati-
schen Kollegen — — 

(Lärmende Zurufe von der SPD.) 
— Ja, wollen Sie nun die Terrormethoden ins Par-
lament verlegen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der SPD.) 

Ich habe eben in einer privaten Unterhaltung 
sozialdemokratischen Kollegen erklärt, warum wir 
zunächst den Teil A abgelehnt hatten. Der Teil A 
war inhaltlich übereinstimmend mit dem von uns 
vorher angenommenen Antrag. 

(Widerspruch bei der SPD.) 
Man hätte sich überlegen können, ob m an  dein 
Teil A des sozialdemokratischen Antrags dennoch 
zustimmt. Er ist nur abgelehnt worden, weil wir 
der Auffassung sind, daß er sich durch die An-
nahme unseres Antrags erledigt hatte. 

(Erregte Zurufe von der SPD: Nein! — 
Das ist nicht wahr! — Unerhört!) 

— Schreien Sie doch nicht so, meine Herren; es ist 
kein gutes Zeichen für Ihre demokratische Gesin-
nung 

(Beifall bei den Regierungsparteien — An-
haltende erregte Zurufe von der SPD) 

und für Ihre Sache. 
(Zuruf von der SPD: Die Abstimmung ist 
kein gutes Zeichen! — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 
Ich erkläre hiermit noch einmal, daß diese 

Abstimmung nur bedeutet, daß wir die Angelegen-
heit durch die Annahme unseres Antrags für er-
ledigt betrachteten. 

(Anhaltende erregte Zurufe von der SPD.) 
— Wenn. es Sie, verehrte Kollegen von der sozial-
demokratischen Fraktion, freut, dann kann ich auch 
sagen: wir haben trotz formeller Ablehnung des 
Antrags zu Teil A ihm sachlich gleichwohl zuge-
stimmt. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 
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 — Nun, Sie hören es nicht gern, aber es ist so. 

(Erregte Zurufe von der SPD. — Abg. 
Gleisner [Unna] Das ist gelogen! — Lärm.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter. 

Wer hat den Zwischenruf gemacht: „Das ist 
gelogen"? 

(Abg. Gleisner [Unna]: Ich, Herr Präsident!) 

— Herr Kollege Gleisner, ich rufe Sie zur Ordnung! 

Kiesinger (CDU/CSU): Wie können Sie, Herr 
Gleisner, einen solchen Zwischenruf machen! 

(Zurufe links: Weil Sie abgelehnt haben! — 
Weitere Zurufe links.) 

Nachdem unser Antrag vorher angenommen wurde, 
bedeutet doch diese Ablehnung nur etwas Formales. 

(Erneuter Widerspruch bei der SPD.) 

Nun zum Teil B und C. Ich habe vor der Ab-
stimmung erklärt, daß wir mit vielen Punkten, die 
darin enthalten sind, einig sind, 

(Zuruf von der SPD: Aber abgelehnt haben 
Sie! — weitere Zurufe links.) 

daß wir aber mit den Formulierungen zu den Punk-
ten und innerhalb der einzelnen Punkte nicht durch-
weg einverstanden sein können. Wir haben den 
Problemkomplex in unseren Beratungen zu berück-
sichtigen versucht 

(fortgesetzte Zurufe links) 

und gaben daher unserer Formulierung den Vor-
zug. Die Ablehnung Ihres Antrags zu Teil B und C 
bedeutet also nicht eine Ablehnung jedes darin ent-
haltenen Punktes. 

(Rufe von der SPD: Ach! — Weitere Zurufe 
links) 

— Ihnen gefällt es eben nicht, wenn man nicht 
alles, was Sie uns präsentieren, buchstabengetreu 
akzeptiert! 

(Zuruf von der SPD: Umgekehrt! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD. — Abg. Mellies: 
Wir sehen einem entsprechenden Antrag 

von Ihnen entgegen!) 

Ich hatte vorher noch versucht, die sozialdemokra-
tischen Kollegen dazu zu bestimmen, die Teile B 
und C zu nochmaliger ruhiger Überprüfung an den 
Ausschuß zu geben. Das ist mir abgelehnt worden. 

(Abg. Mellies: Wir sehen einem entsprechen- 
den Antrag von Ihnen entgegen!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Obwohl wir der Meinung waren, 
daß unser  Antrag der weitergehende war und des-
halb der Abstimmung zugrunde gelegt werden 
mußte, haben wir loyal akzeptiert, was der Präsi-
dent entschieden hat; es wurde zuerst über Ihren 
Antrag abgestimmt, und wir haben ihm zugestimmt. 
Sie haben uns das dadurch gedankt, daß Sie alles, 
was wir vorschlugen, jetzt abgelehnt haben, ob-
schon Sie selbst erklären, daß es nicht im Wider-
spruch stehe zu dem, was Sie mit Ihrem Antrag 
wollen. Dadurch, meine Damen und Herren, wurde 
jetzt diese bedauerliche Szene hervorgerufen, durch 
Ihr Verhalten, nicht durch das unsere. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Zweitens, meine Damen und Herren: Sie stellen 
die Erklärung des Herrn Bundeskanzlers in den 
letzten Tagen in ein sehr eigenartiges Licht. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Er hat nämlich erklärt, daß an der Saar freie Wah-
len stattfinden würden und daß er sich mit dem 
damaligen Ministerpräsidenten darüber einig war, 
daß alle Beschränkungen der Freiheiten im Saar-
gebiet aufgehoben werden würden. Sie nicken, 
Herr Bundeskanzler; Sie wiederholen  also,  obschon 
erstens heute oder gestern vom französischen 
Außenministerium erklärt wurde, was ich hier schon 
aus der Begründung der französischen Regierung 
zitiert habe, daß nämlich nach der Volksabstim-
mung freie Propaganda für die Parteien keines-
wegs möglich sei, sie sei dann vielmehr illegal — 
dazu haben Sie sich nicht geäußert hier —, 

(Abg. Dr. von Brentano: Nicht erklärt!) 
und obschon zweitens Sie hier kneifen, wenn es 
darum geht, Konsequenzen zu ziehen. Sie haben 
auch den Abschnitt C abgelehnt, worin es heißt: 

Die Bundesregierung kann Wirtschaftshilfe 
nach diesem Abkommen nur einer aus freien 
Wahlen hervorgegangenen Saarregierung ge- 
währen. 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie zu Ihrer Erklä-
rung stehen, dann wird es im Saargebiet freie 
Wahlen geben — nach Ihrer Auffassung —; dann 
wird die Wirtschaftshilfe auf jeden Fall — nach 
Ihrer Auffassung — einer frei gewählten Saar-
regierung gegeben. Dann sehe ich g ar  nicht, warum 
Sie sich gegen diese Entschließung, gegen diesen 
Abschnitt C, wenden können. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Wenn Sie sich doch dagegen wenden, setzen Sie 
sich dem Verdacht aus, daß Sie selbst nicht daran 
glauben, daß es im Saargebiet freie Wahlen gibt 

(stürmische Zustimmung bei der SPD) 

und daß Sie die Wirtschaftshilfe einer unfrei ge-
wählten Saarregierung geben wollen. Darum geht 
es doch! Dazu aber, Herr Kiesinger, brauchen wir 
auch keine Ausschußberatungen mehr. Das sind 
sehr klare Dinge, auch die, die in dem Abschnitt B 
unserer Entschließung enthalten sind. 

Wenn es darum geht, erst alle politischen Aus-
weisungen aufzuheben, ehe dort an der Saar über-
haupt etwas nach dem Statut geschehen kann, dann 
sollten wir doch alle zusammenhalten, um so mehr, 
als sogar einige unserer Kollegen davon betroffen 
sind. 

Meine Damen und Herren von der CDU, alles, 
was Sie gestern und vorgestern über die Freihei-
ten gesagt haben, die dieses Statut bringe, wird 
durch ihr eigenes Verhalten bei diesen Entschlie-
ßungen wieder dementiert, von Ihnen selbst wie-
der dementiert! 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zu 
einer Erklärung hat der Abgeordnete von Merkatz. 

(Rufe von der SPD: Aha! — Zuruf von der 
SPD: Der getreue Ekkehard!) 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Meine Fraktionskollegen haben 
mich beauftragt, dem Hause mitzuteilen, daß unsere 
Zustimmung zum Abkommen über die Saar unter 
dem Vorbehalt und unter der Bedingung erfolgt, 
daß die Ratifikationsurkunden zu diesem Abkom- 
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men erst zu einem Zeitpunkt hinterlegt wird, in 
dem die Verwirklichung des gesamten Vertrags-
werkes sichergestellt ist. Meine Fraktion hat in 
dieser Hinsicht die notwendigen Zusagen bekom-
men. Wir haben von einem Antrag abgesehen, weil 
diese Regelung eigentlich selbstverständlich ist und 
der selbstverständlichen Klugheit entspricht. 

(Abg. Dr. von Brentano: Ja!) 

Der Zweck ist klar: Wir wollen verhindern — 
das ist sicherlich auch gemeinsame Meinung in die-
sem Hause —, daß etwa dieses Abkommen isoliert 
in der Welt stehenbleibt für den unwahrscheinlichen 
Fall, den ich gar nicht in Rechnung stelle, auch 
bei großem Pessimismus nicht in Rechnung stelle, 
daß auch dieses Vertragswerk wiederum scheitert. 
Wir sind absolut optimistischer Auffassung. Aber 
ich habe die Aufgabe, diese Ansicht meiner Frak-
tion der Deutlichkeit halber noch vor dem Hause 
darzulegen, damit Sie wissen, in welchem Sinne 
wir abgestimmt haben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zu 
einer Erklärung hat der Abgeordnete Dr. Atzen-
roth. 

Dr. Atzenroth: (FDP): Meine Damen und Herren! 
Um Mißverständnissen vorzubeugen, erkläre ich, 
daß meine Fraktion bei der Abstimmung über den 
Umdruck 299 sowohl dem Teil A als auch allen Zif-
fern in Teil B zugestimmt hat, weil der Inhalt unse-
rer Überzeugung entspricht. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren! Damit sind wir am Ende der Tages-
ordnung angelangt. Ich berufe die nächste, die 
73. Sitzung des Deutschen Bundestages ein auf Don-
nerstag, den 17. März, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19 Uhr 46 Minuten.) 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Der Präsident hat Urlaub erteilt für einen Tag 
den Abgeordneten 

Dr. Königswarter 
Thieme. 

Anlage 2 	 Umdruck 296 
(Vgl. S. 3929 D, 3937.) 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP, GB/BHE, DP zur dritten Beratung des 
Entwurfs eines Gesetzes betreffend das Protokoll 
vom 23. Oktober 1954 über die Beendigung des 
Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutsch-
land (Drucksachen 1200 Ziffer I, 1000): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die drei westlichen Mächte haben auf einer un-
veränderten Übernahme der das deutsche Aus-
landsvermögen betreffenden Bestimmungen des 
Sechsten Teiles des Vertrages zur Regelung aus 
Krieg und Besatzung entstandener Fragen vom 
26. Mai 1952 in das Pariser Vertragswerk vom 
23. Oktober 1954 beharrt. Mit tiefer Enttäuschung 
hat der Deutsche Bundestag hiervon Kenntnis ge-
nommen. Die Aufrechterhaltung dieser Bestimmun-
gen bestätigt nicht nur die bisherigen Maßnah-
men gegen das Privateigentum, sondern schafft 
auch für die Zukunft die Möglichkeit weitgehen-
der neuer Eingriffe in private Rechte. Drückende 
und diskriminierende Beschränkungen aus der Be-
satzungszeit bleiben bestehen; sie sind nach Auf-
fassung des Deutschen Bundestages mit der Über-
nahme politischer und militärischer Verpflichtun-
gen und Verantwortlichkeiten in der Gemeinschaft 
der freien Welt nicht zu vereinbaren. 

Der Deutsche Bundestag erwartet deshalb, 
1. daß die von den Drei Mächten in Aussicht ge-

stellten Besprechungen über die Handhabung 
des Artikels 4 des Sechsten Teiles des genann-
ten Vertrages zu dem Ergebnis führen, daß die 

Bundesrepublik ohne Einschränkung freie 
zweiseitige Verhandlungen mit verhandlungs-
bereiten Staaten aufnehmen kann; 

2. daß derartigen Verhandlungen nicht dadurch 
die Grundlage entzogen wird, daß die in Be-
tracht kommenden Staaten das noch vorhan-
dene deutsche Auslandsvermögen weiterhin 
liquidieren; 

3. daß die Unterzeichnerstaaten des Pariser Repa-
rationsabkommens keine Ansprüche mehr auf 
noch vorhandenes deutsches Eigentum im Aus-
land erheben und sich auch nicht mehr auf die-
ses Abkommen berufen und daß die sinnlos 
gewordene Bestimmung, die den Wiedererwerb 
früheren deutschen Auslandseigentums durch 
Deutsche verbietet, aufgehoben wird; 

4. daß die gewerblichen Schutz- und Urheber-
rechte aus der Vorkriegszeit dort, wo es noch 
nicht geschehen ist, wiederhergestellt werden 
und damit die internationale Rechtssicherheit 
auf diesem Gebiete wiederkehrt; 

5. daß nunmehr — fast 10 Jahre nach Beendigung 
der Feindseligkeiten — das deutsche diploma-
tisch-konsularische Eigentum, das seit jeher 
besonderen völkerrechtlichen Schutz genossen 
hat, auch in den Ländern zurückgegeben wird, 
in denen dies bisher noch nicht geschehen ist. 

Der Deutsche Bundestag bezieht sich ferner auf 
seine aus Anlaß der ersten Beratung des Über-
leitungsvertrages angenommene Entschließung vom 
27. November 1952 (Drucksache Nr. 3900 der 
1. Wahlperiode S. 136) und macht sie sich auch 
heute in vollem Umfange zu eigen. Er ersucht die 
Bundesregierung, die zur Durchführung dieser 
Entschließung erforderlichen Schritte zu unter-
nehmen. 

Bonn, den 26. Februar 1955 

Dr. von Brentano und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Haasler und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 
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Anlage 3 	 Umdruck 297 (neu) 
(Vgl. S. 3930 C, 3932 B.) 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP, DP zur dritten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes betreffend das am 23. Oktober 1954 
in Paris unterzeichnete Abkommen über das Statut 
der Saar (Drucksachen 1200 Ziffer IV, 1062): 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Der Bundestag gibt seine Auffassung dahin 

kund, 
1. daß durch das Abkommen über das Statut 

der Saar die Zugehörigkeit des Saargebietes 
zu Deutschland in den Grenzen vom 31. De-
zember 1937 und der Bevölkerung dieses Ge-
bietes zum deutschen Volke nicht berührt 
wird, wie es dem in der Londoner Schluß-
akte vom 3. Oktober 1954 erneut anerkann-
ten Grundsatz entspricht, daß die endgültige 
Festlegung der Grenzen Deutschlands bis 
zum Abschluß einer frei vereinbarten frie-
densvertraglichen Regelung für Gesamt-
deutschland aufgeschoben werden muß, 

2. daß, wie im Artikel VI des Abkommens vor-
gesehen, die volle Freiheit der politischen 
Meinungsäußerung und die ungehinderte po-
litische Betätigung von einzelnen, Parteien, 
Vereinen und der Presse im Saargebiet her-
gestellt werden und auch nach der Volks-
abstimmung aufrechterhalten bleiben und daß 
der Europäische Kommissar in der Wahrung 
dieser Freiheit seine vornehmste Aufgabe 
sehen wird, 

3. daß die Bestimmungen der Europäischen 
Konvention zur Wahrung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten im Saargebiet gemäß 
den Prinzipien des Statuts verbindlich sind 
und angewendet werden. 

Bonn, den 27. Februar 1955 
Dr. von Brentano und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 298 
(Vgl. S. 3930 A.) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes be-
treffend den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch-
land zum Brüsseler Vertrag und zum Nordatlan-
tikvertrag (Drucksachen 1200 Ziffer III, 1061): 

Der Bundestag wolle beschließen: 
In Art. 4 wird der bisherige Wortlaut 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft 

gestrichen und ersetzt durch folgende neue Fas-
sung: 

Artikel 4 
Dieses Gesetz tritt in Kraft eine Woche nach 

einem Beschluß des Bundestages, durch den 
der Bundestag feststellt, daß erneute Ver-
handlungen zwischen den Besatzungsmächten 
mit dem Ziel der Wiedervereinigung Deutsch-
lands in Freiheit ergebnislos geblieben sind. 
Ein solcher Beschluß und der Tag des Inkraft-
tretens sind im Bundesgesetzblatt bekanntzu-
machen. 

Bonn. den 27. Februar 1955 
Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 299 
(Vgl. S. 3931 B, 3932 C.) 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
betreffend das am 23. Oktober 1954 in Paris unter-
zeichnete Abkommen über das Statut der Saar 
(Drucksachen 1200 Ziffer IV, 1062): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag erklärt: 
A. 

1. Das Abkommen berührt weder die staats- und 
völkerrechtliche Zugehörigkeit des Saargebiets 
zu Deutschland noch die deutsche Staatsange-
hörigkeit der an der Saar ansässigen Personen, 
die am 9. Mai 1945 die deutsche Staatsangehö-
rigkeit besaßen oder von solchen Personen ab-
stammen. 

2. Artikel VI des Abkommens stellt sicher, daß 
die politischen Parteien, die Vereine und die 
Presse keiner Genehmigung unterworfen sein 
werden und weder vor noch nach der in Ar-
tikel I des Abkommens vorgesehenen Volksab-
stimmung aus politischen Gründen verboten 
oder aufgehoben werden können, soweit sie 
nicht darauf ausgehen, die politischen Freihei-
ten zu zerstören oder das Statut durch undemo-
kratische Mittel zu ändern. 

B. 
Die in Artikel VI des Abkommens vorgesehenen 
Bestimmungen über die Aufhebung der Be-
schränkungen der politischen Freiheiten und 
die Nichteinmischung von außen sind nicht ver-
wirklicht, und die in Artikel X des Abkom-
mens bestimmte Frist beginnt erst, wenn 
1. im französischen Staatshaushalt für poli-

tische Zwecke im Saargebiet vorgesehene 
Mittel nicht weiter verwendet werden 
können; 

2. der Vertreter Frankreichs und die ihm 
nachgeordneten politischen Beamten im 
Saargebiet, die französische Polizei und die 
französischen Truppen das Gebiet verlassen 
und französische Bürger im Staatsdienst ihr 
Amt niedergelegt haben; 

3. allen im Saargebiet vertretenen Parteien 
und Gruppen Rundfunk- und Fernsehsender 
gleichmäßig zur Verfügung gestellt werden; 

4. unter „von außen kommende Einmischung" 
auch die Unterstützung von Parteien, Ver-
einen und Verlagen durch nichtsaarländische 
Unternehmen im Saargebiet verstanden 
wird; 

5. sichergestellt ist, daß weder vor noch nach 
der im Artikel I vorgesehenen Volksabstim-
mung Mittel des öffentlichen Haushalts des 
Saargebietes für Propagandazwecke ver-
wandt werden; 

6. alle Ausweisungen aus politischen Gründen 
aufgehoben worden sind; 

7. die Tätigkeit der politischen Polizei der 
jetzigen Saarregierung eingestellt ist. 

C. 
Die Bundesregierung kann Wirtschaftshilfe nach 

diesem Abkommen nur einer aus freien Wahlen 
hervorgegangenen Saarregierung gewähren. 
Bonn, den 27. Februar 1955 

Ollenhauer und Fraktion 
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Anlage 6 	 Zu Umdruck 29 
(Vgl. S. 3929 D 

Schriftliche Begründung 
zum Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, GB/BHE, DP zur drittem Beratung 

betreffend das Protokoll vom 23. Oktober 1954 über die 

Beendigung des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland 

Die Entschließung Umdruck 296, die ich die Ehre 
habe im Namen der Fraktionen der CDU/CSU, 
FDP, GB/BHE, DP dem Hohen Hause zur An-
nahme zu empfehlen, ist in dieser Stunde von un-
mittelbarer Bedeutung. Während wir im Deutschen 
Bundestag die Verträge beraten  und verabschiedet 
haben, sind in Washington die Besprechungen im 
Gange, die Herr Abs über die Freigabe des deut-
schen Vermögens in den Vereinigten Staaten führt. 

Als in diesem Hause am 5. Dezember 1952 der 
erste Vertrag über die  deutsche Wiederbewaff-
nung, der erste Deutschlandvertrag und der erste 
Überleitungsvertrag verabschiedet wurden, nahm 
das Haus mit großer Mehrheit eine Entschließung 
zugunsten des deutschen Auslandsvermögens an. 
Wir sind zutiefst enttäuscht, daß heute, da wir den 
zweiten Vertrag über die deutsche Wiederbewaff-
nung, den zweiten Deutschlandvertrag und den 
zweiten Überleitungsvertrag verabschiedeten, die 
alten, kriegsbedingten Artikel des Teiles VI noch-
mals von uns bestätigt werden mußten. 

Die juristischen und finanziellen Gründe, die 
man von seiten der Alliierten vorbringt, um die 
Rückgabe des deutschen Auslandsvermögens zu 
verweigern, betrachten wir als sachlich und poli-
tisch überholt. Wir sind vielmehr der Ansicht, daß 
der Eintritt der Bundesrepublik in die Westeuro-
päische Union und in die Nordatlantische Vertrags-
organisation für die Vereinigten Staaten Grund 
genug wäre, das für uns wichtige, für sie aber 
untergeordnete Problem der Freigabe unseres Ver-
mögens politisch in ganz neuem Lichte zu sehen. 
Daß dies nicht geschehen ist, bildet für uns alle 
einen Grund der tiefsten Enttäuschung. Es hat 
denen, die nein zu den Verträgen sagten, das Nein 
sehr erleichtert und denen, die ja sagten, das Ja 
sehr erschwert. 

Unsere wirtschaftlichen Gründe für die Freigabe 
des deutschen Vermögens, für die Einstellung der 
Liquidationen, für die Ausschüttung der Liqida-
tionserlöse an die deutschen Berechtigten sind die-
selben wie eh und je. Unsere westliche Welt, zu 
deren Verteidigung die Rüstungen gedacht sind, 
beruht — wir wiederholen es deutlich —auf zwei 
Grundsätzen, auf dem der Vertragstreue und auf 
dem der Achtung vor den privaten Rechten, be-
sonders vor dem Eigentum. 

Wir haben unsere Vertragstreu& nach dem 
Kriege bewiesen und in London eine Schuldenlast 
von 14 000 Millionen DM auf uns genommen. Wir 
haben deutsche Schuldverschreibungen, die völ-
lig entwertet waren, wieder zu den besten Papieren 
der Welt gemacht und haben als Treuhänder für 
Gesamtdeutschland die Schulden auch für ganz 
Deutschland anerkannt: wir verzinsen sie und til-
gen sie. Da wäre es für die andere Seite doch nur 
recht und billig, den Feldzug gegen das deutsche 
Vermögen einzustellen, mit den Liquidationen auf-
zuhören und den Liquidationserlös an die Eigen-
tümer auszuschütten. 

Immer hat in der volkswirtschaftlichen Bilanz 
das Auslandsvermögen den Gegenposten zu den 
Schulden gebildet. Man soll deshalb im Auslands-
vermögen auch die volkswirtschaftliche Bedeutung 
achten, die es für unser Land besitzt. Unser Eigen

-

tum  im Ausland ist nicht eine private Liebhaberei 
oder ein privater Luxus, den man haben oder nicht 
haben kann, sondern es ist eine Lebensnotwendig-
keit für uns alle, die wir mit unseren Rohstoffen 
und unserer Nahrung vom Ausland abhängen. Des-
halb verteidigen wir diese Rechte mit solcher 
Zähigkeit und solchem Nachdruck. 

Die Vereinigten Staaten sind die  größte Gläu-
bigernation der Welt. Welchen Schaden bringt es 
ihnen selbst, wenn sie den Grundsatz des Privat-
eigentums verletzen, von dessen Achtung die 
Sicherheit ihrer eigenen Anlagen im Ausland ab-
hängt. Auch in der Frage des Auslandsvermögens 
sollten sich die Vereinigten Staaten als unsere Ge-
sinnungsgenossen. erweisen. 

Man rede uns nicht zuviel von den sogenannten 
kleinen Lösungen, von der Freigabe der Tausender, 
damit man die Hunderttausender behalten kann. 
Recht oder Unrecht bestimmen sich nicht nach den 
Nullen, die man anhängt oder streicht, sondern 
nach den ewigen Grundsätzen, die das Verhalten 
von Mensch zu Mensch und von Staat zu Staat, 
aber auch von Gläubiger und Schuldner regieren. 
Die Frage ist bei uns viel ernster, als man drüben 
denkt. Wenn Herr Abs besiegt wird, verliert Ge-
neral Gruenther eine Schlacht. 

Wo in den letzten Jahren aus der Liquidation 
deutscher Vermögenswerte amerikanische Inter-
essen entstanden sind, an denen die amerikanische 
Regierung nicht vorübergehen kann, da wäre doch 
sehr viel stärker als bisher zu prüfen, ob nicht auf 
dem Wege privater Absprachen die Lösung gefun-
den werden könnte. Schließlich zeigt sich der Wert 
oder Unwert eines Wirtschaftssystems auch darin, 
ob es die Kraft besitzt, aus sich selbst einen Streit 
zu beenden, der politisch zerstörend wirkt. 

In der Londoner Grundsatz-Erklärung vom 
3. Oktober 1954 gestehen die Alliierten der Bun-
desrepublik schon jetzt die Rechte zu, die sie nach 
der Ratifikation erlangen wird. Um so unverständ-
licher ist es, wenn bei Wahrnehmung deutscher 
Vermögensrechte im Ausland immer wieder Ein-
sprüche und Behinderungen von •alliierter Seite 
erfolgen, die wir als kleinlich und überholt emp-
finden. 

Noch einige Sonderbemerkungen seien hier an-
gefügt: Bei den Schutz- und Urheberrechten hat 
sich im Laufe der Jahre manches gebessert. Aber 
leider bestehen auch da noch immer groteske Ver-
hältnisse fort. Bedeutenden deutschen Firmen ist 
es nach wie vor untersagt, ihren guten deutschen 
Namen im Ausland zu führen, weil er dort be-
schlagnahmt ist. Aus dem Gebiet des Urheber-
rechts sei ein Einzelfall erwähnt: Als im November 
1954 die Oper „Carmina Burana" von Carl Orff 
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in den Vereinigten Staaten zum ersten Male auf-
geführt wurde, da  gingen — so wurde mir be-
richtet — die Lizenzgebühren des deutschen Kom-
ponisten nicht in seine Tasche, sondern in die des 
Treuhänders für Feindvermögen. Dies geschah im 
ersten Monat nach der Unterzeichnung des Ver-
trags über den Eintritt der Bundesrepublik in die 
Nord-Atlantische-Vertrags-Organisation. So weit 
ist der Weg vom State Department zum Depart-
ment of Justice. 

In Ziffer 5 der Entschließung ist von den Bot-
schaftsgebäuden die Rede. Sie stehen insofern auf 
einem anderen Blatt, als die Rechtslage anders zu 
beurteilen ist als die eines privaten Vermögens-
wertes. Wir messen Botschaftsgebäude nicht nach 
den Maßstäben des Wertes, sondern nach denen 
der Würde, die sie umgibt. Was in fremden Staaten 
mit den deutschen Botschaftsgebäuden geschieht, 
ist der beste Gradmesser für die  Achtung oder 
Mißachtung, die man uns entgegenbringt. 

Durch die Verträge erhält die Bundesrepublik 
die volle Macht eines souveränen Staates über ihre 

inneren und äußeren Angelegenheiten. Jetzt wer-
den die diplomatischen Missionen in echte Bot-
schaften umgewandelt, die Beglaubigungsschreiben 
werden in die Hände der Staatsoberhäupter gelegt. 
Jetzt wäre es an der Zeit, die letzten Gebäude 
zurückzugeben; jetzt wäre es an der Zeit, die 
Schritte zu tun, die viele Staaten bereits getan 
haben. Von den Staaten, die uns die Botschafts-
gebäude zurückgegeben haben, hat übrigens keiner 
vorbildlicher gehandelt als das Kaiserreich Iran. 
Seinen Souverän begrüßen wir als Gast in der 
Bundesrepublik. Wir sind ihm dankbar für die 
hohe Achtung, die seine Regierung dem deutschen 
Volk durch die unversehrte Rückgabe der Gesandt-
schaftsgebäude in Teheran und Schemiran gezollt 
hat. Wir werden  dies nie vergessen. 

Ich darf das Hohe Haus bitten, dieser Entschlie-
ßung zuzustimmen und damit das Ersuchen an die 
Bundesregierung zu verbinden, die erforderlichen 
Schritte zu unternehmen, um sie durchzuführen. 

Dr. Pfleiderer 

Anlage 7 	 (Vgl. S. 3932 B.) 

Schriftliche Erklärung 
des Abgeordneten Dr. Atzenroth (FDP) zur Abstimmung 

über den Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP zum Gesetzentwurf 
betreffend das 

Abkommen über das Statut der Saar 
(Umdruck 297 [neu]). 

Ich habe gegen den Entschließungsantrag auf 
Umdruck 297 (neu) gestimmt, weil ich nicht der 
Meinung bin, daß durch das Abkommen über das 
Statut der Saar unsere Forderung nach Aufrecht-
erhaltung der Zugehörigkeit des Saargebietes zu 

Deutschland und der Bevölkerung dieses Gebietes 
zum deutschen Volk erfüllt wird. 

Den Punkten 2 und 3 des Antrages hätte ich 
meine Zustimmung gegeben. 

Dr. Atzenroth 
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Namentliche Abstimmungen 

1. über den Entwurf eines Gesetzes betreffend das Protokoll vom 23. Oktober 1954 über die Beendi-
gung des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland — Schlußabstimmung — (Druck-
sachen 1000, 1200) 	 (Vgl. S. 3929 D.) 

2. über den Entwurf eines Gesetzes betreffend den Vertrag vom 23. Oktober 1954 über den Aufent-
halt ausländischer Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland — Schlußabstimmung — (Druck-
sachen 1060, 1200) 	 (Vgl. S. 3930 A.) 

3. über den Änderungsantrag der Fraktion der SPD zu Art. 4 des Entwurfs eines Gesetzes betreffend 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Brüsseler Vertrag und zum Nordatlantikvertrag 
(Umdruck 298) 	 (Vgl. S. 3930 A.) 

4. über den Entwurf eines Gesetzes betreffend den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Brüs-
seler Vertrag und zum Nordatlantikvertrag —Schlußabstimmung — (Drucksachen 1061, 1200) 

(Vgl. S. 3930 A.) 
5. über den Entwurf eines Gesetzes betreffend das am 23. Oktober 1954 in Paris unterzeichnete Ab-

kommen über das Statut der Saar — Schlußabstimmung — (Drucksachen 1062, 1200) 
(Vgl. S. 3930 C.) 

Name Abstimmungen 
1 		2 		3 		4 		5 

CDU/CSU  
Frau Ackermann . . . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Adenauer 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Albers 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Arndgen 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Barlage 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Bartram 	 Ja Ja Nein Ja Ja 

I  Bauer (Wasserburg) 	. 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Bauereisen 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Bauknecht 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Bausch 	 Ja Ja — Ja Ja 
Becker (Pirmasens) . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Berendsen 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Bergmeyer 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Fürst von Bismarck . . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Blank (Dortmund) 	. . . Ja Ja Nein 
Frau Dr. Bleyler Ja Ja 

(Freiburg) 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Blöcker 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Bock 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
von Bodelschwingh . . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Böhm (Frankfurt) 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Brand (Remscheid) . . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Brauksiepe . . . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. von Brentano . . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Brese 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Dr. Brökelschen . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Brönner 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Brookmann (Kiel) 	. . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Brück 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Bucerius 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. von Buchka 	. . . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Bürkel 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Burgemeister 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Caspers 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Cillien 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Conring 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Czaja 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Demmelmeier 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Diedrichsen 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Dietz 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Dittrich 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Dollinger 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
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1 
Name 	 

Abstimmungen 
2 		3 4 	 5 

Dr. Dresbach 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Donhauser 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Eckstein 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Ehren 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Engelbrecht-Greve . 	. . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Dr. h. c. Erhard . 	. 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Etzenbach . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Even 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Feldmann 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Finckh 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Franz 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Franzen 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Friese 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Fuchs 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Funk 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Furler 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Gedat 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Geiger (München) 	. . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Geisendörfer . . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Gengler . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Gerns 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
D. Dr. Gerstenmaier . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Gibbert 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Giencke Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Glasmeyer 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Gleissner (München) Ja Ja Nein Ja Ja 
Glüsing 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Gockeln . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Götz 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Goldhagen 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Gontrum 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Graf 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Griem 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Günther 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Gumrum 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Häussler 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Hahn 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Harnischfeger 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Heix 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Hellwig 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Graf Henckel 	. . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Hesberg 	 krank krank krank krank krank 
Heye 	  Ja Ja Nein Ja enthalten 
Hilbert 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Höcherl 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Höck 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Höfler 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Holla 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Hoogen 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Horlacher 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Horn 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Huth 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Illerhaus 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Jaeger 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Jahn 	(Stuttgart) . 	. 	. 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Dr. Jochmus . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Josten 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Kahn 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Kaiser 	 Ja Ja Nein Ja enthalten 
Karpf 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Kemmer (Bamberg) . . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Kemper (Trier) 	 Ja Ja Nein Ja enthalten 
Kiesinger 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Kihn (Würzburg) . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Kirchhoff 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Klausner 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Kleindinst 	. . 	. 	- Ja Ja Nein Ja Ja 
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Name 
Abstimmungen 

1 		2 		3 		4 		5 

Dr. Kliesing 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Knapp 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Knobloch 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Köhler 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Koops 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Kopf 	 Ja Ja Nein Ja enthalten 
Kortmann 	. 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Kramel 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Krammig 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Kroll 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Dr. Kuchtner . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Kühlthau 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Kuntscher 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Kunze (Bethel) 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Lang (München) . . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Leibfried 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Leiske 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Lenz (Brühl) 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Lenz (Godesberg) . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Lenze (Attendorn) 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Leonhard 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Lermer 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Leukert 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Leverkuehn 	. . 	. 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Lindenberg 	. 	. 	. 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Lindrath 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Löhr 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Lotze 	 Ja Ja — Ja Ja 
Dr. h. c. Lübke 	. 	. 	. 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Lücke 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Lücker (München) 	. . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Lulay 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Maier (Mannheim) 	.  Ja Ja Nein Ja Ja 
Majonica 	 Ja Ja Nein - Ja Ja 
Dr. Baron Manteuffel- 

Szoege 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Massoth 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Maucher 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Mayer (Birkenfeld) 	. 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Menke 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Mensing 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Meyer (Oppertshofen) 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Meyer-Ronnenberg . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Miller 	 Ja Ja 	 Nein Ja Ja 
Dr. Moerchel 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Morgenthaler 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Muckermann 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Mühlenberg 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) Ja Ja Nein Ja Ja 
Müller-Hermann . . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Müser 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Naegel 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Nellen 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Neuburger 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Niederalt 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Niggemeyer 	. . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Oesterle 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Oetzel 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Orth 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Pelster 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Pferdmenges . . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Pitz 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Platner 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Pohle (Düsseldorf) . Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Praetorius . 	. 	. 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Dr. Probst . 	. 	. 	. krank krank krank krank krank 
Dr. Dr. h. c. Pünder 	. 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Raestrup 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Rasner 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
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Name 

Abstimmungen 
1 		2 		3 		4 		5 

Frau Dr. Rehling . . . 	 Ja Ja Nein J a Ja 
Richarts 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Frhr. Riederer von Paar Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Rinke 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Rösch 	 Ja Ja Nein -- Ja 
Rösing 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Rümmele 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Ruf 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Sabaß 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Sabel 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Schäffer 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Scharnberg 		 Ja Ja Nein Ja Ja 
Scheppmann 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Schill (Freiburg) 		• 	• Ja Ja Nein Ja Ja 
Schlick 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Schmücker 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Schneider (Hamburg) . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Schrader 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Schröder (Düsseldorf) Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr.-Ing. E. h. Schuberth Ja Ja Nein Ja Ja 
Schüttler 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Schütz 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Schuler 	 krank krank krank krank krank 
Schulze-Pellengahr . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Schwarz 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Dr. Schwarzhaupt Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Seffrin 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Seidl (Dorfen) 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Serres 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Siebel 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Siemer 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Solke 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Spies (Brücken) 	. 	. 	. 	. Ja Ja  Nein Ja Ja 
Spies (Emmenhausen) 	 Ja Ja  Nein Ja Ja 
Spörl 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Graf von Spreti 	. 	. 	. 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Stauch 	 Ja Ja  Nein Ja Ja 
Frau Dr. Steinbiß 	. . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Stiller 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Storch 	  Ja Ja  Nein Ja Ja 
Dr. Storm 	 Ja Ja  Nein Ja Ja 
Strauß 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Struve 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Stücklen 	 Ja Ja  Nein Ja Ja 
Teriete 	 Ja Ja  Nein Ja Ja 
Unertl 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Varelmann 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Vietje 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Vogel 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Voß 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Wacher (Hof) 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Wacker (Buchen) . 	. 	. . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Wahl 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Walz 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Frau Dr. h. c. Weber 

(Aachen) Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Weber (Koblenz) . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Wehking 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Welskop 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Welter (Aachen) Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Werber 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Wiedeck 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Wieninger 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Willeke 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Winkelheide 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Wittmann 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Wolf 	(Stuttgart) 	.  . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Wuermeling 	. . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Wullenhaupt 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
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Name 
Abstimmungen 

1 		2 		3 		4 		5 

SPD 

Frau Albertz 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Albrecht 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Altmaier 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Dr. Arndt 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Arnholz 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Dr. Baade 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Dr. Bärsch 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Bals 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Banse 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Bauer (Würzburg) 	. . . Nein Nein Ja Nein Nein 
Baur (Augsburg) . . . 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Bazille 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Behrisch 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Bennemann . . . 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Bergmann 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Berlin 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Bettgenhäuser 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Beyer (Frankfurt) Nein Nein Ja Nein Nein 
Birkelbach 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Blachstein 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Dr. Bleiß 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Böhm (Düsseldorf) . . . Nein Nein Ja Nein Nein 
Bruse 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Corterier 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Dannebom 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Daum 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Dr. Deist 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Dewald 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Diekmann 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Diel 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Döhring 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Erler 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Eschmann 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Faller 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Franke 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Frehsee 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Freidhof 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Frenzel 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Gefeller 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Geiger (Aalen) 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Geritzmann 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Gleisner (Unna) 	. 	. 	. 	. Nein Nein Ja Nein Nein 
Dr. Greve 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Dr. Gülch 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Hansen (Köln) 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Hansing (Bremen) 	. . 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Hauffe 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Heide 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Heiland 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Heinrich 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Hellenbrock 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Hermsdorf 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Herold 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Höcker 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Höhne 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Hörauf 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Dr. Hubert . . 	. 	. Nein Nein Ja Nein Nein 
Hufnagel 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Jacobi 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Jacobs 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Jahn (Frankfurt) . 	. 	. 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Jaksch 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Kahn-Ackermann 	. . 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Kalbitzer 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Keilhack 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Kettig 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
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Keuning 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Kinat 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Frau Kipp-Kaule 	. . . Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Könen (Düsseldorf) . . . Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Koenen (Lippstadt) 	. . Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Frau Korspeter 	. 	. 	. 	. Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Dr. Kreyssig 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Kriedemann 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Kühn (Köln) 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Kurlbaum 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Ladebeck 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Lange (Essen) 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Frau Lockmann . . . 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Ludwig 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Dr. Lütkens 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Maier (Freiburg) 		 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Marx 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Matzner 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Meitmann 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Mellies 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Dr. Menzel 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Merten 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Metzger 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Frau Meyer (Dortmund) Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Meyer (Wanne-Eickel) 	. Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Frau Meyer-Laule . . 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Mißmahl 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Moll 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Dr. Mommer 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Müller (Erbendorf) . 	. 	. Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Müller (Worms) 	. 	. . 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Frau Nadig 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Odenthal 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Ohlig 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 

Ollenhauer 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Op den Orth 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Paul 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Peters 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Pöhler 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Pohle (Eckernförde) 		 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Dr. Preller 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Priebe 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Pusch 	  Nein Nein 	. Ja Nein 	Nein 
Putzig 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Rasch 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Regling 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Rehs 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Reitz 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Reitzner 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Frau Renger 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Richter 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Ritzel 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Frau Rudoll 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Ruhnke 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Runge 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Sassnick 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Frau Schanzenbach . . 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Scheuren 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Dr. Schmid 	(Frankfurt) Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Dr. Schmidt (Gellersen) . Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Schmidt (Hamburg) 	. . Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Schmitt (Vockenhausen) . Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Dr. Schöne 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Schoettle 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Seidel (Fürth) 	 Nein Nein Ja Nein 	Nein 
Seither 	  Nein Nein Ja Nein 	Nein 
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Seuffert 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Stierle 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Sträter 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Strobel 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Stümer 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Thieme 	  krank krank krank krank krank 
Traub 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Trittelvitz 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Wagner (Deggenau) 	. 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Wagner (Ludwigshafen) Nein Nein Ja Nein Nein 
Wehner 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Wehr 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Welke 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Weltner (Rinteln) 	. 	. 	. Nein Nein Ja Nein Nein 
Dr. Dr. Wenzel 	. . . 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Wienand 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Wittrock 	  Nein Nein — Nein Nein 
Ziegler 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Zühlke 	  Nein Nein Ja Nein Nein 

FDP 

Dr. Atzenroth 	. 	. 	. 	. 	. Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Becker (Hersfeld) . 	. Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Blank (Oberhausen) . Ja Ja Nein Ja enthalten 
Dr. h. c. Blücher 	. 	. 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Bucher 	 Ja Ja Ja Nein Nein 
Dannemann 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Dehler 	 Ja Ja Nein Ja Nein 

I Dr.-Ing. Drechsel 	. 	. 	. Ja Ja Nein Ja Nein 
Eberhard 	 Ja Nein Ja Nein Nein 
Euler 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Fassbender 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Frau Friese-Korn 	. . 	 Ja Ja enthalten Ja Nein 
Frühwald 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Gaul 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Hammer 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Held 	  Ja Nein Ja Nein Nein 
Hepp 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Hoffmann 	 Ja Ja Ja Nein Nein 
Frau Dr. Ilk 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr. Jentzsch 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Kühn (Bonn) 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Lahr 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Lenz (Trossingen) 	. 	. . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Dr. h. c. Prinz zu Lö- 

wenstein Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Luchtenberg . 	. 	. Ja Ja enthalten Ja Nein 
Dr. Maier (Stuttgart) . 	. entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
von Manteuffel (Neuß) 	 Ja Ja Nein Ja enthalten 
Margulies 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Mauk 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Mende 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Miessner 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Neumayer 	 Ja — — — 
Onnen 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Pfleiderer 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Preiß 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Preusker 	 Ja Ja Nein Ja enthalten 
Rademacher 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. entschuld 
Dr. Schäfer 	 Ja Ja Nein Ja enthalten 
Scheel 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Schloß 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Schneider (Lollar) 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Schwann 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
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Stahl 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Stammberger 	. . . Ja Ja Ja Ja Nein 
Dr. Starke 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Wellhausen 	. . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Wirths 	 Ja Ja Nein Ja Ja 

GB/BHE 

Bender 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Czermak 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Eckhardt 	 Ja Ja Nein Ja Ja 

Elsner 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Engell 	 Ja Ja Ja Nein Nein 
Feller 	  Ja Ja Ja enthalten Nein 
Gräfin Finckenstein 	. . Ja Ja Nein Ja Ja 
Frau Finselberger 	. . 	 Ja Ja Ja Ja Nein 
Gemein 	 Ja Ja Ja Ja Nein 
Dr. Gille 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Haasler 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Kather 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Keller 	 Ja Ja Ja enthalten Nein 
Dr. Klötzer 	 Ja Ja enthalten Ja Nein 
Körner 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Kraft 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Kunz (Schwalbach) 	. 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Kutschera 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Mocker 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Dr. Oberländer 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Petersen 	 Ja Ja Ja Ja Nein 
Dr. Reichstein 	 Ja Ja Ja Ja Nein 
Samwer 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Seiboth 	 Ja Ja Ja Ja Nein 
Dr. Sornik 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Srock 	 Ja Ja Ja Ja Nein 
Dr. Strosche 	 Ja Ja Ja Ja Nein 

DP 

Becker (Hamburg) . . . Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Brühler 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Eickhoff 	 Ja Ja Nein Ja Ja 

Dr. Elbrächter 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Hellwege 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Matthes 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. von Merkatz . . . 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Müller (Wehdel) 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Schild (Düsseldorf) . Ja Ja Nein Ja Ja 
Schneider (Bremerhaven) Ja Ja Nein Ja enthalten 
Dr. Schranz 	 Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Ing. Seebohm 	. . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Walter 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Wittenburg 	 — — — — — 
Dr. Zimmermann 	. . . — — — — — 

Fraktionslos 

Brockmann (Rinkerode) — — — 
Stegner 	 Ja Ja Ja Nein Nein 
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Zusammenstellung der Abstimmungen 

Abstimmungen 
1 		2 		3 		4 		5 

Abgegebene Stimmen 	 475 474 471 473 474 

Davon : 
Ja 	 324 321 166 314 264 
Nein 	 151 153 302 157 201 

Stimmenthaltung .  3 2 9 

Zusammen wie oben 	. 475 474 471 473 474 

Berliner Abgeordnete 

Name 
Abstimmungen 

1 		2 		3 		4 		5 

CDU/CSU 

Dr. Friedensburg . . . 	. Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Krone 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Lemmer 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Frau Dr. Maxsein . . 	 Ja Ja Nein Ja Ja 
Stingl 	  Ja Ja Nein Ja Ja 
Dr. Tillmanns 	 Ja Ja Nein Ja Ja 

SPD ) 
Brandt (Berlin) 		  Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Heise 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Klingelhöfer 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Dr. Königswarter 	. . . entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Mattick 	  Nein Nein Ja Nein Nein 
Neubauer 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Neumann 	 Nein Nein Ja Nein Nein 
Dr. Schellenberg 	. 	. 	. 	. Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Schroeder (Berlin) . Nein Nein Ja Nein Nein 
Schröter (Wilmersdorf) . Nein Nein Ja Nein Nein 
Frau Wolff (Berlin) • • . Nein Nein Ja Nein Nein 

FDP 

Dr. Henn 	 Ja Ja Nein Ja enthalten 
Hübner 	  Ja Ja Nein Ja enthalten 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Reif 	  Ja Ja Nein Ja Nein 
Dr. Will 	  Ja Ja Nein Ja Nein 

Zusammenstellung der Abstimmungen der Berliner Abgeordneten 

Abgegebene Stimmen 	 

Davon : 
Ja 	 
Nein 	 
Stimmenthaltung 	 

Zusammen wie oben . 	 

1 

20 

10 
10 
— 
20 

 2 

20 

10 
10 
— 
20 

Abstimmungen 
3 

20 

10 
10 
— 
20 

4 

20 

10 
10 
— 
20 

5 

20 

5 
13 

2 
20 
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